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Vorwort 


Die Eltern Deutschlands kämpfen. Sie kämpfen um und für ihre 
Kinder. Und sie verlieren oftmals! Damit einhergehen nicht nur 
der Verlust ihrer Würde, Anerkennung, Liebe und Wertschätzung, 
sondern auch Geld, Kontrolle und Rechte. Gekämpft wird gegen 
das väterliche Gefühl gesellschaftlicher Minderwertigkeit, 
geschlechtertypische Rollenzuweisungen, Genderkomplexe, die 
Gerichtsbarkeit, nicht objektivierbare Gutachten, das Jugendamt, 
die Beistandschaft und gegen den Verfahrensbeistand — kurz 
gesagt, gegen ein System des Staates, das Eltern überwiegend den 


biologischen Vater, für ersetzbar hält. 


Der Staat bereichert sich gleichzeitig finanziell an den Familien, 
da er den Streit zwischen den Eltern forciert. Der Schutz der 
Familie durch den Rechtsstaat erweckt zudem den Anschein, 
ausschließlich für die Mutter nach Art. 6 (4) Grundgesetz (GG) da 
zu sein. Ein staatliches Anreizsystem fördert die Trennung der 
Eltern, damit den Streit um das Kind und Geld. Damit stellt sich 
Deutschland mit den anderen deutschsprachigen Ländern als 
europäisches Schlusslicht dar, denn es schränkt die Rechte der 
biologischen Eltern und ihrer Kinder zu Lasten der Kinder ein. 


Dadurch werden nicht nur sie die Verlierer. Die größten Verlierer 


sind die Kinder und - im größeren Zusammenhang - auch die 


Gesellschaft! 


Durch die Ungleichbehandlung der Eltern und ein antiquiertes 
Frauen- und Männerbild befindet sich die Gesellschaft in einer 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Schieflage. Im Sinne des 
Gender-Mainstreaming soll die Wirtschaft über mehr Fachkräfte 
verfügen, wenn die Mütter stärker teilhaben dürften. Die „gerechte 
Teilhabe der Mütter am Arbeitsleben“ (zur Beschaffung des 
Industriekapitals) wäre gegeben, wenn da nicht die einseitige und 
ungleiche Belastung durch die Kinderbetreuung wäre. Zwar ist der 
gemeinschaftliche Schutz der Mutter als Entstehungsort des 
Lebens legitim und wünschenswert. Allerdings darf dies nicht 
unter Missachtung des natürlichen Schutzbedarfs der Prägung des 


Kindes durch beide Elternteile betrieben werden! 


Die Verfassungsgeber der Bundesrepublik Deutschland hatten, 
nach Auslegung des „Protokolls des redaktionellen Ausschusses 
der verfassungsgebenden Instanz“, mit dem gemeinschaftlichen 
Mutterschutz auch den Schutz der gesellschaftlichen Entwicklung 
im Sinn. Allerdings ist diese Intention immer mehr zu einem 
Zerrbild seiner selbst geworden. Warum? Weil der Gesetzgeber die 
Kinder hauptsächlich einem Elternteil zugeordnet hat, und zwar 
der Mutter. Aber da, wo eine Mutter ist, ist logischerweise auch 


immer ein Vater! 


Bevor das Kind geboren wird und auch danach, ist die Mutter 
ganz besonders zu schützen. Aber mit dem Moment der Geburt, 


muss auch der Schutz der Rechte des Vaters gewährleistet sein. 


Warum Eltern, also Mütter und Väter als biologischer Erzeuger 
schutz- und förderungswürdig sind und notwendige Erscheinung 


des kindlichen Lebens sein müssen, erläutert dieses Buch. 


Es gibt ein natürliches, das heißt ein anthropologisches 
Menschenrecht der Fortpflanzung, ein genetisches Menschenrecht 
der Vererbung biologischer Eigenschaften und Eigenarten 
(biologische Vererbung von elterlichen genetischen Eigenschaften 
und -arten) sowie ein sogenanntes somatologisches 
Menschenrecht der (Vererbung von Gesundheits- und 
Krankheitsmerkmalen). Dieses Naturrecht ist in allen Bereichen 
des wissenschaftlichen Diskurses Grundlage von Theorien und 


Untersuchungen. 


Bezogen auf die Diskussionen um die Thematik dieses Buches 
betrifft dies die immer wiederkehrende Frage, ob und inwiefern 
das Kind der Betreuung, Erziehung und Förderung durch seine 
biologischen Erzeuger bedarf, um entsprechend seiner 
Eigenschaften und -arten aufzuwachsen und seine individuelle 
Persönlichkeit auf Grundlage sozialverträglicher Prinzipien eine 


gemeinschaftsfähige Gleichgewichtsbestrebung 
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(Sozialisation/Persönlichkeitsentwicklung - SGB VID zu 
entfalten. Damit ist auch die Frage der Beteiligung beider Eltern 
an der Förderung und Steuerung des kindlichen 


Gleichgewichtsbestrebungsprozesses verbunden. 


Dies gilt insbesondere für den Wesensgehalt des Rechte-Pflichten- 
Kreises der Eltern, gemäß Art. 2 UN-Kinderrechtskonvention, Art. 
6 Europäische Menschenrechtskonvention, in Verbindung mit Art. 
6 (2) Grundgesetz. In diesem Pflichtenkreis wird klargestellt, dass 
das Elternrecht ein Naturrecht ist. Der natürliche Charakter des 
Elternrechts ist übergesetzlich. Dieses Naturrecht gilt es, im 
Interesse der Kinder zu schützen! Vater und Mutter müssen 
gleichermaßen bei der Erziehung und Pflege ihrer Kinder staatlich 


und gesellschaftlich unterstützt werden. Art. 6 (1) GG) 


Auch hier gilt es, traditionelle gesellschaftliche Normen und 
Denkschablonen des christlich-abendländischen Patriarchats, die 
tief in den Gedanken, auch der Gerichtsbarkeit, verwurzelt sind, 
auf den Prüfstand zu stellen, zu überarbeiten und gegebenenfalls 
zu erneuern. Weder Frau noch Mann dürfen sich durch einseitiges 
Recht auf Elternschaft benachteiligt sehen und in ihrer 
gemeinsamen verantwortungsvollen Ausübung behindert werden. 
Nur so kann der Fokus auf die Umsetzung neuer 
wissenschaftlicher Erkenntnisse und supranationaler Gesetze in 


der Verwaltungs- und Rechtspraxis gelegt werden. Nur so lassen 


sich tatsächliche kindeswohlgefährdende Einflussfaktoren gezielt 


verringern, statt sie zu verstärken. 


Das Erziehungsziel ist eindeutig, dass biologische Eltern sind 
unersetzbar. Die Gesetzgebung und die Gerichtsbarkeit müssen 
sich an dem ausrichten, was die Natur vorgibt. Daher muss das 
verpflichtende Recht der Eltern unmittelbarer, direkter und 
unmissverständlicher zum Ausdruck gebracht werden, um das 
dabei das allem übergeordnete natürliche Recht des Kindes auf 
eine liebevolle, fördernde und gewaltfreie Erziehung zu fördern. 
Elternschaft ist ein vorkonstitutionelles Recht und Teil der 


Menschenwürde nach Art. 1 (1) GG. 


Eltern sind, biologisch gesehen, immer zwei Menschen. Den 


Begriff „Eltern“ gibt es nur im Plural. 


Im historischen Kontext des abendländischen Raumes wurde die 
Mutter mit dem Primat der Erziehung und der Betreuung der 
Kinder ausgestattet. Der Vater hatte die Familie zu versorgen und 


zu schützen, sowie die Kinder in die Erwerbsfähigkeit zu führen. 


Durch den gesellschaftlichen Wandel und neue Erkenntnisse von 
Wissenschaft und Forschung ist diese Hegemonie jedoch nicht 
länger in dieser Starre vertretbar. Sie widerspricht einem 
Individualanspruch der Mutter auf ein selbstbestimmtes Leben 


ebenso wie dem Recht und der ihm durch Art. 6 (2) auferlegte 
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Pflicht des Vaters auf eine ebenbürtige Teilhabe an der 
Kindererziehung und Kinderbetreuung. Zudem zeigen sich durch 
die einseitige Auslegung von Erziehungsrecht und -auftrag 


massive wirtschaftliche und sozialstrukturelle Probleme. 


In Anbetracht der Tatsache, dass ein Kind in erster Linie ein 
Wesen aus beiden elterlichen Anlagen ist, ein epigenetisches 
„Gebilde“ aus den homöostatischen, genotypischen und phäno- 
typischen Eigenschaften und -arten seiner Erzeuger, so stellt 
bereits das Nichtanerkennen des Naturrechtes als solches eine 
Verfassungswidrigkeit dar. Die staatliche Ausgestaltung der 
Familienpolitik, gegossen in fördernde und diskriminierende 
Gesetzesnormen, ist das Resultat. Das Hauptargument, dass die 
Geburt und die Schwangerschaft als biologische Gegebenheit eine 
absolute Dominanz der Frauen in Bezug auf Umgang und Sorge 
zu den Kindern begründen, sind aus Sicht der Verfasser und der 
Wissenschaft und auf der Grundlage des Art. 6 (2) GG ebenso 
unhaltbar, wie frühere unhaltbare gesellschaftliche Normen, Frau 
und Familie wären dem Manne untergeordnet, was über 
Jahrtausende in nahezu allen Gesellschaftsorganisationen zur 
wirtschaftlichen Grundlage der Familien diente und die 


Entwicklung der Menschheit förderte. 


Vision Deutschland - Eltern sind unersetzlich 


Die Völker, die die Familie als Kernzelle ihrer Gesellschaft leben, 
haben seit Jahrtausenden in ihren Staaten überlebt. Gesellschaften, 
die die Familien zerstört haben, sind untergegangen. 

Diese These soll hier schlagwortartig belegt werden. Mit der 
Gründung einer Familie verbinden auf Dauer zwei Menschen mit 
ihren spezifischen, sehr ausgeprägten, körperlichen 
Besonderheiten, Eigenschaften und Verhaltensweisen aufgrund 
und mit Hilfe der dazugehörigen Familienstrukturen. In dieses 
Spannungsfeld werden Kinder hineingeboren, die auf diese 
spezifisch einmaligen Eltern dahingehend angewiesen sind, dass 
sie das lernen und übernehmen, was ihnen die Eltern anbieten. Sie 
werden durch die Eltern geprägt, indem die Verknüpfungen der 
Hirnzellen bewirken, dass die Verhaltensweisen ihrer Eltern ihnen 
ermöglichen, später selbständig zu leben. Das ist ein dauerhafter 
Prozess, der die Identität, geprägt aus den elterlichen Qualitäten, 
eine neue, individuelle Persönlichkeit auf der Basis ihrer eigenen 
Familienbande schafft. 

Hierbei spielen der Bildungsstand, die menschliche Wärme, die 
materiellen Voraussetzungen, die gesellschaftliche Stellung, die 
religiöse Ausrichtung die wohl wichtigsten Felder dar, die das 


Lernen des Kindes beeinflussen. Erst, wenn hier der Grundstein 
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gelegt wird, kann es zu einer Entwicklung zu einem sozialen 
Menschen führen. Je älter das Kind ist, umso mehr sind 
zusätzliche — ergänzende, nicht ersetzende - Menschen und 
Institutionen an der Bildung des Kindes und Jugendlichen 
beteiligt. Aufgrund der Grundlagen aus dem 
„Familiennest‘“ werden die Anlagen der Kinder und Jugendlichen 
geformt und geprägt, damit sie in der Gemeinschaft ihrer 
Kommune, ihres Staatsgebildes und der übrigen Welt ihren Platz 
finden. Haben sie ihn gefunden, können sie auch ihre spezifischen 
Qualitäten an ihre Kinder in ihrer eigenen Familie mit einem 
Partner, einer Partnerin neu bestimmen und an die nächste 
Generation weitergeben. 

Wird dieser Entwicklungsprozess gebrochen oder wird er lediglich 
von einem Elternteil einseitig umgesetzt, verliert bzw. entbehrt das 
Kind die Qualitäten des verloren gegangenen Elternteils und wird 
hierdurch sein Leben lang verunsichert oder es kann das 
Spannungsfeld, aus dem es seine Lernmöglichkeiten nimmt, gar 
nicht erst aufbauen. Es wird zum seelischen Krüppel, weil ihm die 
Möglichkeiten fehlen, den jeweils ergänzenden Elternteil nicht 
(mehr) wahrnehmen zu können und dadurch die fehlenden 
Alternativen nicht kennen zu lernen. Seine geschlechtliche 
Entwicklung wird ge- oder zerstört, weil er das Zusammenwirken 


seiner Eltern nicht mehr erleben kann und sich deshalb nicht in 


seiner Entwicklung als Junge oder Mädchen sowohl an der Mutter 
wie am Vater gleichgeschlechtlich oder gegengeschlechtlich 


orientieren kann. 


Kapitel 1 
Die kindeswohlmissbräuchliche Praxis der Gerichtsbarkeit 


Die Grundprinzipien des kindeswohlmissbräuchlichen Rechts und 
der Praxis der Gerichtsbarkeit liegen in der „Nicht- 
Gerichtsbarkeit“ der menschlich-emotionalen 
Informationsverarbeitung (neurolimbische Kognition). Genau das 
aber maßt sich ein gerichtlicher Einwirkungsbeschluss an, der die 
Verfügung über das Kind, durch das „responsive 
Verhaltensangebot“ (Betreuungsangebot) der Eltern an dem Kind 


regeln soll. 


Anders gesagt, das mit dem Gerichtsbeschluss avisierte Ziel der 
Durchsetzung eines staatlich scheinbar definierten und 
legitimierten Kindeswohles wird wegen der „Evidenz und der 
legitimen eigenen Dynamik“, also der Besonderheiten jedes 
einzelnen menschlich-emotionalen Verarbeitungsprozesses stets 
unerfüllbar sein. Diese Prozesse lassen sich nicht gerichtlich 
regeln bzw. beeinflussen. Diesbezüglich führte Prof. Dr. Dr. Dr. 
Wasilios E. Fthenakis, einer der erfahrensten deutschen 
Wissenschaftler auf dem Gebiet der Erziehungswissenschaft, vor 
dem Deutschen Familiengerichtstag (DFGT) zutreffend aus, dass 
ein Familienrichter niemals eine dem Kindeswohl konforme 


Entscheidung treffen kann, ohne beide Eltern einzubinden. Das 


Kind ist hier Adressat der Pflege und Erziehung. Der Grund dafür 
ist, dass die Umsetzung der richterlichen Vorstellung der 
Eigendynamik des Alltagsangebotes im Lichte der elterlichen 
kognitiven Einstellung dazu unterstellt wird. Um die Tragweite 
staatlicher Fehleingriffe in die natürlichen Bedürfnisse des 
Kindeswohles (internationale Formulierung; die besten Interessen 
des Kindes) zu verdeutlichen, muss auf folgende, in der 
Gerichtsbarkeit allgemein übliche Verfahrensweisen und Sach- 


verhalte zurückgegriffen werden: 


1. Ein Kind wird aus einer üblicherweise überwiegend 
wohlwollenden Beziehung zwischen einem Mann (Vater) und 


einer Frau (Mutter) gezeugt. 


Die Folge als bio-soziologische Tatsache: 


Das Kind ist ein epigenetisches Wesen aus den genotypischen und 
phänotypischen Eigenschaften und Eigenarten beider Elternteile, 
mit einem nicht vorher definierbaren Verhältnis elterlicher 
epigenetischer Prägung. Durch diese Prägung entsteht eine 
unaufhörliche, abhängige, entwicklungsfördernde Familienbande, 
deren Entwicklung im Sinne des Kindes und des Kindeswohls 


unabdingbar der Erfahrungssätze beider Eltern als Vorbild bedarf, 


damit das Kind eine individuelle identitätsgemäße eigene 


soziologische Persönlichkeit entfalten kann. 


2. Die Eltern beschließen, sich zu trennen bzw. die Beziehung 


auf der Paarebene aufzulösen. 


Die Folge als bio-soziologische Tatsache: 


Das Kind erhält trotzdem die biologische und soziologische 
Prägung der bisherigen Erziehungsangebote beider Eltern. Es 
bedarf nach wie vor der Kontinuität und der Reflexion beider 
elterlichen Erziehungsangebote, um Individualität und 
Identifikation der eigenen Persönlichkeit zu sichern und zu 
entwickeln. Denn keine der elterlichen Persönlichkeiten ist durch 
den anderen Elternteil oder neue Partner ersetzbar, vielleicht 


ergänzbar. 


3. Trotzdem beantragt ein Elternteil beim staatlichen 
Wächteramt in unzulässiger Weise, allein bzw. vorrangig dem 
dualen Bedürfnis des Kindes nach Individuation und 
Identifikation durch einseitige Darbietung der eigenen 


Persönlichkeit nachzukommen. 


Die Folge als bio-soziologische Tatsache: 


Der Antrag zielt zwangsläufig darauf ab die Sicherung der 
Individuation und Identifikation der kindlichen biologischen 
Persönlichkeitsprägung zu amputieren, weil damit ein 
„Alleinvertretungsanspruch“ gegenüber den dual ausgerichteten 
Bedürfnissen des Kindes erreicht wird, (der dem Ziel dienen soll, 
die Qualitäten des ungeliebt gewordenen anderen Elternteils dem 
Kind zu entziehen — muss entfernt werden, weil es eine 
Mutmaßung ist. Ggf. ist der andere Elternteil nicht ungeliebt 
geworden, sondern es geht lediglich um Unterhalt oder andere 


Vorteile der Alleinerziehung etc.). 


Das ist dem Kindeswohl grundsätzlich abträglich, denn der 
elterliche Alleinerzieher kann den anderen nicht ersetzen und raubt 
dem Kind seine zweite genetische Identifikationsfigur. Das 
impliziert, dass die Alleinerziehung (im Sinne der Reflektion eines 
einzigen elterlichen Persönlichkeitsangebotes) eines Kindes 
immer kindeswohlgefährdend ist, da es wesentliche im Kind 
angelegte Erbfaktoren nicht zur Entwicklung zulässt. (Art. 2 GG) 
Der Antrag ist daher grundsätzlich abzulehnen, weil die 
epigenetische Beweiserhebung des „besseren“ Elternteils mit 
menschlichen Mitteln unerfüllbar ist und bleiben wird. Eine 
Ausnahme kann hier bestehen, wenn ein Elternteil 


erwiesenermaßen durch körperliche oder seelische Misshandlung 
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dem Kindeswohl dauerhaft schwer schadet und diese Gefährdung 
nicht behoben werden kann (Art. 6 (3) GG. 


Fazit: 


Aus wesensbiologischen, natürlichen und identitären Gründen 
kann jeder Elternteil nur und am besten die Eigenschaften und 
Eigenarten der kindlichen Prägung fördern, die er dem Kind 
vererbt hat. Das heißt, dass keiner der Eltern für sich allein den 
Anspruch erheben kann, eine kindeswohlkonforme Erziehung des 
Kindes im Sinne beider kindlicher Persönlichkeitsprägungen zu 
gewährleisten. Diese Tatsache besteht unabhängig von der 
Erziehungskompetenz oder der Kooperations- und Kommunika- 


tionsfähigkeit der Eltern-Ebene. 


4. Entgegen seinen biologischen und epigenetischen Prägungen 
wird das Kind per Gesetz oder Gerichtsbeschluss ($$ 1671, 
1626a BGB) willkürlich dem alleinigen Persönlichkeitsangebot 


eines einzigen Elternteils ausgesetzt. 


Die Folge als bio-soziologische Tatsache: 


Die Willkür staatlicher Familiengerichtsbarkeit liegt darin, dass 
das Wächteramt über keine wissenschaftlich objektivierbare, 
messbare und die gesamte Problematik erfassende Möglichkeit 
verfügt, um mit Sicherheit den epigenetisch Besseren im Sinne 
des biologischen Persönlichkeitsentwicklungsbedarfes des Kindes 


prognostisch definieren und auswählen zu können. Ferner ist die 
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gerichtliche Überwachung der im Beschluss festgelegten 
Kindeswohlkriterien nicht möglich, da die Richter die Begleitung 
der Umsetzung des Beschlusses im Alltag entsprechend der 
kindlichen Bedürfnisse in der Praxis selbstverständlich nicht 
gewährleisten können. Die durch die Umsetzung der gerichtlich 
festgelegten Kindeswohlkriterien bewirkten psychogenen 


Beeinträchtigungen sind aber schwer rückgängig zu machen. 


Im Sinne der dualen epigenetischen Persönlichkeitsprägung des 
Kindes stellt die Übertragung bzw. Übernahme der 
Erziehungsaufgabe durch einen Elternteil zwangsläufig eine 
seelische Amputation und psychogene Beeinträchtigung des 
kindlichen Persönlichkeitsentwicklungsbedarfes dar. Zudem stellt 
die Wahl eines Elternteils als alleinige Erziehungskompetenz für 
sich allein einen Verstoß gegen das Differenzierungs- und 
Diskriminierungsverbot des Art. 2 (1) UN-KRK in Verbindung mit 
Art. 3 (2) GG dar, weil hinsichtlich der objektiven, natürlichen 
und funktionalen Persönlichkeitsprägungen des Kindes das 
Wächteramt da willkürlich eingreift, wo die Nichtbeachtung der 
besonderen epigenetischen Wesensprägung des Kindes es an der 


Verwirklichung seines Selbst zu hindern fördert. 


Die wächteramtliche Verfügung über das Kind von der Forderung 
nach Kommunikations- und Kooperationsfähigkeit der Eltern 


untereinander abhängig zu machen, ist ein weiterer Humbug der 


Rechtsprechung. Denn die individuelle und identitäre 
Persönlichkeitsentwicklung erfolgt völlig unabhängig und 
unbeeinflusst von bzw. trotz der sogenannten Eltern-Konflikt- 
Ebene. Im Hinblick auf die Stärkung der Widerstandsfähigkeit 
(Resilienzkapazität) des Kindes übertreffen die kindlichen 
Beeinträchtigungen des erlebten Streites der Eltern in keiner 
Weise diejenigen Beeinträchtigungen, die das Kind aus einem 
fehlenden Prozess der Identifikation und Individuation mit jedem 


seiner Elternteile erfährt. 


Das Differenzierungsverbot aus Art. 2 (1) UNKRK in Verbindung 
mit Art. 3 (2) GG muss in Verbindung mit Art. 6 EMRK in 
Verbindung mit Art. 6 (1) u. (2) GG gesehen werden, das den 
Schutz und die Erhaltung des epigenetischen „Besitz- 
tums“ (Schutzanspruch des Kindes auf seine biologische Prägung) 
des Kindes an beiden Eltern und die Familienbande in seinen 
natürlichen Grundstrukturen zum Ziel hat. Wegen des besonderen 
Schutzes der rechtlichen Stellung des Kindes im GG erlauben das 
Schutzrecht vor staatlichen Eingriffen aus Art. 2 (1), 6 (2) und 8 
UN-KRK in Verbindung mit Art. 3 (2) GG keine abweichende 
einfache Normierung (BGB) der natürlichen Elternpflichten und - 


rechte, aus Art. 6 (2) S. 1 GG, weil: 


e das Wohl des Kindes im Sinne seiner epigenetischen Prägung 


den Interessen der Eltern vorgeht, 
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e der Gesetzgeber die epigenetische Prägung des Kindes nicht 


dem Streit der Eltern unterstellen darf, 


e das angebliche Versagen eines Elternteils in einer Eltern-Kind- 
Interaktion am besten und nur durch die andere Eltern-Kind- 
Interaktion (Resilienz-Förderung) einigermaßen kompensiert 


werden kann, 


e wegen der fehlenden, prognostischen Bewertung des 
elterlichen Versagens durch das Gericht die einfache 
Normierung des Gesetzgebers (BGB) mit der Gefahr des 
Eingriffes in den Wesensgehalt aus Art. 19 (2) GG in der 
natürlichen Elternpflicht behaftet ist. 


5. Im Wege der Umgangsregelung verteilt das Wächteramt die 
Verfügung(szeit) bzw. die Interaktionszeit des Kindes nach 
Gutdünken - üblicherweise durch Reduzierung der kindlichen 


Verfügungs- und Interaktionszeit mit einem Elternteil. 


Die Folge als bio-soziologische Tatsache: 


Die willkürliche Festlegung der kindlichen Interaktionszeit mit 
den Eltern und die Entrechtung eines Elternteils erwirkt 


zwangsläufig eine willkürliche Festlegung der seelisch- 


intellektuellen Auffassungs- und Verarbeitungszeit. (Kognition > 
neuro-limbische Assimilation/Akkommodationsprozesse 
elterlicher Erziehungsangebote durch das Kind) Erfolgt die 
Festlegung durch Reduzierung der Interaktionszeit mit einem 
Elternteil, so stellt dies einen Verstoß gegen den kindlichen Bedarf 
an angemessener Kommunikation mit demjenigen Elternteil dar. 
Wird die Tatsache berücksichtigt, dass das Kind mehr Bedarf an 
gemeinsam verbrachter Zeit mit dem per Richterspruch 
eingeschränkten Elternteil hat, ist eine psychogene 
Beeinträchtigung der kindlichen Entwicklung verbunden und 


vorprogrammiert. 


Grundsatz: 


Die Förderung der kindlichen epigenetischen Prägung ist eine 
Maxime der elterlichen Erziehungspflichten und -rechte aus Art. 6 
(2), S.1 GG. Dies erfordert die absolute Verfügung und 
Disposition des Kindes über die effektive Präsenz beider Eltern 
bzw. über deren Eigenschaften und Eigenarten im Alltag. Erfährt 
das Kind durch die Bevorzugung eines Elternteils Defizite 
hinsichtlich seiner Prägung durch unterschiedliche 
Persönlichkeits- und Verhaltensvorbilder beider Eltern, wird ihm 
ein lebenswichtiger Entwicklungsprozess vorenthalten. Ob und 


welcher Elternteil hier die stärkeren und besseren 
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Identifikationsmuster besitzt, ist wissenschaftlich nicht 
nachweisbar wegen der individuellen Verschiedenheit jedes 
Menschen. Damit erfordert das Kindeswohl eine absolute 
Gleichwertigkeit der Verfügungszeit des Kindes über beide 
elterlichen Persönlichkeiten. Ein abweichender Eingriff des 
Wächteramtes in diesen Gleichwertigkeitsbedarf des Kindes ist in 


diesem Sinne dem Kindeswohl grundsätzlich abträglich. 


Würdigung der Gesetzgebung und der Rechtsprechung 


Wegen des Wesensgehaltes von Art. 2 (1) UNKRK, in Verbindung 
mit Art. 8 EMRK und von Art. 1, 2 (1), 19 (2) GG und deren 
Gültigkeit für Art. 6 (2) S. 1 GG sowie wegen der Beteiligung der 
biologischen Eltern an den epigenetischen Gesetzmäßigkeiten der 
kindlichen Veranlagung und Persönlichkeitsprägung ($ 1 u. 2 SGB 
VII) ist die Umsetzung des verfassungsmäßigen Auftrages aus 
Art. 6 (2) S. 1 u. 2 GG durch gesetzgeberische einfache 
Normierung im BGB oder durch gerichtlichen Eingriff nicht 
zulässig und bzw. weil stets dem Kindeswohl abträglich, wenn 
dadurch eine Rechtswirkung entfaltet wird, die die 
Ungleichbehandlung der Eltern (vorrangige und nachrangige 
Elternteile) zur Folge hat, oder die Verfügbarkeit des elterlichen 


Persönlichkeitsangebotes für das Kind einschränkt bzw. behindert. 


Denn die gleichwertige Wahrnehmung der alltäglichen 
Verantwortung in der Pflege, Erziehung und Betreuung durch 
beide leibliche Eltern ist ein natürliches „Eigentum“ des Kindes, 
das von der staatlichen Rechtsordnung so vorgefunden wurde. 
Diese ist im Sinne des Wesensgehaltes von Art. 6 (2) S. 2 GG 
durch das staatliche Wächteramt zu schützen. Unter 
Zugrundelegung des Wesensgehalts der oben genannten 
Grundsätze stellt die einfache Normierung von $ 1626a BGB 


durch Ungleichbehandlung von Mutter und Vater einen Verstoß 
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gegen das Kindeswohl im Sinne der Umsetzung des 


verfassungsmäßigen Auftrages durch den Gesetzgeber dar. 


Die Forderung des Gesetzgebers bzw. der Gerichtsbarkeit, den 
rechtlichen Zugang des Vaters zur Wahrnehmung der elterlichen 
Verantwortung im Sinne des Art. 6 (2) S.l1 GG von der 
Kooperations- und Kommunikationsbereitschaft der Eltern 
abhängig zu machen ist in Bezug auf den Anspruch des Kindes auf 
Fürsorge und Förderung durch beide Elternteile wächteramtliche 
Willkür. Denn der Kindeswohlbedarf an Förderung väterlich 
eingeprägter Persönlichkeitseigenschaften ist, ebenso wie bei der 
Mutter, unabhängig von der Kooperationsbereitschaft und - 
fähigkeit der Eltern. Die Wahrnehmung der natürlichen 
Elternverantwortung durch beide Eltern in gleichberechtigtem 
Umfang ist der Wesensgehalt des Kindeswohls gemäß Art. 6 (2) 
S.1 GG. Nur durch eine gesetzliche Normierung, wie sie 
einfachgesetzlich, also z.B. im BGB, vorliegt, ist ein Elternstreit 


hierüber möglich gemacht worden. 


Widersprüchlichkeiten verfassungsrechtlicher Eingriffe, 
Vorgaben und Auslegungen 

Entsprechend Art. 6 (2) GG haben die Eltern das natürliche Recht 
auf Pflege und Erziehung ihrer Kinder. Mit der Verankerung des 
Begriffs „natürlich“ in der Fassung des Grundgesetzes durch den 
redaktionellen Ausschuss des verfassungsgebenden Rates bringt 
das Grundgesetz zum Ausdruck, dass es das Elternrecht als ein aus 
dem Naturrecht hervorgehendes, vorstaatliches Recht ansieht 
(vorkonstitutionell), das somit von der staatlichen Rechtsordnung 
auch als solches vorgefunden wird. Damit entzieht sich dieses 
natürliche Recht dem Zugriff des Staates und schreibt, garantiert 
und legt der Verfassungsgeber den Vorrang und die Sicherung des 
kindlichen Zugriffs auf seine biologische Herkunft gegenüber dem 
staatlichen Erziehungszugriff auf das Kind fest. 
Unverständlicherweise hebt er (der Verfassungsgeber) jedoch das 
an die biologische Entwicklung gekoppelte Erziehungsziel nicht 
auf Verfassungsniveau an, sondern überlässt es der 
Umgestaltungskunst des Gesetzgebers. Dieser schreibt den Eltern 
das Erziehungsziel, im Sinne des Art. 6 (2) GG, durch einfache 
Normierung in $ 1 und 2 SGB VIH (Sozialgesetzbuch VII) vor, 
obwohl das natürliche Recht und die den Eltern zuvörderst 
obliegende Pflicht aus Art. 6 (2) GG dort ebenfalls aufgeführt ist. 


Die — gutgemeinten — Erziehungsziele werden zur Eingangstür der 
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Willkür gegen die Familienautonomie. Hiernach legen $$ 1 und 2 
SGB VI als Erziehungsziel die Förderung einer 
gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit des Kindes durch das 
Erziehungsangebot der Eltern fest. Eine gesetzliche 
Konkretisierung des Erziehungsangebotes ist verständlicherweise 
nicht vorgegeben, sondern wird - in Konformität mit der 
epigenetischen Prägung des Kindes - den Weltanschauungen und 
gemeinschaftsfähigen Persönlichkeitseigenschaften der Eltern 


überlassen. 


Im Sinne des Gesetzgebers wird die freie Gestaltung des 
staatlichen Erziehungsziels durch ein subjektives 
„Kindeswohlprinzip“ ($ 1697a BGB) eingeschränkt, um den 
Eingriff des Staates mithilfe willkürlicher Kindeswohl- 
Plausibilitätskriterien, deren Legitimität, Nachvollziehbarkeit 
sowie Objektivität, einzig und allein dem Wächteramt bzw. der 
Gerichtsbarkeit zugänglich bleibt, zu legitimieren. Der derzeitige 
Auslegungshorizont der Kindeswohlkriterien der Rechtsprechung 
bezieht sich regelmäßig auf das sogenannte Kooperationsprinzip, 
das Förderungsprinzip, das Kontinuitätsprinzip, den Kindeswillen 
und die Bindung des Kindes. Dass diese insbesondere hinsichtlich 
eines prognostischen Kindeswohls nicht messbar bzw. willkürlich 


sind, wurde bereits erwähnt. 


Die Konformität mit dem natürlichen Kindeswohl und Legitimität 
dieser Kriterien unterliegt also der Auslegung des Staates. Legt 
man die ausdrückliche, für den Bürger unmissverständliche 
Intention des Verfassungsgebers bezüglich des vorstaatlichen 
Charakters des natürlichen Elternrechtes aus Art. 6 (2) S.l1 GG 
zugrunde und stellt es der nachrangigen Rechtsordnung 
gegenüber, so ist für jedermann eindeutig, dass der Staat ein 
Recht, das er nicht vergibt, sondern vorfindet, nicht noch einmal 
vergeben, vorgeben, definieren oder auch entziehen kann bzw. 
darf. Paradoxerweise wird die Umsetzung des vorstaatlichen 
Vorranges des natürlichen Elternrechtes durch die Gerichtsbarkeit 
willkürlich und damit kindeswohlgefährdend und ohne Versagen 


der natürlichen Eltern verletzt. 


Einschlägig und beispielhaft wird die Tragweite der Verletzung 
natürlicher Kindeswohlbedürfnisse, wenn man die folgende Ent- 
scheidung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) analysiert (1 
BvR 1493/96 u. 1 BvR 1724/01 vom 09.04.2003). In dieser 
Entscheidung führt das Bundesverfassungsgericht in seinen 


Leitsätzen aus: 


„...Art. 6 (2) S. 1 GG schützt den leiblichen, aber nicht den 
rechtlichen Vater in seinem Interesse, die rechtliche Stellung als 


Vater einzunehmen. ...“ 
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Paradoxon Nr. 1 des BVerfG: 


Der Wesensgehalt des natürlichen Elternrechtes 
(Erziehungspflicht) steht nicht zur Disposition der staatlichen 
Rechtsordnung, da es von dieser von Rechts wegen vorgefunden 
ist und daher vom Bundesverfassungsgericht nicht erneut 
vergeben werden kann. Somit steht die menschen- und 
verfassungsrechtliche Stellung des Elternstatut „Vater“ u.a. in 
Verbindung mit Art. 2 (1) UNKRK nicht zur Disposition einer 
Eingriffsregelung staatlicher Rechtsauslegung, da der Staat bis auf 
weiteres niemals die epigenetischen Prägungen eines Kindes 
anordnen kann. Ferner belegt dieser Leitsatz eindeutig, dass das 
BVerfG nicht das Kindes(wohl)interesse im Blickfeld seiner 
Auslegung hat, da die Vaterschaft zuvorderst das Interesse des 
entwicklungsbedürftigen Kindes ist und nicht das eigene Interesse 


des Vaters. 


Des Weiteren legitimiert die zwischenmenschlich biologische 
„Eskapade‘“ der Mutter nicht ihre Bestimmungshoheit über die 
bereits entstandenen kindeseigenen Familienbande, mit der der 
soziale Vater nichts zu tun hat, sowohl im anthropologischen, 
genetischen und somatologischen, als auch im identitären Sinn. 
Die epigenetische Prägung des Fötus im Mutterleib wird nicht aus 
der alleinigen biologischen Eigenschaft und -art bzw. Merkmal der 


Mutter (Gebärfähigkeit) zusammengesetzt, sondern kraft der 


natureigenen biologischen Gesetzesdynamik aus der 
Verbindungen beider elterlicher Genmaterialien in die DNA des 
Kindes eingebracht. Es gibt keine nachträgliche genetische 


Beeinflussung des Kindes durch den Wirt. 


„..Ihm ist verfassungsrechtlich die Möglichkeit zu eröffnen, die 
rechtliche Vaterposition zu erlangen, wenn der Schutz einer 
familiären Beziehung zwischen dem Kind und seinen rechtlichen 


Eltern nicht entgegensteht. ..“ 


Paradoxon Nr. 2 des BVerfG: 


Laut Protokoll der verfassungsgebenden Instanz von 1949 bezieht 
sich das natürliche pflichtgemäße Elternrecht aus Art. 6 (2) GG 
auf die biologischen Eigenschaften und Charaktere beider Eltern, 
d.h. die Eltern als Erzeuger neuen Lebens. Wie bereits dargestellt, 
intendierten die Verfassungsgeber mit der Erhebung des 
natürlichen Elternrechtes auf Verfassungsniveau eine Abkehr von 
der nationalsozialistischen willkürlichen Eingriffskultur des 
Staates in die Zeugungs- und Erziehungsautonomie der Eltern. 
Das Bundesverfassungsgericht - als Garant der 
Verfassungsordnung - verfehlt jedoch seinen Schutzauftrag, wenn 
es, vorbei an der ihm auferlegten Schutzgarantie (biologische 
Elternautonomie), Zustände wieder einführt, wonach es die 


Verfassung dahingehend ausgelegt haben will, wer Vater eines 
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leiblichen Kindes sein soll; der biologische oder der rechtliche, die 
nicht identisch sein müssen, z.B. wenn die Mutter einen neuen 
Partner hat, bei dem das Kind aufwächst. Wer Vater und wer 
Mutter ist, legt hier der Staat nach dem Sozialisationsprinzip 


unzulässiger Weise fest. 


Die cehebedingte Vaterschaft ist ein Konstrukt staatlicher 
Rechtsordnung, dem die natürliche Vaterschaft verfassungsgemäß 
vorrangig ist. Die rechtsstaatliche Vaterschaftsvermutung ist daher 
angesichts der neuesten wissenschaftlichen Erkenntnisse der 
Molekularbiologie und der Epigenetik veraltet und im 21. 
Jahrhundert nicht mehr haltbar. Insbesondere bietet der 
soziologische Vater keine leiblichen Identifikations- und 
Individuationsmerkmale an, die das Kind für seine natürliche 
individuelle Sicherung der eigenen Persönlichkeitseigenschaften 
braucht, weil die leibliche Mutter naturgemäß nur anteilig daran 
beteiligt sein kann. Des Weiteren verstößt das Verfassungsgericht 
eklatant gegen Menschenrechte, wenn es vorbei an der 
supranationalen Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes 
für Menschenrechte (EuGH), wonach kraft Zeugung 
verfassungsrechtlich schutzwürdige Familienbande zwischen den 


leiblichen Eltern entstehen, urteilt. 


Quo Vadis BVerfG? Biologie versus Soziologie 


Mit seiner jüngsten Entscheidung [AZ: 1 BvR 1154/10 v.] über die 
Rechtsstellung der biologischen Vaterschaft hat es das 
Bundesverfassungsgericht erneut verwirkt, die fortdauernde 
Karenz der Gerichtsbarkeit und Rechtsprechung in seinen 
Entscheidungen an den Wesensgehalt der ständigen Vorgaben des 
Europäischen Gerichtshofes anzupassen. Das BVerfG akzeptiert 
diesbezüglich noch immer nicht die Durchschlagskraft des EuGH 
auf nationales Recht im Zuge der EU-Zugehörigkeit 
Deutschlands. Wie bereits 2003 [BVerfGE 108, 82; 90, 106; 109, 
112 f] hat das Bundesverfassungsgericht seinen - das natürliche 
Kindeswohl verachtenden - Beschluss zur Verfassungskonformität 
der Beschränkung der rechtlichen Verfügung des Kindes über 
seine biologische Herkunft erneuert. Diese Entscheidung dürfte 
ausschließlich für das betreffende Dezernat des 
Bundesverfassungsgerichts nachvollziehbar sein, da bereits im 20. 
Jahrhundert die Feststellung der epigenetisch-biologischen 
Herkunft als Grundlage wissenschaftlich absolut gesicherter 
Kenntnisse über die menschlichen, neurobiologischen, kindlichen 
Entwicklungsbedürfnisse erkannt wurde, welche heutzutage 
niemand mehr in Frage stellt. Bei näherer Betrachtung kann die 


Einwirkung der staatlichen Gerichtsbarkeit, deren Speerspitze das 
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Bundesverfassungsgericht darstell, nur noch als „Gender- 


Verunstaltung“ eines natürlichen Rechtes erachtet werden. 


Das Naturrecht darf nicht zur institutionellen Disposition der 
Gerichtsbarkeit und des Staates stehen, da hier das intimste 
kindliche Menschenrecht zugrunde liegt. Zur Begründung seiner 
Entscheidung bezog sich das BVerfG erneut auf seinen 
souveränen Ermessens- und Entscheidungsspielraum - welcher im 
Übrigen schon mehrfach vom EGMR gerügt wurde 
(Elsholz/Sahin/Kutzner/Görgülü/Zaunegger usw. ... /. BVerfG- 
Deutschland), um den natürlichen familiären Erziehungsbedarf 
des Kindes zu behindern, indem es den kraft Zeugung 
entstandenen schutzwürdigen legitimen Zugang leiblicher Eltern 


zum Kind nicht gewährt. 


Der EGMR fordert beständig und wegweisend die 
Verfassungsschutzgarantie der natürlichen Familienbande aus Art. 
6 (2) GG in Konformität mit dem EMRK und UN-KRK. Legt man 
die Gesetzmäßigkeiten, unter denen das entwicklungsbedürftige 
Kind seine Gleichgewichtsbestrebung mit dem sozialen 
Umweltangebot steuert, zugrunde, so ist die Tragweite der Karenz 
geistes- und gesellschaftswissenschaftlicher (Rechtswissenschaft, 
Psycho-Soziologie) Auslegung des Kindeswohlbedarfes eklatant. 
Denn dadurch wird einzig die soziologische Rechtsstellung des 


kindlichen Entwicklungsbedarfs zugrunde gelegt, insofern, als die 


soziologische „Fremdplatzierung‘ („Kuckuckskind“) des Kindes 
durch einen biologischen Elternteil gesellschaftlich legitimiert 


wird. 


Die vollständige rechtliche Nachrangigkeit der biologischen 
„Vaterschaftsbedürfnisse“ bzgl. des kindlichen Entwicklungs- 
prozesses gegenüber den soziologischen 
„Vaterschaftsbedürfnissen“, ist ein Paradoxon zur Realität der 
„natürlichen Dualität“ im Persönlichkeitsentwicklungsbedarf des 
Kindes, das als Ziel der natürlichen elterlichen Erziehungspflicht 


seine feste Verankerung im $ 1 SGB VIII gefunden hat. 


Die Nichtannahme der Beschwerde zur Überprüfung der 
Entscheidung durch das Wächteramt BVerfG erscheint im Lichte 
der ständigen Rechtsprechung des EGMR, cher als 
anachronistisches, rechtliches Versagen des BVerfG, den Schutz 
des von ihm vorgefundenen Naturrechtes, das durch 
wissenschaftlich fundierte Untersuchungen festgestellt wurde, zu 


gewährleisten. Welche Untersuchungen 


Im Sinne der Weiterentwicklung von Gesetzesinhalten 
(Rechtsfortentwicklung) drängt sich die Frage auf, ob die 
Annahmevoraussetzung des BVerfG nach $ 93 ff. BVerfGG in 
Kindschaftssachen- angesichts der gesellschaftlichen Relevanz des 


menschenrechtlichen und entwicklungsabhängigen Charakters des 
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Kinderschutzes - heute noch angebracht sind oder ob es nicht 
notwendig und sinnvoller wäre, sämtliche Überprüfungsanträge in 
Kindschaftssachen zur Entscheidung durch das BVerfG sofort 
zuzulassen. Wegen des gewichtigen zukünftigen 
Gesellschaftsinteresses zum Kindeswohlschutz läge die Annahme 
sämtlicher Überprüfungsanträge sachdienlich nahe. Das 
Annahmeverfahren des Bundesverfassungsgerichts bzw. die 
Nichtannahme einer Beschwerde zur Überprüfung widerspricht 
somit dem Auftrag des Wächteramtes der Gesellschaft und des 


Staates. 


Die Anpassung der soziologischen Familienverhältnisse an die 
biologische Familienabstammung ist eine absolut 
lebensnotwendige Maxime des natürlichen, intimen, 
menschenrechtlichen Kindeswohlschutzes und obliegt daher dem 
Wächteramt, das vom Staat zu gewährleisten ist, da es von ihm 


ursprungsrechtlich vorgefunden wurde. 


Insbesondere weil die soziologische Gleichgewichtsbestrebung 
bzw. die gemeinschaftsfähige Persönlichkeitsentwicklung ($ 1 
SGB VII) des Kindes auf unveräußerlichen, nicht rückgängig zu 
machenden, natürlichen Gesetzmäßigkeiten beruht, muss es 
endlich seine ihm gemäße Würdigung erfahren. Dass der soziale 
Vater in keinerlei Hinsicht natürlich, aber wissenschaftlich 


bewiesen, auch erfahrungsgemäß beteiligt ist, ist offensichtlich. 


Das Kind hat auf naturrechtlicher Grundlage idealerweise eine 
soziologische Prägung entsprechend seiner biologischen Prägung 
verdient. Die biologische Mutter, begründet und beeinflusst in 
keinerlei Hinsicht allein die genotypischen Prägungen und 
epigenetischen Gesetzmäßigkeiten des kindlichen Erbgutes. Somit 
ist sie auch nicht befugt, allein seine Entwicklung zu beeinflussen 
und so die Rechtfertigung für wächteramtlichen Rechtsschutz 
gegen den biologischen Vater zu legitimieren. Die künftigen 
Eltern haben dem Kind mit seiner Zeugung das Versprechen auf 


lebenslange Bindung gegeben. 


Angesichts der heute existierenden Möglichkeit, die biologische 
Herkunft eines Kindes wissenschaftlich gesichert festzustellen, 
beruht die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes offenbar 
eher auf dezernatseigener Wissenschaft. Es stellt sich daher 
zwangsläufig die Frage nach der verfassungsrechtlichen 
Rechtsbeugung durch das höchste Rechtsinstitut des Staates. 
Ebenso stellt sich die Frage nach seiner Befähigung, die 
Entwicklung des Rechts zu pflegen und an neue wissenschaftliche 


Erkenntnisse anzupassen. 
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Interpretationsalternativen 


Vor dem Hintergrund von Art. 23 ff. GG in Verbindung mit Art. 59 
GG, durch den sich die Bundesrepublik Deutschland Europa 
öffnet und die europäischen Werte und Gesetze als übernationales 
Recht anerkennt, ist es fraglich, warum bezüglich der 
Kindeswohlfrage weiterhin faktische Diskriminierung innerhalb 
der BRD gegenüber dem europäischen Ausland vorliegt. Als 
Unionsbürger werden Kinder und Eltern ungleich behandelt. Im 
Vergleich zu Ländern wie Schweden, Belgien und Frankreich 


werden deutsche Kinder eindeutig benachteiligt. 


Hierzu erscheint es notwendig, auf die Grundlagen der 
gerichtlichen Versagenskriterien der Eltern einzugehen. Nach 
ständiger Auslegung der Gerichtsbarkeit liegt ein erheblicher Teil 
der juristischen Versagenstatbestände für die Wahrnehmung der 
Erziehungsverantwortung durch beide Eltern in ihrer 
Kommunikations- und Kooperationsunfähigkeit. Es bedarf daher 
einer eingehenden Auseinandersetzung mit den vorgeblich 
kindeswohlgefährdenden Wirkungen der Kommunikations- und 
Kooperationsunfähigkeit der Erziehungsbefohlenen. Im Sinne der 
rechtstaatlichen Ordnung ist die Maxime des gesetzlichen 
Kindeswohles daran geknüpft, dass sich beide leiblichen Eltern an 
der Wahrnehmung der Erziehungsaufgaben entsprechend des 


Erziehungszieles aus $ 1 SGB VII beteiligen. Unter 


Zugrundelegung des verfassungsmäßigen Charakters der 
natürlichen Elternpflicht steht das gesetzliche Kindeswohl 


vollständig im Einklang mit der Verfassungsordnung. 


Das im $ 1 SGB VII gesetzlich festgelegte Erziehungsziel 
bestimmt die Entwicklung einer eigenverantwortlichen 
gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit des Kindes. Das 
ausdrückliche Verbot jeglicher Benachteiligung, die im Falle des 
Falles abzubauen ist, ist im $ 1 (3) Nr.1 SGB VII verankert. In 
Anerkennung der wissenschaftlich belegten Tatsachen, dass die 
Entfaltung der Persönlichkeit in der Kindheit biologischen 
Gesetzmäßigkeiten folgt, die zur unveräußerlichen Ausstattung 
des Kindes und seiner leiblichen Familieneinheit gehört, steht der 
Bedarf des Kindes an beiden Persönlichkeitsvorbildern seiner 
leiblichen Eltern in absolutem Einklang mit dem staatlichen 


Erziehungsziel. 


Wie bereits dargestellt, sind die psychogenen Beeinträchtigungen 
des Kindes durch ein Fehlen der Individuation und Identifikation 
beim Kind weitreichender und tiefgreifender, als wenn es den 
Streit der Eltern miterlebt. Denn die Beeinträchtigung des Kindes 
ist abhängig von der Resilienzkapazität des Kindes. Diese 
Kapazität kann aber nur im Rahmen des Erlebens des Streites 


beim Kind geprüft werden. (Indizierungstherapie) 
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Kommentar zu den Leitsätzen des BVerfG 


zum Beschluss des Ersten Senats vom 9. April 2003 
- 1 BvR 1493/96 - 
- 1 BvR 1724/01 — 


„...Art. 6 (2) S. 1 GG schützt den leiblichen, aber nicht 
rechtlichen Vater (so genannter biologischer Vater) in seinem 
Interesse, die rechtliche Stellung als Vater einzunehmen. Ihm ist 
verfahrensrechtlich die Möglichkeit zu eröffnen, die rechtliche 
Vaterposition zu erlangen, wenn dem Schutz einer familiären 
Beziehung zwischen dem Kind und seinen rechtlichen Eltern 


nichts entgegensteht. ...“ 


„...Auch der biologische Vater bildet mit seinem Kind eine von 
Art. 6 (1) GG geschützte Familie, wenn zwischen ihm und dem 


Kind eine sozialfamiliäre Beziehung besteht. ...“ 


BVerfG-Vorgabe: 
Die Verfassungsbeschwerden betreffen die Rechtsstellung des 
(mutmaßlichen) leiblichen, aber nicht rechtlichen Vaters eines 


Kindes (so genannter biologischer Vater). 


Es geht insbesondere um die Frage, ob dieser den GG-Schutz 


gem. Art. 6 (2) S. 1 GG genießt und sich hier ein Recht auf 


Anfechtung der rechtlichen Vaterschaft zur Feststellung seiner 


eigenen Vaterschaft mit Umgangsrecht begründen lässt. 


Der Gesetzgeber hat den Ausschluss des biologischen Vaters vom 
Vaterschaftsanfechtungsrecht des rechtlichen Vaters damit 
begründet, dass die Ausübung seines Anfechtungsrechtes nicht 


dem „Wohl der sozialen Familie“ dient. 





Auch der leibliche, aber nicht rechtliche Vater eines Kindes steht 
unter dem Schutz von Art. 6 (2) S. 1 GG. Leiblicher Vater eines 
Kindes zu sein, macht diesen allein gesetzlich allerdings noch 
nicht zum Träger des Elternrechts nach Art. 6 (2) S. 1 GG. Dieser 
Schutz vermittelt ihm kein Recht, in jedem Fall vorrangig vor dem 
rechtlichen Vater die Vaterstellung zu bekommen. Ihm ist jedoch 
vom Gesetzgeber die Möglichkeit zu eröffnen, die rechtliche 
Vaterposition zu erlangen, wenn dem der Schutz einer familiären 
Beziehung zwischen dem Kind und seinen rechtlichen Eltern 


nichts entgegensteht.... 


Wenn Art. 6 (2) S. 1 GG vom natürlichen Recht der Eltern spricht, 
kommt einerseits zum Ausdruck, dass dieses Recht nicht vom 


Staat verliehen, sondern aus Naturzustand vorgegeben und vom 


Staat anerkannt ist (vgl. BVerfGE 59, 360 <376>). 
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Kommentar: 
Wie kann dann der Gesetzgeber unter Abs. 4 die „Möglichkeit 
eröffnen“, die rechtliche Vaterstellung einzunehmen bzw. zu 


besetzen? 


BVerfG-Vorgabe: 
Deshalb ist der Gesetzgeber gehalten, die Zuweisung der 


elterlichen Rechtsposition an der Abstammung des Kindes 


auszurichten (vgl. BVerfGE 79, 256 <267>). 


Der Gesetzgeber ist allerdings nicht verpflichtet, die rechtliche 
Anerkennung der Elternschaft stets von der Prüfung abhängig zu 


machen, von wem das Kind im Einzelfall abstammt. 


Kommentar: 

Angesichts der wissenschaftlichen Möglichkeiten zur Bestimmung 
der biologischen Herkunft des Kindes, könnte diese Vorgabe des 
BVerfG die Legitimierung von inzestuösen Beziehungen fördern. 
Denn es ist nicht ausgeschlossen, dass ein Kind eine legale 
Beziehung auf Paarebene mit seinem Erzeuger eingeht in 


Unkenntnis darüber, dass der Partner der biologische Vater ist. 


BVerfG-Vorgabe: 


In Hinblick auf den Schutz familiärer sozialer Beziehungen aus 
Art. 6 (1) GG (die leibliche wird nicht als schutzwürdig normiert!) 
und den Schutz der Intimsphäre aus Art. 2 (1) GG ist es 


ausreichend, aus bestimmten tatsächlichen Umständen und 
sozialen Situationen auf die Abstammung eines Kindes zu 
schließen und aufgrund dieser Vermutung die Zuweisung der 
rechtlichen Elternstellung vorzunehmen, wenn dies in aller Regel 
zu einem Zusammentreffen von leiblicher und rechtlicher 


Elternschaft führt (vgl. BVerfGE 79, 256 <267>). 


Kommentar: 
Diese Erkenntnisse verstoßen eklatant gegen europäische 
Vorgaben, wonach kraft Zeugung eine menschenrechtliche und 


damit schutzwürdige Familienbande entsteht. 


Womit der verfassungsrechtliche Schutzcharakter des Art. 6 (2) 


GG erzwungen wird. 


BVerfG-Vorgabe: 


So wird aufgrund der mit der Ehe eingegangenen Beziehung seit 
jeher und nicht nur in unserer Rechtskultur vermutet, dass der 
Ehemann der Mutter auch der leibliche Vater ihres Kindes ist, 
worauf sich wiederum die rechtliche Vaterschaft des Ehemanns 
stützt. Konsequenz dieser verfassungsrechtlich nicht zu 


beanstandenden gesetzlichen Vermutungsregelung... 
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Kommentar: 

Diese Vorgabe belegt eindeutig unsere Ausführungen, wonach das 
BVerfG weder den Anspruch noch die Befähigung besitzt, den 
Schutzauftrag des kindlichen Besitztums zu garantieren, obwohl 
die Wissenschaft in der Lage ist, die biologische Abstammung 
eines Kindes festzustellen. Sofern die bloße Vermutung einer 
biologischen Vaterschaft nicht verfassungsrechtlich zu 
beanstanden sein sollte, so widerspricht dies in eklatanter Weise 
den Vorgaben des Verfassungsgebers. Denn die 
Verfassungsmäßigkeit des Elternrechtes beruht ausdrücklich auf 
dem biologischen Charakter des elterlichen Statuts anhand des 


Wortes „natürlich“, gem. Art. 6 GG. 


BVerfG-Vorgabe: 


...ist, dass im Einzelfall - entgegen der gesetzlichen Vermutung - 
die rechtliche und die leibliche Vaterschaft auseinanderfallen 
können. Das Kind hat dann zwei Väter, die sich beide auf ihre 


durch Art. 6 (2) S. 1 GG geschützte Elternschaft berufen können. 


Kommentar: 

Nun dürfte sich jeder die Frage der Legitimität zweier Väter eines 
Kindes stellen. Denn die Molekularbiologie ist sich heute absolut 
sicher, dass ein Kind niemals von zwei Vätern abstammen kann. 


Dem Leser wird hier anheimgestellt seiner Fantasie, in Bezug auf 


die von uns aufgezeigten Kindeswohlgefährdungen per Gesetz, 


freien Lauf zu lassen. 


BVerfG-Vorgabe: 
... Träger des Elternrechts nach Art. 6 (2) S. 1 GG können für ein 


Kind aber nur eine Mutter und ein Vater sein. Der Schutz durch 
den Art. 6 (2) S. 1 GG setzt die rechtliche Elternschaft nicht 
voraus. Der Mann, von dem ein Kind abstammt, ist Vater des 
Kindes, auch wenn er von der Rechtsordnung nicht als solcher 


anerkannt ist. Aber warum wird er als solcher nicht anerkannt? 


Kommentar: 

Nun dürfte die Verwirrung perfekt sein. Warum soll ein Mann, von 
dem ein Kind abstammt, von der Rechtsordnung nicht als 
rechtlicher Vater anerkannt werden können? Weil er vermutet den 
sozialen Frieden des rechtlichen Vaters und der biologischen 
Mutter stören könnte? Was geschieht im Fall, dass sich die Mutter 
mehrfach von ihren Partnern trennt mit dem Kind? Erhält er jedes 
Mal einen neuen Vater, weil eine neue sozialfamiliäre Beziehung 


entsteht? 


BVerfG-Vorgabe: 
Mehr als die auf Abstammung beruhende Elternschaft setzt Art. 6 


(2) S. 1 GG für die Einbeziehung von Eltern in seinen 


Schutzbereich nicht voraus. Allerdings macht dies allein noch 
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nicht den biologischen Vater neben dem rechtlichen Vater zum 
Träger des Elternrechts! Art. 6 (2) S. 1 GG. Das GG ordnet das 
Kind den Eltern zu. Das einfache Recht setzt dies widerrechtlich 
unter die Bedingung der Bedarfsgemeinschaft und ordnet das 


Kind nur der Mutter automatisch zu! 


Es ist ein Recht, das jedem Elternteil zusteht, aber mit dem 
gleichwertigen Recht des anderen Elternteils korrespondiert (vgl. 
BVerfGE 99, 145 <164>) (vgl. BVerfGE 75, 201 <218 f.>). Für 
die Entwicklung des Kindes ist neben seiner Abstammung und 
neben der Qualität der Beziehung zu seinen jeweiligen Bezugs- 
personen das Wissen und die Gewissheit von maßgeblicher 
Bedeutung, zu wem es denn nun biologisch gehört, welchem 
Familien(stammbaum) es zugeordnet ist und wer als Mutter und 
Vater die Verantwortung trägt. Nur dies schafft persönliche, 
rechtliche und identitäre Sicherheit für das Kind. Mit dem 
Elternrecht ist von vornherein als dessen wesensbestimmender 
Bestandteil die Pflicht zur Pflege und Erziehung des Kindes 
verbunden (vgl. BVerfGE 24, 119 <143>; 52, 223 <235>; 61, 358 
<372>). 


Wer das Elternrecht für sich beansprucht, kann nicht nur Rechte in 
Bezug zum Kind einfordern, sondern muss auch Pflichten tragen. 


So ist auch das Umgangsrecht Teil der Elternverantwortung. Das 


Umganssrecht ergibt sich aus dem natürlichen Elternrecht [Art. 6 
(2) S. 1 GG] und soll nur der gegenseitigen Aussprache und 
Augenscheinnahme bezüglich körperlicher Unversehrtheit, 
geistigem Befinden, Entwicklung im Allgemeinen, 
Aufrechterhaltung der verwandtschaftlichen Beziehung, 
Vorbeugung von Entfremdung, Stillen von gegenseitigen 
Liebesbedürfnissen, Erhalt (Gewährleistung) der Kontinuität der 
Eltern-Kind-Beziehung, Ersetzung des Sorgeberechtigten, falls 
dieser versagt, dienen {$$ 1678 (2),1680 (2) und (3), 1696 BGB} 
> [hierzu BVerfG, FamRZ 1983, 872,<873>; = BGH, FamRZ 
1984, 778, 779] Insofern enthält das Umgangsrecht rechtlich 
gesehen keinen Erziehungsauftrag und somit keinen 
wesensbestimmenden Bestandteil des Grundrechtes aus Art. 6 (2) 
S. 1 GG wie vom Verfassungsgericht selbst unter Punkt Nr. 14 
aufgeführt. In der konsequenten Umsetzung dürfte Umgang 
demnach kein Problem sein, ist es aber dennoch. Denn 


Umgangszeit ist faktische Pflege und Erziehung. 


Kommentar: 
Angesichts des Verwirrungscharakters der oben genannten 
BVerfG-Vorgabe, überlassen wir die weitere Bewertung dieser 


Vorgaben dem Leser. 


Sl 


An dieser Stelle Kommt erneut die Frage nach dem Kindeswohl 


auf 


Objektivierbare Kindeswohlgrundsätze 


l) in Anerkennung der Tatsache, dass die Entfaltung der 
Persönlichkeit in der Kindheit biologischen Gesetzmäßigkeiten 
folgt, die zur unveräußerlichen, gemeinsamen Ausstattung des 
Menschen gehören und die von menschlicher Gesetzgebung nicht 


geändert werden können, 


2) mit dem unaufhörlichen Willen, diese Rechte des Kindes, die 
von der Menschheit in allen supranationalen Regelungen zur 
Förderung der kindlichen gemeinschaftsfähigen 
Persönlichkeitsentwicklung verankert wurde, anzuerkennen, zu 


respektieren und zu schützen. 
Fazit: 


Somit ist allein die Eltern-Kind-Interaktion und Eltern-Kind- 
Kommunikation eine Bedingung für das Kindeswohl und die - 
sorge und eben nicht die Elternkommunikation oder die 
Elternkooperation, wobei die genetisch bedingte 
Kommunikations- und Kooperationsform der Eltern als Vorbild 


für Konfliktlösungsstrategien für die Kinder dienen. 


Das Kind besitzt Genmaterial und Eigenschaften beider Eltern. 
Damit seine Anlagen zur Entfaltung gelangen können, muss die 
genetische Programmierung bestmöglich reflektiert werden. Das 
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muss sichergestellt werden, damit das Kind seine Eigenschaften 
zu seiner eigenen Individualität ausprägen kann. Dabei fungieren 
die Einwirkungen der Eltern wie Schlüssel(reize). Jede 
Eigenschaft wird zu einem unbestimmbaren Zeitpunkt, je nach 
Reifegrad des kindlichen Gehirns, als Reiz gesetzt und schließt 
damit quasi die „Schatztruhe“ der Verhaltensanlagen des Kindes 


auf. 


Den Reiz kann aber nur der biologische Vater an das Kind geben, 
ebenso wie nur die biologische Mutter die von ihr vererbten 
Eigenschaften beim Kind „freischalten“ und aktivieren kann. Wie 
das geschieht und wann, ist noch nicht eindeutig geklärt. Dass es 
so ist und nur so funktioniert, ist aber bereits wissenschaftlich 
bewiesen (Hier muss auf die derzeitigen neurobiologischen 
Forschungen zur Entwicklung des kindlichen Hirns das 
entsprechende Material benannt werden) und damit Tatsache. 
Wann und wie soll in dem vorherrschenden Zeitfenster von 
marginalem Umgang alle zwei, vier oder noch mehr Wochen ein 
geeigneter Raum und Rahmen geschaffen werden, damit das Kind 
die von diesem Elternteil vererbten Wesenseigenheiten und 
Fertigkeiten zum Bestandteil seiner eigenen Persönlichkeit 
machen kann? Die Eindrücke und Erfahrungen aus den 
Umgangszeiten können im Alltag nicht geprüft und gefestigt 


werden. Sie werden durch die täglichen anderen Eindrücke, 


Erfahrungen und Lernangebote nur am Rande wahrgenommen 
und von diesen überdeckt.) Das Ergebnis ist, dass das Kind mit 
hoher Wahrscheinlichkeit hinter seinem eigenen genetischen 
Potential zurückbleibt und weniger von seiner veranlagten 


Ausprägung in seine Persönlichkeit einfließt. 


Die Argumentation, dass der Alltag und die gegebenen Strukturen 
keinen anderen Umgang zulassen, ist unhaltbar und falsch. Es gibt 
das Wechselmodell in mehreren Varianten. Die Frage ist, ob man 
das Kindeswohl unter die angeblichen oder vorgegebenen Zwänge 
des Alltags stellt oder ein Alltag nach Maßgabe der natürlichen 
Anlagen des Kindes aufgebaut wird. Aber auf diese Ebene der 
Argumentation lassen sich die meisten Gerichte nicht ein. Dazu 


müssen sie aber dringend gebracht werden! 


Da sich die Eltern meist streitend gegenüberstehen, brauchen sich 
Gerichte hiermit gar nicht weiter zu befassen. Die sich zankenden 
Eltern machen es dem Gericht leicht, das Naturrecht zu 
verkrüppeln. In der Regel stellen sie, von einem Elternteil und 
seinem Rechtsvertreter darauf vorbereitet, auf den Streit zwischen 
den Eltern ab. In der schonungslosen Ausnutzung der persönlichen 
Betroffenheit der Eltern, kann der Staat den Eltern dann diktieren, 
wie sie zu erziehen und zu betreuen und ihr Geld zu verwenden 
haben. Dies reicht von Zwangsvergemeinschaftung, über das 


Aussetzen des Umganges bis hin zum kompletten Entzug des 
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Kindes. Das trägt selbstverständlich nicht zu Einigung und 
vernünftiger, gemeinsamer Kommunikation bei, die einen Weg für 
eine gemeinsame Sorge oder ein Wechselmodell aufzeigt. Dabei 
kann die Kommunikation zwischen den Eltern nicht Bedingung 
für das Wechselmodell und die gemeinsame Sorge sein. Denn 
gerade im Wechselmodell ist das Konfliktpotential zwischen den 
Eltern am geringsten ausgeprägt, da der Streit um Sorge, Umgang 
und wirtschaftliche Interessen minimiert ist, weil die Streitpunkte 


entfallen bzw. unmöglich gemacht sind. 


Eine gleichwertige Beziehung zu den biologischen Eltern wird 
jedoch gerichtlich schlicht nicht gefördert, weil der Streit der 
Inhalt juristischen Handelns ist, der den Lebensunterhalt von 
Juristen ausmacht. Die Eltern sind deshalb im Streitfall nach wie 
vor von der Willkür der Gerichte abhängig, besonders der 


nichteheliche Vater. 


Die Natur hat dem Kind die Möglichkeit gegeben, durch 
responsives Verhalten, das heißt dem Lernen durch Interaktion 
und Annehmen von Erfahrungswissen, einen evolutionären Vorteil 
zu erlangen, was dem Kindeswohl am besten entspricht. Leibliche 
Eltern haben Lösungsmöglichkeiten für Lebensumstände auf der 
gelernten Basis ihrer genetischen Voraussetzungen und im 
Rahmen der äußeren Einflüsse auf das Kind bis hin zur 


Reproduktion ihres Erbguts gefunden. Diese erworbene Resilienz 


spiegeln sie ihren Kindern als Vorbilder. Kleine Eltern bekommen 
in der Regel ein kleines Kind, welches die Vor- und Nachteile des 
Kleinseins über die von den Eltern erprobten Lösungen erlernt. 
Entsprechend ihrer eigenen Persönlichkeit übernehmen dann die 
Kinder dieses Verhalten und verinnerlichen es. Erwachsene haben 
Lösungsansätze für Lebenssituationen entwickelt, die sie ihren 


Kindern vorleben. 


Das Erlernen dieser genetisch vorgegebenen Verhaltensmuster ist 
für Kinder in der Sozialisation von entscheidender Bedeutung, 
weil mit unterschiedlichem Erbmaterial andere Lösungswege in 
der gleichen Situation verschieden sinnvoll und zielführend sein 


können. 


Unter der Erziehung nur eines Elternteils oder bei einer Adoption 
haben Kinder natürlich auch gute Chancen, sich positiv zu 
entwickeln, nicht aber in der Art, die ihrer genetischen Vorgabe 
nach ideal sind. Ihre Veranlagungen sind in Abwesenheit eines 
Elternteils oder beider natürlicher Elternteile möglicherweise ein 
Handicap für die Kinder. Die Kinder der Kriegsgeneration hatten 
aus den Erzählungen der Mütter über die Väter diese als Vorbilder, 
wobei die Mütter die erlebten Qualitäten der Väter bei den 
Kindern förderten. Das Erlernte wirkt wie eine zusätzliche 
Installation, die ab und an unkontrolliert und unreflektiert aus 


ihnen hervorbrechen kann. Die Kinder laufen unter Umständen 
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Gefahr, eine Persönlichkeit zu entwickeln, die teilweise im 
Widerspruch zu ihrem biologischen Fundament steht. Kurz: Die 
überwiegende Erziehung durch nur einen Elternteil ist der 
Entwicklung einer eigenen resilienten Persönlichkeit des Kindes 


nicht förderlich. 


Ausgangspunkt der Diskussion ist vorrangig immer das optimale 
Entwicklungspotential des Kindes. Grundsätzlich gilt daher, dass 
beide Eltern danach streben sollten, so viel Zeit wie möglich mit 
ihrem Kind zu verbringen. Viele Elternteile, meist Väter, werden 
jedoch zu Duckmäusern gemacht oder scheiden als Elternteil ganz 
aus, weil sie dazu genötigt werden. Unter dem Deckmantel, 
schädlich für das Kindeswohl zu sein, werden Eltern angehalten, 
auf ihr Naturrecht zu verzichten, ihre Elternpflichten zu 
vernachlässigen und dem Kind das natürliche Recht auf Pflege 
und Erziehung durch beide Elternteile zu nehmen. Dabei wird oft 
einem Elternteil, eben meist der Mutter, der Vorrang gegeben. 
Behörden und Gerichte behaupten, dass dies im Sinne der 
Entwicklung des Kindes wäre. Im Grunde ist das Ziel jedoch: 
Vordergründige Ruhe herzustellen, die Mütter finanziell 
abzusichern und sich weniger gerichtliche und jugendamtliche 


Arbeit aufzuhalsen. 


Solange sich Eltern streiten, sollen sie rechtlich außen vor bleiben 


im Status Quo, der meist die Mutter allein in der Verantwortung 


sieht, wobei der „Streit“ in der Regel dazu dient, die beste Lösung 


für das Kind zu finden. 


Vor diesem Hintergrund und unter dem Einfluss der sich 
streitenden Eltern lernt das Kind dann, dass es einen Elternteil 
meiden muss, um sich selbst zu schützen. Es muss sich anpassen, 
wenn es sozial und seelisch überleben will. Es entspricht dem 
Zeitgeist, dass Mütter und Väter mittels und damit zu Lasten ihrer 
Kinder Druck gegeneinander aufbauen, sie sich gegenseitig mit 
dem Entzug des Sorgerechts oder des Umganges drohen. Der Staat 
bietet dafür reichlich monetäre Anreize und hat eine Reihe von 
Professionen geschaffen, die daran interessiert sein müssen, den 
Streit zwischen den Eltern zu entfachen und zu schüren, um die 
Folgen des Elternstreites zu ihrem monetären Vorteil nutzen zu 
können. Eine Schlichtung vor der gerichtlichen 
Auseinandersetzung, wie in zahlreichen anderen Rechtsgebieten 
durchaus üblich, findet ausgerechnet im Familienrecht bis auf 
Ausnahmen, die die Regel bestätigen, z.B. Auszüge der Cochemer 
Praxis, keine Befürworter. In der heutigen Zeit ist es leichter, dem 
anderen Elternteil alles zu verbieten, als einen Weg zu finden, der 
dem wirklichen Kindeswohl und dem Optimum der Erziehung 
dient - von den wirtschaftlichen Vorteilen für beide Eltern 


abgesehen, doch dazu später mehr. 
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„Aus den Augen aus dem Sinn“ scheint dabei die Haltung der 
Gerichte und Behörden zu sein, die offenbar vergessen, dass ihr 
Vorgehen Langzeitfolgen haben wird, und zwar 
generationsübergreifend. Die Fälle müssen erledigt werden. Nur 
dann ist ein Richter ein guter Richter. Dass mit dieser 
Vorgehensweise nur langfristige, mehrfache Verfahren die Folge 
sind, wird nicht berücksichtigt. Es tritt kein Friede ein, was sich 
auf das Lernverhalten der Kinder überträgt. Denn was die Kinder 
lernen, das geben sie später an ihre Kinder weiter. Die biologische 
Komponente wird reduziert auf eine Lappalie — frei nach dem 
Motto: Das ist nur dein Erzeuger, mehr nicht. Es ist wie der 
Nachhall der 68er-Bewegung, dass ausschließlich die Umwelt ein 
Kind prägt und sich eine Pseudo-Erziehung durch jede x-beliebige 
Person bewerkstelligen lässt, natürliche Eltern im Prinzip 
entbehrlich, also beliebig ersetzbar sind. So lassen sich natürliche 
kindliche Persönlichkeitsmerkmale unterdrücken und negieren. 
Der unersetzliche Einfluss des jeweiligen Elternteils wird ignoriert 
und einer längst überholten ideologischen Ausrichtung, die sich 
als fortschrittlich gerierte, geopfert. Die Folgen sind nicht nur 
scheiternde Patchwork-Familien und von Altersarmut bedrohte 
Alleinerziehende! Vielmehr entwickelt sich ausbreitend der 
staatlich geförderte Trend, Kinder eltern(teil)entfremdet 


aufwachsen zu lassen. Diese Kinder entwickeln verstärkt 


Bindungsstörungen, sind stärker gefährdet eine  instabile 
Persönlichkeit zu entwickeln und anfälliger für Selbstzweifel als 


andere. 


Das Naturrecht hat Vorrang gegenüber gesetzlicher Ausgestaltung, 
denn der Willkür gesetzlicher Vorgaben und ihrer 
Vollstreckungsorgane muss zum Schutz unserer Kinder Einheit 
geboten werden. Willkürlich auch darum, weil der Gesetzgeber die 
Mutter als primär wichtig für das Kind erachtet und seine 
Entscheidungen damit fälschlicherweise legitimiert, ohne dies 
belegen zu können. Sie, die Mutter, soll ersetzen, was unersetzbar 
ist und Lasten tragen, die ihr in unzulässiger Weise aufgebürdet 
werden. Wie banal und willkürlich auch die gängigsten, oftmals 
rein politisch motivierten Auffassungen oder kulturell bedingten 
Mutmaßungen sind, haben die vielen betroffene Eltern schon 
erlebt. „Ewige Wahrheiten“ wie das Primat der Mutter in der 
Kinderbetreuung, haben schon immer neuen Erkenntnissen 
weichen müssen, auch wenn Ewiggestrige sich diesen nicht stellen 


wollten. 


Das Kindeswohl ist grundsätzlich alles, was im Sinne des 
kindlichen Entwicklungsbedarfes ist. Kindeswohl muss immer vor 
dem Hintergrund betrachtet werden, dass das Kind ein Ergebnis 
der Dualität der Eigenschaften seiner Eltern ist, unabhängig von 


der elterlichen Kommunikationsebene zueinander. Auch im 
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Rahmen des Wechselmodells ist die Kommunikation zwischen 
den Eltern zweitrangig. Wichtig allein ist der Interaktionsprozess 
des Kindes mit beiden Eltern. Erst, wenn diese Grundlagen 
erworben wurden, ist ein ergänzendes außerfamiliäres Lernen 
möglich und erfolgreich. Erst mit dem von den Eltern erworbenes 
Setting kann dieses außerhalb der Familie geprüft und erweitert 
werden, was abhängig davon ist, mit welchen Lösungsstrategien 


das Kind genetisch und erzieherisch ausgestattet wurde. 


Die gängige Praxis der Bevorzugung der Mutter durch die 
Gerichte ist diskriminierend gegenüber dem Vater und der Mutter, 
denn diese Rechtspraxis zwingt die Mutter zu einer festgelegten 
Lebensführung, die ihren freien Willen missachtet und sie zur 
ausschließlichen Kindesbetreuerin degradiert. Das Abstellen 
darauf, dass die Mutter Wirt ist und darum primär die 
Erziehungsleistung erbringen muss, ist eine Reduzierung der 
Mutter auf bloße Funktionalitäten. Allerdings wird ihre 
gesellschaftliche Schutzbedürftigkeit überhöht anerkannt. Wird ein 
Kind von seinem Vater erzogen, erhält dieser und damit mittelbar 
auch das Kind selbst nicht den Schutz und die Fürsorge der 


Gesellschaft. 


Das Märchen von der Vereinbarkeit von Beruf und Familie 


Müttern, vor allem getrennt erziehenden, soll die Möglichkeit 
eingeräumt werden, sich beruflich entfalten zu können und durch 
eine Quotenregelung Vorstandsposten in Aktiengesellschaften zu 
erhalten. Mutmaßlich werden hier sowieso eher Frauen und nicht 
Mütter und schon gar nicht Eltern gefördert. Vielmehr bildet sich 
hier eine weitere belegbare Diskriminierung dadurch, dass bei 
ungleichen Bewerbungseingängen von Frauen unter der 
Quotenregelung ein Geschlecht auf staatliche Anordnung 
diskriminiert werden muss. Aber auch eine Wahrnehmung 
derartiger Mehrfachbelastung sieht für die Kinder in ihrem 
Tagesablauf so aus, dass sie bereits im Altern unter einem Jahr vor 
Sonnenaufgang aus dem Schlaf gerissen und für die Kinderkrippe, 
die Kindertagesstätte oder die Schule fertig gemacht werden. 
Nachmittags werden sie aus der Kinderkrippe, der Kita oder dem 
Hort abgeholt. Die Mutter muss dann schnell die notwenigen 
Einkäufe machen, anschließend den Haushalt führen, wobei das 
Kind vor den Fernseher oder die Spielkonsole gesetzt wird. Das 
Abendessen wird ebenfalls nur im Eiltempo eingenommen, dann 
wird das Kind für die Nacht vorbereitet. Die Mutter muss also 
immer sehen, dass das Kind weitgehend fremd betreut wird. Als 
Kindeswohl kann eine solche tagtägliche Hetzjagd wohl kaum 


bezeichnet werden. Ein Familienleben findet nicht statt, allenfalls 
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an den Wochenenden, an denen der Vater den Umgang 
wahrnimmt/wahrnehmen darf. Für eine gelingende Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie sind noch erhebliche Anstrengungen in 
Bezug auf Arbeitszeiten und -Formen zu entwickeln. Das geht 
nicht ohne die Mitarbeit der Wirtschaft und des anderen 
Elternteils. Seltsam ist insbesondere, dass Kinder in die 
Fremdbetreuung und zum Barunterhalt durch die staatlichen 
Institutionen gedrängt werden, statt auf eine potentielle 
Betreuungsleistung des anderen Elternteils zurückzugreifen, selbst 
wenn jener sie anbietet und zeitlich in der Lage dazu ist. Diese 
Irrationalität zeigt offensichtlich, dass eine tatsächliche 
Gleichberechtigung, selbst auf Kosten der kindlichen 


Entwicklung, nicht gewünscht ist. 


Kosten des Verfahrens 


Grundsätzlich gesehen sind Gerichtskosten im Zuge von 
Familienstreitigkeiten Kosten, die zu Lasten des Vermögens des 
Kindes gehen. Das liegt nahe, denn es sind die Eltern, die das 
Geld nicht mehr für das Kind bzw. dessen Zukunft aufwenden 
können. Denn stattdessen muss es an „angeblich“ professionelle 
Verfahrensbeteiligte bezahlt werden. Das Totschlagargument, dass 
die Eltern mit ihrem Streit dies bedingt hätten und zudem selbst 
Anträge gestellt haben, ist abstrus, da der Gesetzgeber ja einem 
Vater keine andere Möglichkeit gibt, um an sein und das Recht des 
Kindes zu kommen. Selbst kann ein Kind sein Recht auf seine 
Elternteile noch nicht durchsetzen. Völlig absurd ist, dass das 
Kindeswohl Auftrag der staatlichen Gemeinschaft ist, aber Eltern 
selbst kindeswohldienliche Dinge, wie Sorge oder 
Umgangserweiterung beantragen und durchsetzen müssen. Hier 
zeigen sich auch unterschiedliche ideologische Auffassungen 
zwischen dem Verständnis der Eltern und der Profiteure des 


elterlichen Streites. 


Das Wächteramt ist von Amts wegen durch den Staat und die 
Gemeinschaft auszuüben, wie wir wissen, und soll somit das 
Kindeswohl sicherstellen, wobei die Gemeinschaft durch Gesetze 
als Nichtbeteiligte ausgeschlossen wir, z. B. der Beistand nach $$ 


10 und 12 FamFG. Nichtsorgeberechtigte Elternteile sind 
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allerdings durch dieses Rechtssystem gezwungen, tief in die 
Tasche zu greifen, um Kindeswohl im Sinne seiner natürlichen 
Rechte erst einmal herzustellen, obwohl dies - auch laut der 
bestehenden Rechtslage - Aufgabe des Staates ist. Ein Beispiel 
dafür ist das gemeinsame Sorgerecht. Warum ist eine Gebühr 
nötig, um als Vater die rechtliche Verantwortung für sein Kind 
tragen zu dürfen? Hier wird eine gerichtliche und finanzielle 
Hürde eingebaut, die darauf abzielt, die gemeinsame Sorge gegen 
den Willen des sorgeberechtigten Elternteils nicht übertragen zu 
bekommen. Ist der nicht sorgeberechtigte Elternteil bereit, die 
gemeinsame Sorge auszuüben, aber beispielsweise nicht, die 
finanziellen Mittel dafür zu tragen, vereitelt der Staat auch im 
Auftrag des anderen Elternteils erfolgreich die 


kindeswohlfördernde gemeinsame Sorgeverantwortung. 
Wer nicht zahlt, hat keine Vaterrechte... 


Erst müssen die Gerichtskosten eingezahlt sein, bevor ein 
Verfahren zur Regelung und Sicherung der gemeinsamen 
Elternverantwortung als „Kindeswohl“ bezeichnet, eingezahlt 
sind. Diese Regelung ist nicht nur verfassungswidrig und 
kindeswohlgefährdend, sondern auch moralisch fragwürdig: Der 
Staat zwingt die Eltern indirekt, entweder zu heiraten, um die 
Sorge zu erhalten, oder sie müssen sich auf Streit zu Lasten der 


Kinder einstellen. 


Familienstreitigkeiten werden grundsätzlich nicht von den 
Rechtschutzversicherungen getragen. In der Regel wird aber auch 
kein Anwalt benötigt, obwohl dazu immer geraten wird! Eine 
allgemeine Rechtsberatung kostet ca. 190,- Euro 
(Rechtsanwaltsgebührenordnung, Stand 2014). Eine kostenlose 
Hilfestellung ist aber über die einschlägigen Vereine, Foren, 
Hilfsorganisationen und die Behörden möglich, wobei Anfragen 
diesbezüglich oft mit Nachdruck gestellt werden müssen. Es ist 
auch möglich, eine kostenlose Rechtsberatung zu erhalten, die 
rechtlich fundiert und vom Gesetzgeber ($ 6 RDG) gedeckt ist. 
Der Streitwert einer Familiensache wird mit ca. 3.000,- Euro 
festgesetzt, im einstweiligen Verfahren die Hälfte (Stand 2014). 
Dieser Streitwert muss nicht bezahlt werden, aber er ist ein 
Richtwert, nach dem alle anderen Kosten bemessen werden. 
Danach berechnet sich beispielsweise das Honorar eines 
Anwaltes, zuzüglich der Kosten für zusätzliche Aktivitäten. 
Gutachten und Zeugen werden mindestens zur Hälfte durch die 
Kosteneinziehungsstelle in Rechnung gestellt. Ein Gutachten liegt 
im Schnitt bei mindestens 3.500,- Euro. Die Sachverständigen 
werden in der Regel zur Hälfte mit ca. 3000,- bis 4000,- Euro dem 
beantragenden Elternteil berechnet. Die Gerichtskosten sind mit 
ungefähr 24,- Euro dagegen verschwindend gering. Wenn keine 


Möglichkeit besteht, Verfahrenskostenhilfe zu bekommen, kann 
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nur versucht werden, die Kosten so gering wie möglich zu halten. 
Die Justiz lässt sich zudem bei Geringverdienern auf 
Ratenzahlung ein, wobei nach Zahlung der berechneten Raten 
nach vier Jahren der Rest gestrichen wird. Derzeit bestehen keine 
Stiftungen, die bei Sorgerechtsstreitereien zu Spenden oder 
anderen monetären Hilfen bereit sind. Anträge für Ratenzahlung 
können selbst geschrieben und gestellt werden. Auch die 
Antragsstellen der Gerichte sind dabei behilflich, Zu 
Verhandlungen und Anhörungen können Bekannte bzw. Vertraute 
die Eltern begleiten. Sie müssen nach $$ 10 und 12 FamFG jedoch 
zugelassen werden, wobei auch diese Beschränkungen 
verfassungswidrig sind — Näheres folgt im Musterantrag auf einen 


Beistand. 


Vom Eingehen von Kompromissen und Zurückziehen von 
Anträgen, um eventuell einen Tag mehr Umgang nach 
„Einigung“ zu erhalten, wird an dieser Stelle abgeraten. Aus 
eigener Erfahrung wissen wir, dass diese Absprachen früher oder 
später gebrochen werden, da sie nicht rechtlich verbindlich sind. 
In der Folge sind aber wieder Fristen verstrichen und gege- 
benenfalls Rechtsmittel vergeben. Was Ihnen nicht erspart bleibt, 
ist, sich in die Materie einzuarbeiten, um gut argumentieren zu 
können. Bedenkt man, dass mehr als 50 Prozent aller 


alleinerziehenden (eigentlich sind sie ja lediglich 


getrennterziehend) Elternteile Sozialleistungsempfänger sind und 
darüber hinaus auch noch Verfahrenskostenhilfe im Falle des 
Gerichtsstreites erhalten, dann erweitert dies die Absurdität der 
Situation der Alleinsorge, denn der Staat zahlt für Prozesse gegen 
seine eigene Gesetzgebung, die einen natürlichen Elternteil von 


der Sorge für das Kind weitgehend ausschließt. 


Wichtig zu wissen: Verfahrenskosten werden derzeit nicht als 
besondere Belastung in der Steuererklärung durch das Finanzamt 
anerkannt! Das hat mit der Häufigkeit und der Höhe der Summen 
zu tun, denn der Staat würde dadurch enorme Steuereinnahmen 
verlieren. Es gibt aktuell Urteile, die aber durch Erlasslage beim 
Finanzamt bis zur Ausurteilung von höheren Gerichten unbeachtet 
bzw. unangewendet bleiben. Wir raten Ihnen den Anspruch 


schwebend zu stellen und gegeben falls selbst zu klagen. 
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Kapitel 2 
Biologische Würdigung - das unschlagbare Argument 


Wie wir bereits ausgeführt haben, ist das Kind unter Bezugnahme 
auf wissenschaftlich gesicherten Erkenntnissen der 
Molekularbiologie und der Epigenetik seinem Ursprung nach 
biologisches Konstrukt beider Elternteile und deren Vorfahren. 
Nach Befruchtung des mütterlichen Eis durch den väterlichen 
Samen erfolgt der Prozess der vielfältigen Zellteilung; das Kind 
wird nach ca. neun Monaten geboren. Molekularbiologisch 
gesehen befindet sich in der menschlichen Zelle der DNA-Strang 
mit dem Erbgut beider Erzeuger. Auf der Basis dieser DNA erhält 
das Kind über Zellteilung und Organbildung die Grundlagen 
seiner organischen Entwicklung und somit die Grundlagen der 
Gesetzmäßigkeiten seiner Gleichgewichtsbestrebung in 
Interaktion mit dem Angebot seiner Umwelt (Gemeinschaft, 


Kultur). 


Es ist heute gesicherte wissenschaftliche Erkenntnis, dass die 
Wirtssituation der o. g. organischen Entwicklung des Kindes - im 
Wesen des Übertragens von Erbgut und dessen 
Gesetzmäßigkeiten, keine wesentlichen Veränderungen durch die 


biologische Mutter erfolgen. 
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Das wirkt sich insbesondere auch auf den kindlich 
somatologischen Haushalt aus (u.a. Übertragung von 
Erbkrankheiten usw.), und damit auch auf die Zusammensetzung 
des Zentralorgans, das die Steuerung sämtlicher Inter- 
aktionsprozesse des Kindes mit seiner Umwelt koordiniert: das so 


genannte (Neuro-) limbische System. 
Wissenschaftlich ausgedrückt heißt das: 


Über den neurologischen Prozess (biochemischen Prozess) der 
Integration, (genannt „sensorische Integration [= Sinnes-Erfassung 
+ biofunktionelle Verarbeitung > indizierte Reaktion > 
„responsives Verhalten“]) des Umweltangebotes, im vom Erbgut 
beider Eltern geprägten (neuro-) limbischen System, entwickelt 
das Kind sein sog. „responsives Verhalten“, das im Volksmund 
und in der Soziologie als Persönlichkeit erfasst und bezeichnet 


wird. 


Neurobiologisch ausgedrückt heißt es: 


Der Mensch und somit auch das Kind fühlt sich wohl, wenn seine 
sensorische Integration, eine kognitive Assimilation und 
Akkommodation, an das Umweltangebot, entsprechend seiner 
genotypischen, epigenetischen Sinnes-Vorprägungen erfährt, d.h 
wenn die Außeneinflüsse mit seinen Veranlagungen und 


Erfahrungen als übereinstimmend empfunden werden. 
Zi 


Damit sind auch Voraussetzung und Offensichtlichkeit des 
genetisch-epigenetisch vorgegebenen und unumkehrbar 
vorgeprägten Identifikations- und Individuationsbedarfes zur 
sicheren Identitätsentwicklung der kindlichen 
gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit gemäß grundgesetzlich 
garantierte Normierung des Art. 6 (2) GG im $ 1 SGB VII belegt. 
Sie ist gesetzlich selbst begründend, gesellschaftlich 
nachvollziehbar und menschenrechtlich und wächteramtlich (Art. 
6 (2) S. 3 GG) zuvörderst schutzwürdig, unabhängig vom 
Sozialisationsstatut des Kindes. [EGMR-Entscheidung Nr.: 
22028/04; v. 03.12.2009; Rdnr: 37, S. 1 u. 2, & Rdnr. 38] 


Das bedeutet, dass die elterlich weitergegebenen genetischen 
Erziehungsmuster von staatlicher Seite zu schützen sind, anstatt 
dem Kind regelmäßig einen Elternteil wegzunehmen. Dies wäre 
gemäß den natürlichen Rechten des Kindes auf Pflege und 


Erziehung Aufgabe des Staates. 


Des Weiteren wäre auch die Prämisse der Kenntnis und 
Feststellung der genetischen/epigenetischen Abstammungs- und 
Verwandtschaftsverhältnisse gemäß S 1589 BGB 
selbstbegründend notwendig und gesellschaftlich relevant, wenn 
der Gefahr einer de facto staatlich legalisierten inzestuösen 
gesellschaftlichen Erbkrankheit entgegengewirkt werden soll. 


Denn es ist nicht ausgeschlossen, dass ein 18-jähriger Erzeuger 
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(Vater), der die Existenz seiner eigenen Tochter nicht kennt, mit 
dieser spätesten mit 36 Jahren (Tochter mit 18 Jahren ist rechtlich 
beziehungs- u. gebärfähig) ein Kind zeugen kann, womit die 


rechtsstaatliche Legitimierung des Inzestes faktisch gegeben wäre. 


Aufgrund der möglichen Erbkrankheiten ist es deshalb notwendig 
und mit dem heutigen Wissen (Gentest) sicher, dass bereits sofort 
nach der Geburt der leibliche Vater festgestellt werden kann, um 
z.B. adäquat mit Erbkrankheiten umzugehen und Inzucht zu 


vermeiden. 


Angesicht der Tatsache, dass für die Feststellung der Abstammung 
wissenschaftlich gesicherte Verfahren vorliegen, widerspricht die 
gesetzliche Beibehaltung einer rechtlichen Vermutung der 
Elternschaft der natürlichen, menschenrechtlich geschützten 
Würde des Kindes. Die gesetzliche Abstammungsvermutung dient 
daher allein und diskriminierend der Mutter und nicht der 


schutzbedürftigen Triade Vater-Mutter-Kind. 


Die Diskriminierung im Wortlaut des Art. 6 (5) GG in Verbindung 
mit Art. 3 GG wird offensichtlich durch die wissenschaftlich 
gesicherte Erkenntnis, dass das Konzept Mutter immer mit dem 
Konzept Vater verbunden ist. Art. 6 (5) GG dürfte daher gegen das 
Diskriminierungsverbot aus Art. > (1) UN- 


Kinderrechtskonvention verstoßen, wenn der Elternstatus und 
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nicht der angestrebte Schutz der Schwangerschaft betrachtet wird. 
Dies bedeutet, dass eine verfassungsmäßige Diskriminierung 
vorliegt, wenn klar wird, dass der Schutz der Mutterschaft 
überspannt wird und zur Diskriminierung der Väter herangezogen 
wird — unter dem Deckmantel des Mutterschutzes. Hier fehlt bei 


der derzeitigen Formulierung, dass auch der Vater unter Schutz 
Zu stellen ist, um die Familie erhalten zu können. 


„Es ist daher aus biologischer Sicht eine absolute Maxime der 
rechtsstaatlichen Pflicht, das Kind, das nur aus der Beziehung 
[ständiger EGMR-Vorgabe] eines Mannes und einer Frau 
entstehen kann, seiner „dualen“ biologischen Abstammung 


zuzuordnen“. 


Ein sozialer Vater ist daher aus anthropologischer, genetischer und 
somatologischer Sicht irrelevant für das Kind. Er kann den 


leiblichen Vater nicht ersetzen, nur ergänzen. 


Die Entfaltung der Persönlichkeit in der Kindheit folgt zuvörderst 
der „dualen biologischen Gesetzmäßigkeit, die zur 
unveränderlichen und unveräußerlichen Ausstattung des 
Menschen gehört und von menschlicher Gesetzgebung, 


Begutachtung oder Rechtsprechung nicht verändert werden kann. 


„Eine rechtsstaatliche Ordnung, die sich verpflichtet weiß, der 


Entfaltung der Persönlichkeit des jungen Menschen mit ihren 
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(Rechts)Mitteln die Wege ebnen zu helfen, kann daher nicht aus 
irgendwelchen willkürlichen Auslegungen darüber, was das Kind 
ist oder zu sein hat, abgeleitet werden, sondern nur unter 
eingehender und vollständiger Kenntnis und Berücksichtigung der 
biologischen Gesetzmäßigkeiten, nach denen seine, 


gemeinschaftsfähige Persönlichkeitsentfaltung‘ erfolgt“. 


Die Vermeidung einer psychischen Beeinträchtigung des 
kindlichen Individuationsprozesses kann allein durch kognitive 
Angleichung an das genetische Ebenbild erfolgen, dessen 


Kenntnis Voraussetzung dafür ist. 


Die rechtliche Zuordnung des Kindes zum einem „biologisch 
fremden, sozialen Vater“ ist daher eine 
kindeswohlmissbräuchliche, rechtsstaatliche Einwirkung in die 
Ausrichtung seiner Persönlichkeitsentwicklung/-entfaltung, da 
ihm dadurch sein vollständiges Verfügungsrecht über die 
Erfahrungssätze seiner genetischen Quelle rechtstaatlich 


legitimiert verweigert wird. 


Es ist wächteramtlich höchst paradox und kontrovers, wenn das 
Bundesverfassungsgericht in seinen Entscheidungen offensichtlich 


widersprüchlich argumentiert, wenn es selbst erkennt: 
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„Das Kindeswohl verlangt, dass das Kind ab seiner Geburt eine 
Person hat, die für das Kind rechtsverbindlich handeln 


kann“ [1BvL 20/99; 1BvR 93/01]. 


Kommentar: Eine solche Zuordnung, allein zur Mutter, einem 
Vormund oder dem Jugendamt ist jedoch nur gerechtfertigt, wenn 
und solange die leiblichen Eltern durch äußere Umstände nicht in 


der Lage sind, die rechtlichen Notwendigkeiten selbst zu regeln. 


Wenn die genetischen Eltern nicht verfügbar sind, ist eine soziale 


Vertretung ja hinnehmbar und akzeptabel. 


Denn die unterschiedlichen Lebensverhältnisse, unter denen das 
Kind gezeugt wird, entscheiden nicht hauptsächlich über die 
bereits irreversibel angelegte Zusammensetzung der kindlichen 
intimen biologischen Gesetzmäßigkeiten. Sondern es entscheiden 
letztendlich die biologischen Gesetzmäßigkeiten, mit denen es 
einzig und allein bestmöglich, im Wege der neurolimbischen 
Kognition (biochemische sensorische Gehirn-Integrations- 
Prozesse), die Wahrnehmung seiner Gleichgewichtsbestrebung mit 


dem Sozialisationsangebot (Umweltangebot) entwickelt. 


Die Tatsache, dass die Wissenschaft absolut gesichert und 
zweifelsfrei die biologische Herkunft des Kindes feststellen kann, 
gibt dem Gesetzgeber nicht mehr das Recht, die von ihm 


vorgefundenen, natürlichen „Gesetzmäßigkeiten“ dahingehend zu 
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verunstalten ($ 1626 a BGB) und der Mutter die „Dualität des 
Kindes“ zur Disposition zu stellen; auch nicht bei allem 
Verständnis für den staatlichen Schutzbedarf der Schwangerschaft 


und der Mutter. 
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Wer die biologische Erklärung einmal süß in einer kleinen Fabel 
veranschaulicht haben möchte, dem empfehlen wir unsere 


Kindergeschichte: 


"Das Küken, das alles kann — Danke, Mama & Papa’ 


Bestellhinweise finden Sie beispielsweise wie folgt: 


www.wissenswerter-verlag.de 


Diese Geschichte eignet sich im Übrigen auch hervorragend dafür, 
Ihrem Kind, mit dem sie lediglich Umgang erleben, auf einfachste 
Art und Weise, durch das Vorlesen, erklären können, warum es für 
ihr Kind so wichtig ist ausgeglichene Betreuung mit beiden 
leiblichen Elternteilen zu erleben und zwar ohne dass sie den 
anderen dabei Elternteil diskreditieren. Gerade auch weil der 
Kindeswille für viele Gerichte absurder Weise noch von so großer 
Bedeutung ist, Kann diese Geschichte enorm helfen, dass Ihre 
Kinder sich auch in einer etwaigen Befragung vor Gericht dafür 
entscheiden werden zu sagen, dass sie von beiden leiblichen 
Eltern gleichermaßen betreut werden möchten. Auf alle Fälle 
können Sie ihren Kindern mit der Geschichte erklären was 
Trennung bedeutet und was Umgang bedeutet. Sie nehmen Ihren 


Kindern damit Verlustangst und haben eine Ebene, mit dem Kind 
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dieses Thema auf kindgerechte Art und Weise zu bereden. Die 
Geschichte wirft Fragen auf, die Sie Ihrem Kind beantworten 


können anhand der Geschichte selbst. 


79 


Kapitel 3 


Alleinerziehend - oftmals faktisch „‚getrennterziehend‘“: Das 
Modell der überwiegend alleinigen Betreuung des Kindes 
durch einen Elternteil 

Dieses Modell ist in Deutschland häufig gelebte und fälschlich 
empfohlene Praxis. Fakt ist, dass dieses Modell einen Risikofaktor 
darstellt: Kinder, denen diese aufgezwungene Erziehungsvariante 
zuteil wird, leiden unter anderem an einer seelischen und 
geistigen, manchmal sogar körperlichen Beeinträchtigung. Eine 
Gefährdung des Kindes liegt faktisch vor, und darf nicht nur 
vermutet werden, da das Kind ausschließlich das alleinige 
Persönlichkeitsvorbild eines Elternteils erlebt. Das Kind erfährt 
dadurch die Weltanschauung, Wertevermittlung und 


Lebensauffassung lediglich eines biologischen Elternteils. 


Die dadurch entstehende Gefahr besteht dahingehend, dass dem 
Kind keine Möglichkeit des Vergleichs mit dem biologischen 
Vaters gegeben wird und es dadurch die von dem 
alleinerziehenden Elternteil eingeprägten Persönlichkeitseigen- 
schaften oder -arten nicht reflektieren kann. Aufgrund der 
ausgeprägten Suggestibilität (Beeinflussbarkeit) des Kindes und 
die lebenserhaltende Bindung nur an die Mutter kann es nicht 
erkennen und lernen, dass es Menschen mit unterschiedlichen 


Wünschen und Voraussetzungen gibt, die ebenfalls ihre 
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Berechtigung haben. Es kann auch nicht lernen, wie 
unterschiedliche Auffassungen und unterschiedliches Wissen dazu 
verwendet werden kann, eine tragende Entscheidung zu treffen. Es 
lernt ebenso wenig, wie Konflikte gelöst werden können und 
vieles mehr. Das Kind ist auf die einsträngige Erziehung der 
Mutter angewiesen, ohne das Spektrum der übrigen Welt erfahren 
zu können. Damit wird das Kind nicht in der Form 
gemeinschaftsfähig, dass es verantwortungsbewusst handeln kann. 
Weil es immer nur die Richtung der Mutter vertritt, vertreten kann, 
bis die „Blase“ eines Tages platzt. Wenn dieser Elternteil 
tatsächliche Bindungsintoleranz zeigt, geht möglicherweise davon 
die Gefahr einer psychogenen Beeinträchtigung des Kindes aus, 
nicht zwingend vom biologischen Vater. Dass allein dadurch - die 
ausschließliche Koppelung an die Alleinerziehung - eine 


Kindeswohlgefährdung vorliegt, wird nicht erkannt. 


Häufig wird bei der Verwendung des Wortes Kindeswohl auf die 
negative Beziehung der Eltern zueinander abgestellt, was völlig 
abwegig ist. Die Bindung, die es zu erhalten und zu schützen gilt, 
ist die des Kindes zu seinen Eltern. Das muss nichts mit der 
Beziehung des Vaters zur Mutter zu tun haben. In einem Dreieck 
(Mutter-Vater-Kind) ist die Beziehung der Mutter zum Vater nicht 
entscheidend für die Erziehung und Betreuung des gemeinsamen 
Kindes, sie ist in der Regel jedoch förderlich. Alltägliches kann 
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vertraglich und rechtlich so gestaltet werden, dass das 
Konfliktpotential minimiert wird, aber das lassen Rechtsprechung 
und zuständige Behörden nicht zu. Denn das würde bedeuten, dass 
nichts für die Zwangsvergemeinschaftung der Eltern durch den 
Staat spricht und jeder Elternteil seinen eigenen Anspruch auf 
Förderung gegenüber dem Staat geltend machen könnte, 
unabhängig vom anderen Elternteil. Es würde bedeuten, dass 
Familientherapeuten, Gutachter und Rechtsanwälte weniger 
Einnahmen hätten. Der Eindruck der Freiwilligkeit der 
Gerichtsbarkeit ist dahingehend falsch, weil bei Ablehnung durch 
einen Elternteil weitere Entfremdung vom Kind und des Kindes 
selber droht. Mittlerweile hat sich die sog. Alleinerziehung (wir 
können hier nicht getrennt erziehend schreiben, denn diese ist 
nicht immer falsch, aber die Alleinerziehung schon) als 
Generallösung etabliert, in völliger Verkennung der Rechte beider 
Eltern und der Bedürfnisse der Kinder. Die Einstellung, dass der 
Bindung an nur eine Bezugsperson des Kindes und damit die 
gleichzeitige Entfremdung von anderen Bezugspersonen mehr 
Wichtigkeit zuzusprechen ist, ist nachgewiesenermaßen falsch, 
wie wir bereits festgestellt haben. Es ist nicht erklärbar, warum ein 
ganztags durch Kita oder Einrichtung betreutes Kind nicht auch 
abwechselnd von beiden Elternteilen betreut werden kann. Auch 


die Meinung, dass die Alleinerziehung aufgrund der stärkeren 
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Bindung (primäre Bindung) des Kindes an nur eine Bezugsperson 
es rechtfertigt, das Kind der Erziehung nur eines Elternteils zu 
unterstellen, ist - wissenschaftlich nachgewiesen nicht korrekt. 
Denn Prof. Fthenakis konnte in seiner wissenschaftlichen 
Ausarbeitung zum Stellenwert der Bindungen des Kindes als 
sorgerechtsrelevantes Kriterium Folgendes feststellen: „Die Stärke 
einer Bindung hat sich bislang nicht als messbar erwiesen. Von 
daher gesehen, ist es unsinnig, wissenschaftlich gesicherte 
quantitative Bindungsunterschiede angeben zu wollen. Wer 
trotzdem so tut, als gäbe es eine wissenschaftlich gesicherte 
Bindungstheorie, die Aussagen über die Eltern-Kind-Bindung 
erlaubt, vor allem in prognostisch relevanter Hinsicht für die 
Entwicklung der Kinder unter veränderten familiären 
Bedingungen, steht nicht mehr auf dem Boden der 


Wissenschaft.“ (FamRZ 1985, Heft 7) 


Aufgrund dieser Erkenntnisse musste seinerzeit der - $ 1672 - der 
alten Fassung des BGB in Bezug auf die Anknüpfung an die 
Bindung des Kindes ersatzlos gestrichen werden. Im Ergebnis 
musste das Wort Hauptbindung bzw. Bindung als Tatbestand aus 


dem Gesetzestext entfernt werden. 


Das beste Beispiel für die schädliche Wirkung der so genannten 
Alleinerziehung hat Deutschland durch die "Lebensborner 


Erziehungsmethode" der nationalsozialistischen Zeit bereits 
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erfahren. Durch die ,„Mannheimer Kohorten Studie" der 
Universität Düsseldorf ist bewiesen worden, dass die Kinder unter 
der "Lebensborner Erziehungsmethode" sogenannte psychogene 
Beeinträchtigungen erlitten, an denen bis sie ins hohe Alter leiden, 
selbst wenn sie sich heute in einer sozial komfortablen Situation 
befinden. Diese psychogenen Beeinträchtigungen sind 
Individuations- und Identifikationsprobleme, bedingt durch die 
Tatsache, dass diese „Lebensborner Kinder“ keine Anpassungs- 
und Reaktionsmöglichkeiten bezüglich ihres genetischen 


"Verhaltensabbildes‘ Eltern hatten. 


Allerdings kann auch die Forschung zu Folgen der Heimerziehung 
der Werkhöfe in der ehemaligen DDR zu diesem Thema vieles 
beitragen. Andere Beispiele aus dem Bereich der BRD (alt) gibt es 
sicherlich auch zum Thema. Die Ergebnisse dürfen nicht damit 
abgetan werden, dass es ja die Nazis waren und nicht „wir“. Das 
heute diese Misshandlungen durch „Demokraten“ durchgeführt 


werden ist ein Fakt. 
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Das Wechselmodell 


Wer als Elternteil Pflicht und Recht auf Erziehung seiner Kinder 
ernsthaft wahrnehmen will und sich darüber im Klaren ist, dass er 
den jeweils anderen zwar nicht mehr als Partner sieht, aber als 
ebenso gleichwertigen Elternteil seiner Kinder, der ebenso wichtig 
und unersetzbar ist, wie er selbst, kommt an einer Regelung der 


Betreuungsanteile von ca. 50 Prozent nicht vorbei. 


Das heißt, dass Gerichte bei streitenden Eltern grundsätzlich 
einzig und allein die Regelung des Umgangs auf Basis des 50/50 
Betreuungsmodell beschließen sollten, bis die Eltern eine eigene 
tragfähige Umgangsregelung vereinbaren, die auf den jeweiligen 
Gegebenheiten vereinbart wird. Nur in Ausnahmefällen, z.B. bei 
nachgewiesener Gefährdung des Kindes, darf das Gericht hiervon 
abweichen. Wenn streitende Eltern diese Regelung als 
Streitfalllösung durchgängig wissen, werden sie bemüht und 
erfolgreich sein, eine entsprechend ihren Bedürfnissen und 
Möglichkeiten angemessene Regelung auf der Grundlage eines 
Betreuungsmodells 50/50 z.B. der paritätischen Doppelresidenz zu 


finden. 


Das Wechselmodell beschreibt die abwechselnde Interaktion der 
Eltern mit dem Kind. Es erfüllt das Bedürfnis des Kindes nach 


abwechselnder Reflektion der Erziehungsangebote und 
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Persönlichkeitsvorbilder seiner biologischen Eltern im Lichte 
seiner epigenetischen Vorprägungen, um die Entwicklung seiner 
eigenen gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit, im Sinne des 
staatlichen legitimen Erziehungsauftrages, zu entwickeln. Wir 
wollen das Wechselmodell hier als 50/50-Betreuungsmodell 
verstanden wissen. Das bedeutet, dass das Kind jeweils die Hälfte 
des Monats bei je einem Elternteil verbringt und nicht an den 
Wochenenden wechselt. Das Wechselmodell ist das beste Modell 
im Sinne der genetischen Prägung des Kindes. Es gewährleistet 
ein Mindestmaß an Umgang mit beiden Elternteilen, welches 
notwendig ist, um dem Kind die bestmögliche natürlich 


vorgegebene Entwicklung zu erlauben. 


Die Behauptung, dass der elterliche Konflikt ein Grund ist, die 
Beziehung zwischen Kind und Elternteil nicht im Sinne des 50/50- 
Betreuungsmodells zu gestalten, weil das Kind dadurch in das 
Zentrum des Konfliktfeldes der Eltern geraten kann, ist pauschal 
nicht geeignet, um damit eine Entfremdung von einem natürlichen 
Elternteil gerichtlich zu rechtfertigen. Das Gegenteil ist der Fall, 
solange keine Gefährdung besteht, weil das Kind nur durch die 
Auseinandersetzungen und die Formen dieser lernen kann, wie mit 


Konflikten konstruktiv umgegangen werden kann. 


Bleibende Störungen der Persönlichkeitsentwicklung des Kindes 


ergeben sich erst durch den Entzug einer Elternhälfte, die auf 
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seine Bedürfnisse eingeht. Die Haltung, dass Alleinsorge das 
Ausreichende bzw. bessere Erziehungsmodell ist berücksichtigt 
nicht, dass das Kind die Situation der Eltern resilieren kann. Es ist 
für den kindlichen Entwicklungsbedarf wesentlich schädlicher, 
wenn es von einem Elternteil entfremdet wird und nicht beide 
Eltern als Verhaltensvorbilder und kümmernde Personen erfährt, 
als wenn es die Kommunikations- und Kooperationsprozesse 
beider Eltern miterlebt. Kurz gesagt, wie soll ein Kind lernen, mit 
Streit umzugehen, wenn es keinen Streit kennt? Wie soll es 
diesbezüglich psychische Widerstandsfähigkeit, neudeutsch 


Resilienz, erwerben? 


Die derzeitige Gerichtsargumentation gegen das 50/50-Modell 
lautet sinngemäß, dass es dem Kind abträglich sei, wenn die 
Eltern sich streiten. Genauer gesagt, stellt das Gericht hier auf eine 
angeblich schädliche psychogene Entwicklung des Kindes bei 
streitenden Eltern ab. Diese Haltung konnte bis dato keine 
absolute wissenschaftliche Gültigkeit erlangen. Und: Noch nie hat 
ein Gericht schädliche Folgen für das Kind streitender Eltern 


belegen können. 


In anderen europäischen Industriestaaten (wie Schweden, Belgien, 
Frankreich etc.) ist das Doppelresidenzmodell gerade bei 
streitenden Elternteilen das gerichtlich bevorzugt angewandte 


Wechselmodell. Das Kind ist als Entwicklungsbedürftiger 
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abhängig und angewiesen auf die Betreuung und Förderung der 
Eltern, um seine eigene Identität zu erfahren. Sorgerecht ist damit 
kein alltäglicher Rechtsbedarf der Erziehungsbefohlenen, sondern 
ihre alltägliche Umgangs- und Erziehungspflicht. Andernfalls 
ergibt es keinen Sinn, ein Umgangsrecht im Bürgerlichen 
Gesetzbuch zu verankern, zumal das sogenannte Kindeswohl nicht 


definier- und konkretisierbar ist. 


Die Begründung dieser gerichtlichen Umgansgsfestlegung findet 
seine kindeswohlkonforme Berechtigung in der Stärkung und 
Entwicklung der psychischen Widerstandsfähigkeit des Kindes 
gegenüber den psychogenen Beeinträchtigungen durch mögliche 
Loyalitätskonflikte, wenn die Eltern sich streiten. Diese 
Umgangsregelung steht im Einklang mit den Erkenntnissen, dass 
ein Familienrichter kaum allein über das Wohl und Wehe eines 
Kindes entscheiden kann, ohne beide biologische Eltern und das 
Kind einzubinden. Denn der Richter hat kaum eine Möglichkeit, 
seine Entscheidung zu überwachen; es bedarf unabdingbar der 


Mitwirkung beider Eltern. 
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Ausgehend von den Erkenntnissen, dass: 


- der Grad zwischenmenschlicher emotionaler Bindungen 


wissenschaftlich nicht messbar ist, 


- eine Reproduzierbarkeit der Bindung daher nicht nachweisbar 
ist, 
- emotionale Bindungen keine unveränderlichen Größen sind, 


- und hinsichtlich ihrer zukünftigen Entwicklung durch zahllose 
und nicht voraussehbare Faktoren beeinflusst und verändert 


werden können, 


- der Ausbau zum Elternteil mit weniger Bindung gerade wichtig 


sein kann 


ist die Feststellung des „besseren“ Elternteils im Rahmen des 
gerichtlichen Verfahrens (Sachverständigengutachten) nicht 


möglich. 


Dementsprechend erzwingt der Bedarf des Kindes eine 
gleichwertige auf der Basis des 50/50-Betreuungsmodells, bis die 


Eltern eine eigene tragfähige Umgangsregelung gefunden haben. 


Im Gegensatz zur (überwiegenden) Alleinerziehung liegen 
weltweit keine Forschungsergebnisse vor, die beweisen, dass das 
Wechsel- oder auch Doppel-Residenz-Modell (einschließlich der 
50/50-Regelung) den Kindern schadet. Im Gegenteil, die wenigen 
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Untersuchungen, die es gibt, belegen eindeutig, dass die Doppel- 
Residenz-Kinder eindeutig die bessere Entwicklung erfahren als 
Kinder, die von nur einem Elternteil erzogen wurden. 
Erfahrungsgemäß trägt das Wechselmodell bis zu 90 Prozent zur 
Beruhigung des Eltern-Konfliktes bei. Die Angst, dass das Kind 
zwischen die elterlichen Streitfronten geraten könnte, ist in 98 
Prozent der Fälle „hausgemacht", denn „Streit ist die 
Wesensgrundlage jedes menschlichen 


Kommunikationsprozesses“ (Dr. Piet de Man - Gelsenkirchen). 


Ein möglicher Ansatz wäre es, den Eltern konstruktives bzw. 
gewaltarmes Streiten beizubringen, anstatt den Konflikt durch 
Zerreißen der Familienbande zum unterschwelligen chronischen 
„Dauerkriegszustand‘“ mutieren zu lassen. So könnte ein Kind aus 
dem Verhalten der Eltern lernen, gesellschaftlich gesund bzw. 
konform mit Konflikten umzugehen. Hier könnte das Jugendamt 
seine Kapazitäten nutzen, um Streitkultur zu schaffen und 


Streitplattformen einzurichten. 


Das Wechselmodell berücksichtigt, dass Eltern nach der Trennung 
zumeist getrennt voneinander wohnen. Somit sind für das Kind 
faktisch zwei Domizile, zwei „Zuhause“ vorhanden. Das Kind 
muss an beide mit der gleichen Herzlichkeit gewöhnt werden, 
damit es mit der Zeit beiden Elternteilen denselben Stellenwert 


zumisst. Es ist nicht prognostizierbar, aber auch nicht notwendig 
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zu wissen, welches Heim dem Kind eine bessere Entwicklung 
ermöglicht, wobei die Frage gestellt werden muss, was eine 


bessere Erziehung ausmachen soll. 


Das Wechselmodell kann zeitlich flexibel gestaltet werden und 
dennoch einen so stabilen Rahmen bieten, dass dieser nicht mehr 
persönlich zwischen den Eltern besprochen werden muss. Gerade 
im Wechselmodell kann je nach den Bedürfnissen des Kindes 
schnell mit Änderungen reagiert werden, ohne dass ein Gefühl der 
Benachteiligung beim Kind oder einem Elternteil entsteht. 
Untersuchungen haben gezeigt, dass dieses Modell die 
Beendigung des Streits der Eltern, der häufig sogar die Grundlage 
der Trennung war, fördert. Richard Alan Gardner hat statistische 
Nachweise geliefert, dass die Bindungstoleranz ein wesentliches 
Förderkriterium für das Kind ist. In allen 22 von 99 skizzierten 
Fällen, in denen das Gericht der Empfehlung zum Wechsel des 
Aufenthaltsortes folgte, löste sich die Entfremdung zum Elternteil 
auf. Hingegen trat bei den 77 Fällen, in denen das Kind 
hauptsächlich bei einem Elternteil verblieb, nur bei einem ganz 
geringen Prozentsatz (9,1 Prozent) mit zunehmendem Alter eine 
allmähliche Verbesserung in der entfremdeten Eltern-Kind- 
Beziehung des Kindes ein. Der Verbesserungseffekt trat sogar bei 
Elternteilen mit stark ausgeprägter Entfremdungsabsicht auf. 


Diese Erfahrungen haben sich auch bei der Cochemer Praxis 
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bestätigt: Durch die Beratung und die anschließende Regelung des 
Umgangs bei gleichen Sorgeanteilen haben sich die Streitpunkte 
aufgelöst, wodurch die Kinder eine unbeschwerte Zeit mit ihren 


Eltern wahrnehmen konnten. 


Oft wird behauptet, der Weg zwischen zwei Elternhäusern sei zu 
weit und zu anstrengend für das Kind. Ein Kind brauche 
„ein“ Zuhause. Aber alles, was ein Kind braucht, kann in beiden 
Heimen zur Verfügung gestellt werden. Weiterhin, so wird 
behauptet, wäre ein so häufiger Wechsel an Absprachen der Eltern 


geknüpft und damit an eine tragfähige Kommunikation der beiden. 


Aber die Kommunikation zwischen den Eltern muss zunächst nur 
den rein rationalen Austausch von Informationen zum Kind 
abdecken. Wesentlich ist die Kommunikation des Elternteils mit 
dem Kind, nicht die mit dem anderen Elternteil. Durch die 
gemeinsame Sorge und Versorgung des Kindes kann der jeweilige 
Elternteil sich die notwendigen Informationen selbstständig 
besorgen, ohne dass ein Konflikt entsteht bzw. eine 
Kommunikationsnotwendigkeit mit dem anderen Elternteil. Das 
bedeutet, jeder Elternteil ist unabhängig vom anderen 
informationsberechtigt, wodurch eine Abhängigkeit vom anderen 
Elternteil und damit Streitpotential wesentlich reduziert wird. Ein 
Kind ist nicht in der Situation, dass es sich innerlich auf Vater oder 


Mutter ein- oder sogar umstellen muss. Dies geschieht unter 
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Umständen nur, wenn das Kind nach einem Abbruch des Kontakts 
zu einem Elternteil diesen nun wieder erlebt und einen neuen 
Kontakt aufbauen muss. Aber auch hier sind 
Eingewöhnungsphasen, die länger sind als die von 
Kindertagesstätten und anderen Betreuungseinrichtungen, unnötig, 
unzulässig und kindeswohlgefährdend. Meist findet dieser 
Kontaktabbruch und Kontaktwiederaufbau im 14-Tage- 
Umgangsmodell (Wochenendmodell) bzw. in zeitlich minimal 


gestalteten Umgangssystemen statt. 


Die weit verbreitete Haltung vieler Einflus-- und 
Entscheidungsträger, dass nur ein einziges Zuhause für das Kind 
das Beste ist, resultiert aus der eigenen Konditionierung heraus, 
dass dies das Bessere wäre. Wenn der Wechsel an sich als 
Belastung angesehen wird, so ist das Wechselmodell erst recht zu 
praktizieren, weil hier im Gegensatz zum Wochenendmodell die 
Umgangswechsel reduziert werden: Stunden- bzw. tageweiser 
Umgang entspricht einem mindestens zweimaligen Wechsel und 


beim einwöchigen Wechselmodell nur einem einmaligen Wechsel. 


Oftmals wird von den verfahrensbeteiligten Sachverständigen, 
dem anderen Elternteil oder dem Gericht selbst behauptet, das 
Kind müsse sich vom Umgang mit dem jeweiligen Elternteil 
erholen. Das offenbart jedoch nur Verlustangst und 


Minderwertigkeitsgefühle eines Elternteils gegenüber dem 
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anderen. Diese grundsätzliche Bindungsintoleranz nutzen 
Gerichte, um dann über die Rechte der Eltern zu entscheiden. 
Ähnliche Behauptungen sind: Das Kind muss vor Rohheit, 
Überlastung und Sorglosigkeit des anderen Elternteils geschützt 
werden. Wenn dies nur unbegründete gegenseitige elterliche 
Anschuldigungen sind, dienen sie nicht dem Schutz des Kindes. 
Es sind auf das Kind projizierte Ängste oder finanzielle 
Interessen, die sich möglicherweise wirklich auf das Kind 
übertragen und bei ihm auswirken. Es lernt Ängste und 
Befürchtungen kennen, statt seine Stärken zu entwickeln. Das 
Argument, dass es dem Kind nur gut gehen kann, wenn es der 
Mutter oder dem Vater gut geht, ist hausgemacht. Es ist Ausdruck 
der überlieferten Ansicht, dass es das Beste für das Kind ist, wenn 
sich die Mutter allein liebevoll um das Kind sorgt, während der 
Vater abends von der Arbeit kommt. Eine daran ausgerichtete 


Rechtsprechung stellt reine Willkür dar. 


Ein Kind wird, wenn es genügend Ressourcen besitzt, Konflikte in 
seinen Lebensumständen lösen und daraus gestärkt hervortreten. 
Natürlich reagiert ein Kind auf den Zustand seiner Eltern, 
möglicherweise auch mit Auffälligkeiten, aber genau darum darf 
es nicht von einem Elternteil entfremdet werden. Denn dann läuft 
das Kind Gefahr, ein Trennungstrauma zu erleiden. Ebenso kann 


das Kind auf seine Weise sogar zur Lösungsfindung beitragen. 
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So kann es beispielsweise lernen, einen langen Fahrweg zu 
nutzen, um zu lernen oder zu spielen. Es kann erfolgreicher sein, 
weil es gelernt hat, Wartezeiten als Gewinn zu betrachten. Eine 
(Umgangs-)Fahrt kann viele Möglichkeiten der Interaktion bieten 


und damit ein Erfahrungsgewinn für das Kind sein. 
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Kapitel 4 
Das Jugend(wohlfahrts)amt 


Im Grundgesetz ist verankert, dass das Erziehungsrecht das 
natürliche Recht beider Eltern und ihnen zuvorderst obliegende 
Pflicht ist (Art. 6 GG, $ 1 (2) SGB VID. Die Regelung des 
Erziehungszieles und dessen Bestimmungen flossen in die 
Sozialgesetzbücher ein und wurden somit durch den Gesetzgeber 
einfach normiert. In den ersten Paragraphen wird ebenfalls noch 
einmal auf das Grundgesetz verwiesen. Der Verfassungsgeber 
unterließ es aber, der so geschaffenen Institution aufgrund der 
kommunalen Selbstverwaltung eine fachliche Aufsicht zur Seite 
zu stellen, welche Richtung sowie Art und Weise des Wirkens 
überwacht. Als Folge fehlen richtungweisende und leitbildgebende 
Umsetzungsmechanismen in Bezug auf das Jugendamt. Das 
Resultat ist, dass der vom Verfassungsgeber beabsichtigte Schutz 
der elterlichen Erziehungsautonomie ausgehebelt wurde und das 
Jugendamt nunmehr als Eingriffsinstitution in die Familien 
fungiert, so dass das beabsichtigte Leistungsgesetz zum 
Eingriffsgesetz benutzt wird. In der Katalogisierung der „Hilfen 
zur Erziehung . $$ 27 bis 35 a SGB VII kippen die Hilfen zur 
Zerstörung von Familien. Das derzeitige Problem besteht 


demnach darin, dass Qualität und Quantität der Arbeit des 


Jugendamtes durch keinen anderen Verantwortungsträger geprüft 
wird und lediglich nach Bescheiden vom Verwaltungsgericht 
überprüft werden darf. Das Jugendamt an sich operiert aufgrund 
der einfachen Normierung der Sozialgesetzbücher analog zu einer 
Behörde. Die UN-Kinderrechtskommission hat sich mit dem 
Thema befasst und der Bundesrepublik auferlegt, seiner Institution 
Jugendamt eine Fachaufsicht überzuordnen. Da die 
kindeswohlmissbräuchlichen Eingriffe des Jugendamtes in die 
Familien ein derartiges Ausmaß angenommen haben, soll dieser 
Entwicklung durch den Einsatz einer Fachaufsicht 
entgegengewirkt werden. Die Bundesregierung akzeptierte 
seinerzeit diese Forderung des UN-Kinderrechtsausschusses. An 
der faktischen Umsetzung dieser Vorgabe hapert es jedoch immer 
noch - und das Jugendamt ist 70 Jahre nach der 
Verfassungsgebung in Deutschland noch immer ohne 


Fachaufsicht. 
Das ist ein Skandal! 


Zwischenzeitlich wurde im Europäischen Parlament aufgrund 
dieser Ausuferungen von Inobhutnahmen durch Petitionen 
Aufmerksamkeit erregt und die deutsche Regierung aufgefordert, 
zu diesem Problem Stellung zu nehmen. Ebenso hat die UN- 
Kinderrechtekommission dem Verein Gleichmaß e.V. zu diesem 


Problemen Status einer NGO, einer Nichtregierungsorganisation, 
97 


verliehen, um über die ausufernden Probleme durch die 


Jugendämter zu berichten. 


Der Gesetzgeber hat die Aufgabe, hier eine unabhängige 
Qualitätssicherung mit einem entsprechenden Umsetzungs- und 
Kontrollkonzept zu installieren. Hierzu wurde sie vom 
Europäischen Parlament bisher zweimal aufgefordert. Damit soll 
eine fachliche Bewertung nach Maßgabe des Verfassungsauftrages 
gewährleistet werden. Die Abschaffung des Jugendamtes ist keine 
Lösung, da die dahinter stehende Idee mehr als seine 
Berechtigung hat. Die verfassungsrechtliche Intention, das 
Kindeswohl durch eine solche Institution zu schützen, ist legitim 
und geboten und wegen seiner Einzigartigkeit maßgebend für den 
internationalen Schutz des Kindesinteresses. Denn anzumerken 
und anzuerkennen ist, dass es europaweit nur in Deutschland eine 


solche Institution wie das Jugendamt gibt. 


Sinnvoll wäre allerdings ein neuer Name, um auch symbolisch 
einen Bruch mit dem „Alten“ zu zeigen. Ein Namensvorschlag 
wäre „Amt zum Schutz und zur Förderung der Kinder“! Denn 


einzig und allein um die sollte es ja gehen. 


Das Jugendamt könnte, unserer Einschätzung nach, seine 
Aufgaben im Sinne des Kindesinteresses z.B. durch die bewiesene 
Begleitung der elterlichen Erziehungsautonomie mittels 


wissenschaftlich systemischer Arbeit und systemischer 


Familienhilfe wahrnehmen. Diese ist nur nach Schaffung absoluter 
Gleichberechtigung in Sorge und Betreuung sinnvoll. Die 
Familienhilfe kann nicht wirken, wenn die Willenshaltung eines 
Elternteils anders ist oder die Sorgegrundlagen ungleich zwischen 


den Eltern in Bezug auf das Kind geregelt sind. 


An einem Beispiel soll aufgezeigt werden, wie das 
verfassungsgemäße Ziel bzw. die Aufgabe des Jugendamtes durch 
die fehlende Fachaufsicht entgleist. Der Fall „Kutzner gegen 
BRD“ war Gegenstand höchstrichterliche Rechtsprechung des 
EGMR. Bei diesem Fall setzte das Jugendamt aufgrund der 
Behinderung der Eltern eine Familienhilfe ein, ohne konkreten, 
den Eltern zugänglichen „Erziehungshilfeplan“. Die Familienhilfe 
arbeitete ohne Kenntnis der Bedeutung, die die Eltern für die 
identitäre Entwicklung der Kinder haben, und damit vorbei an den 
Bedürfnissen der Kinder. Ohne den Kindeswohlstatus der Eltern 
zu berücksichtigen, versuchte die Familienhilfe ein staatliches 
Erziehungsziel durchzusetzen. Also ohne Rücksicht darauf, dass 
die Eltern bereits ein kindeswohlkonformes Erziehen 
gewährleisten, sollte eine staatliche Vorstellung von Erziehung 
umgesetzt werden. Ein negativer Bericht über die 
Erziehungsfähigkeit der Eltern wurde erstellt und an das 
Jugendamt übergeben, das dann auf der Grundlage des $ 8 SGB 
VIH in Verbindung mit $ 1666 BGB ohne Beachtung des dazu 
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vorgeschriebenen anzuwendenden $ 1666a BGB in die 
verfassungsmäßige Elternautonomie eingriff — mit 
kindeswohlschädigenden Folgen bis zum Suizid eines der Kinder. 
Die Kinder wurden den Eltern entzogen. Aufgrund der fehlenden 
Fachaufsicht erfuhr diese Handlungsweise des Jugendamtes, die 
gängige Praxis ist, nur durch das Gericht eine Kontrolle. Es fehlt 
an einem Bindeglied, das die Legitimierung des Wächteramtes 


überprüft. 


Im Fall ‚„Kutzner“ haben alle staatlichen, wächteramtlichen, 
kindeswohlregulierenden Instanzen, die den Fall zu bewerten 
hatten, versagt. Die menschenrechtliche Tragweite des legitimen 
Schutzes der Familienbande des Kindes wurde dabei nicht 
berücksichtigt. Erst durch die Einwirkung des EGMR wurde die 
eigentliche Aufgabe des Jugendamtes umgesetzt - insofern, als die 
staatlichen Eingriffe in die elterliche Erziehungsautonomie extrem 


eingeschränkt wurden. 


Im Ergebnis sollte eine zukünftige Fachaufsicht des Jugendamtes 
über die notwendige Kompetenz verfügen, den staatlichen Auftrag 
des Jugendamtes im Lichte der europäischen 
Menschenrechtskonvention überprüfen und bewerten zu können. 
Dieser Prozess der Qualitätssicherung muss für jede Entscheidung 
durch ein dafür qualifiziertes Gericht gewährleistet werden. 


Zudem darf ein Jugendamt nicht ohne tief greifende Überprüfung 


und Untersuchung der Fälle auf Basis der biologischen 


Grundsätze des Kindeswohls beratend tätig werden. 
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Jeder ist erziehungsfähig 


Erziehung ist Beeinflussung, hier wollen wir uns auf die 
Erziehung der eigenen Kinder beschränken. Die 
Erziehungsfähigkeit wird in letzter Zeit häufig vom Jugendamt 
angezweifelt, statistisch betrachtet insbesondere dann, wenn es 
sich um Väter handelt. 

Erziehung bedeutet auch, Kinder so ins Leben zu begleiten, dass 
sie als Erwachsene selbständig den Alltag für sich und ihre 
engsten Angehörigen, hier ihre Kinder, lebenswert gestalten und 
möglichst wenige Konflikte mit anderen haben. Das bedeutet das 
Lernen von konfliktarmen Umgangsformen, das Einhalten von 
geschriebenen und ungeschriebenen Gesetzen, das Miteinander im 
Beruf, der Nachbarschaft, Verwandtschaft, Freizeit. Es bedeutet 
auch, seinen Lebensunterhalt zu erwerben, wobei die derzeitigen 
Gesetze ermöglichen, auch ohne eigene Arbeit überleben zu 
können, wobei vielfach auf die staatlichen Leistungen abgestellt 
wird oder auch, dass durch Kriminalität der Lebensunterhalt 
gesichert wird. 

Vielfach machen es die gesetzlichen Normen es heute schwer, 
konfliktarm leben zu können. Um jedoch das Bedürfnis nach 
sozialer Teilnahme am täglichen Leben zu erkämpfen, werden 


häufig Nischen gesucht, mit denen auf gesellschaftlich wenig 


anerkannter Weise das notwendige Einkommen zum Überleben 
errungen wird. 

Oftmals wird der Bezug von Arbeitslosengeld II auch missbraucht 
und so manche Transferleistungsempfänger haben sich damit 
durch finanzielles Geschick gut eingerichtet. Einige Eltern 
benutzen es sogar für einen blutigen Kampf vor dem 
Familiengericht, da diese nämlich die Kosten im Rahmen der 
Verfahrenskostenbeihilfe erstattet bekommen. Kosten für 
Verfahrensbeistand, Gutachter, Anwalt etc. müssen nicht gezahlt 
werden. So kann der andere Elternteil mit finanziellen Kosten des 
Verfahrens, die die Kosten von Barunterhalt durch Kindesentzug 
weit übersteigen, ruiniert werden. 

Was hat das nun damit zu tun, dass jeder erziehungsfähig ist? 
Kinder lernen durch Vorbilder, in der Regel in den ersten 
Lebensjahren durch die Eltern. Sie übernehmen ihre 
Verhaltensweisen und werden durch Lob und Tadel in den 
unterschiedlichsten Forman dahingehend geprägt, wie die Eltern 
es für notwendig halten, wobei die eigene Prägung der Eltern 
maßgeblich für das Lernen der Kinder ist, gleichgültig, ob die 
gelernten Verhaltensweisen den Erziehungszielen des jeweiligen 
Erziehungskonzepts der Gesellschaft entspricht oder nicht. 
Entspricht es den Normen der Gesellschaft, entstehen weniger 


Konflikte zwischen Individuum und der Mehrheit der 
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Gesellschaft. Entspricht es diesen gesetzlichen Normen nicht, 
wird von staatlicher Seite sanktioniert: Erziehungsmaßnahmen, 
später Freiheitsentzug, Geldstrafen, Psychiatrie, Ausgrenzung 
durch faktisches Berufsverbot, Zuweisung von beschränktem 
Wohnraum, geringes Transfereinkommen, wie z.B. ALG II oder 
Grundsicherung. 

Bei Trennung und Scheidung wird einem Elternteil in der Regel 
die Erziehungsverantwortung dadurch entzogen, dass trotz 
„gemeinsamer Sorge“ die Beeinflussungsmöglichkeiten eines 
Elternteils durch die Trennung vom Kind weitgehend genommen 
werden. Das Kind verliert damit jedoch die Hälfte der Lernräume, 
d.h. der jeweiligen Gestaltung von Lernangeboten des fehlenden 
Elternteils. Damit nicht genug: Durch den Verlust der 
abweichenden Erziehung des fehlenden Elternteils kann das Kind 
nicht lernen, dass auch andere als die jeweils durch den 
hauptsächlich betreuenden Elternteil vermittelten Regeln, 
Kenntnisse und Verhaltensweisen, die sich in Fähigkeiten, 
Fertigkeiten und Kenntnissen, Kompetenzen, Kapazitäten und 
Ressourcen ausdrücken, erworben werden. Es entsteht eine 
Einbahnstraße, die oft dazu führt, dass nach bzw. in der pubertären 
Ablösungsentwicklung eine neue Führungsperson gesucht wird, 
wobei die „Rattenfänger“ der Extreme schon bereitstehen, um 


diese labil gewordenen jungen Menschen für ihre Zwecke 


einzufangen. Eine kritische Auseinandersetzung mit 
unterschiedlichen Lernangeboten bleibt den Kindern, die nur bei 
einem Elternteil aufwachsen verschlossen: Sie haben nicht gelernt 
durch Vergleich zu lernen. Der Teil des elterlichen 
Veranlagungssatzes, den sie in sich haben, der ihnen vorenthalten 
wird, wurde nicht gefördert und gefordert, so dass er verkümmert 
ist und damit die freie Entfaltung der Persönlichkeit, die als 
Grundrecht in Art. 2 GG aufgeführt ist, durch Beschluss des 
Familiengerichts dem Kind entzogen ($$ 1671, 1626 a BGB), 
obwohl hierzu keinerlei Berechtigung und Zuständigkeit nach Art. 


6 Abs. 2 GG vorliegt. 


Kinder lernen das, was ihnen von den Eltern vorgegeben wird, die 
jeweils ihr Bestes tun, damit die Kinder im künftigen Leben nach 
ihren Vorstellungen und Erfahrungen zurechtkommen. Die Art der 
Beeinflussung wird durch die Lernräume, die den Kindern 
ermöglicht werden, geschaffen. In einem Akademikerhaushalt 
wird auf Bildung, Vernetzung in Akademikerkreisen und 
stilgerechtes Verhalten geachtet, in einer Handwerksfamilie die 
Herstellung von Gegenständen und deren Erhalt. In einem 
Haushalt, der durch Transferleistungen erhalten werden muss, 
wird das Aufhalten der Hand als einzige Bewegung gelernt, um zu 


Geld zu kommen, damit die Ansprüche befriedigt werden. In 
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einem kriminellen Haushalt werden die entsprechenden 
Fähigkeiten, Fertigkeiten und Kenntnisse gelernt, die man zur 
Ausübung krimineller Machenschaften benötigt, die White-Collar- 
Kriminalität, d.h. weitgehend Betrugsdelikte, eingeschlossen. 

Die beiden letzten Formen gefallen nun der Gesellschaft nicht, 
denn sie bedrohen ihr angehäuftes Eigentum, werden zur 
Abschreckung jedoch weiterhin gezüchtet. So werden diese 
Möglichkeiten der Überlebensstrategie geächtet und mit Strafen 
belegt, sowohl um andere davon abzuhalten, diese Wege 
einzugehen und die „Straftäter“ „auf den Weg der Tugend“ zu 
führen. Diese Gruppe der Mächtigen, die über den Großteil der 
Bevölkerung herrschen, fühlen sich damit als „Gerechte“ und 
beanspruchen ein hohes Ansehen durch die Umwelt. 

Mit diesem Anspruch an „die Wahrheit‘ bewilligen sie sich auch 
die Definitionsmacht darüber, was erlaubt und was verboten ist, 
sowie wie die Eltern die Kinder zu erziehen haben. Das führte in 
den letzten Jahren immer mehr zu Trennungen der Kinder von 
ihren Eltern, statt den Eltern und Kindern bei einem der reichsten 
Länder der Erde die Chance zu geben, ihren Möglichkeiten 
entsprechend auf legalem Weg ihr Leben durch berufliches 
Einkommen zu gestalten. 

Hier zeigt sich, dass die Definition ausmacht, wer an den 


erarbeiteten Gewinnen der Gesamtgesellschaft profitieren darf und 


wer als Verlierer die unter den Tisch geworfenen Brocken der 
Gesellschaft empfängt. Die gesellschaftliche Schere geht immer 
weiter auf, die Sanktionen gegen den ärmeren Teil der 
Bevölkerung werden immer stärker, die Sanktionierten 
resignieren, werden mit „Brot und Spielen“ abgespeist oder 
rebellieren durch als Kriminell bezeichnete Handlungen, obwohl 
das Verschwenden von Steuergeldern für unsinnige oder 
eigennützige Ziele wesentlich höheren Schaden für die Gesamtheit 
verursachen. Auch in diese Richtung werden Kinder von ihren 
Eltern erzogen. Da Menschen eben in sozialen Gruppen leben, 
können sie sich einer Beeinflussung, d.h. Erziehung, gar nicht 
entgegenstellen, was auch eine Form der Erziehung wäre. 

So werden im Familienrecht des Öfteren so genannte 
Erziehungsfähigkeitsgutachten an Diplompsychologen vergeben, 
obwohl Erziehung ein Wissenschaftsgebiet von Diplompädagogen 
ist. Die Fragestellungen der Psychologen sind andere, sie dienen 
der Anpassung an krankmachende Lebensbedingungen, während 
die Erziehungswissenschaftler die krankmachenden 
Lebensbedingungen in lebenswerte Bedingungen verändern 
wollen, d.h. den Kindern und deren Eltern neue Lernräume 
eröffnen, in denen sie sich dahingehend ausprobieren Können, 


durch Veränderungen ihr Leben lebenswert zu gestalten. 
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Hieraus ergibt sich, dass die von den Familiengerichten an 
Psychologen in Auftrag gegebene Gutachten mehr über die 
Einstellung der Gutachter aussagen als sie über die Probanden 
darstellen (können). 

Deshalb sind Erziehungsfähigkeitsgutachten, für die es keine 
Kriterien geben kann, weil menschliches Verhalten so vielfältig 
interpretiert werden kann wie es Psychologen und Pädagogen gibt, 
in jedem Fall abzulehnen. Es können nur Bedingungen mit den 
Probanden erarbeitet werden, die mit der jeweiligen Grundlage 
ihrer Persönlichkeiten in Einklang stehen. 

Diesbezüglich hat das BVerfG Ende 2014 ein Grundsatzurteil 
erlassen, in dem klar festgestellt und festgelegt wird, dass jeder 
Elternteil von Hause aus als erziehungsfähig gilt und dies nicht 
erst belegen muss. Das ist ein eindeutiges Zeichen an Jugendämter 


und Co., das diskriminierende Verhalten einzustellen. 


Kapitel 5 


Gutachten (Katalysator des Streits durch Willkür) 


„Das beste Gutachten ist das, was nicht geschrieben wird.“ 


Uwe Jopt 


Gerichte haben den Auftrag, einen Interessenausgleich nach 
rechtlichen Vorgaben zu schaffen. Dabei soll Gerechtigkeit 
angestrebt werden, was auch ein Naturzustand im weitesten Sinne 
ist. 

Da in Bezug auf das Familienrecht, so wurde bisher angenommen, 
vorrangig die Psychologie und Soziologie eine Rolle spielen, 
greifen die Gerichte vor allem auf Gutachter und Sachverständige 
aus diesen Fachgebieten zurück. Sie sollen dem Gericht objektive 
und wissenschaftlich fundierte Begründungen für seine 
Entscheidungen aufzeigen. An diesem Punkt bricht die dünne 
Platte des Eises der derzeitigen Rechtsprechung. Die Gutachten 
basieren allesamt auf Methoden, die nicht die Auflagen für 
sauberes wissenschaftliches Arbeiten erfüllen und auch nicht 
erfüllen können. Die Entscheidungen, die die Gerichte danach 


treffen, sind dann Rechtsfortbildungen. Das heißt, die Urteile und 
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Beschlüsse legen in ihrer Wirkung den Tatbestand des Rechtes 


weiter aus bzw. verkürzen ihn. 


Diese Entscheidungen sind also im Zuge der Methodenlehre 
(Auslegung und Interpretation) getroffene Urteile, aufgrund von 
richterlichen Begründungen. Diese Rechtsfortbildungen haben nur 
so lange Bestand und Geltungsrecht, wie sie sich argumentativ 
halten und beweisen lassen können, das heißt keine Gegenthese 
aufgestellt wird. Wenn, wie im Fall der Bedeutung der Väter und 
Mütter für die Kinder und der biologischen Komponente für die 
Erziehung, neue Erkenntnisse auftauchen, dann müssen diese 


rechtlich aufgegriffen werden. 


Die Rechtsanwender müssten folglich in der Praxis neue 
Entscheidungen fällen. Das schließt ein Kopieren von alten 
Urteilen aus, ebenso wie eine analoge Anwendung _ alter 
Rechtsprechungen. Das wäre mit Aufwand verbunden. Dieser 
wird von den überlasteten Gerichten verständlicherweise gern 
vermieden; sie berufen sich auf den Rechtsweg und warten ab. 
Viele Eltern scheuen dann den Zug durch die Instanzen, weil 
ihnen dann absichtlich beispielsweise Aggressivität und 
Kindeswohlschädigung unterstellt und sie mit enormen Kosten 


belastet werden. 


Viele Elternteile scheuen auch einfach nur den Aufwand und 


Stress. Dies dient jedoch allein dem Zweck, Klagen und Anträge 


zu vermeiden, woraus sich auch der starke Einfluss von 
Jugendämtern und Trägerschaften erklärt. Unter dem Deckmantel 
des Kindeswohls wird lieber auf ruhige und ausharrende Eltern 
abgestellt, als die Rechtspraxis zu korrigieren. Darüber, ob dies 
ein Ausdruck einer überlasteten Verwaltung ist, darf spekuliert 
werden. Konflikte werden so nicht gelöst, sondern kontinuierlich 


weiter genährt. 


Die üblichen und derzeit angewendeten Verfahren für Gutachten 
sowie der Ansatz zu Umgangszeiten und Sorge sind Regelungen, 
die auf frühere Rechtsprechungen zurückgehen und heute in dieser 
Form unhaltbar sind. Abgesehen davon, dass sie auf keinerlei 
wissenschaftlichen Grundlagen basieren, stammen sie aus einer 
Zeit, in der die Hauptlast der finanziellen Versorgung der Familie 
auf den Schultern der Väter lastete und die Betreuung der Kinder 
hauptsächlich den Müttern oblag. Die Unterschiede zu dieser Zeit 
werden hier nicht beachtet. Ziel muss es somit sein, die Gerichte 
davon zu überzeugen, alle Mechanismen, die innerhalb der 


Familien wirken, zu akzeptieren. 


Der Europäische Gerichtshof hat den Stein ins Rollen gebracht, 
aber am Ziel sind wir noch lange nicht. Denn es wurde noch nicht 
die gleichwertige Erziehung durch beide Eltern gesetzlich 
geregelt, sondern sie wurde lediglich um eine Möglichkeit für die 


Väter erweitert, nämlich auch Sorgerecht zu erhalten. Im Vorfeld 
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gab es bei einer Weigerung der Mutter einfach keinen Weg, 
gemeinsames Sorgerecht mit nichtehelichen Partnern zu 


bekommen. 


Die neue Antragsmöglichkeit des Nichtsorgeberechtigten ist eine 
Übergangslösung, nicht mehr. Sie zeigt aber, dass dennoch die 
Weigerung des Sorgeberechtigten einfach nur eskalieren muss, um 
eine gemeinsame Sorge zu verhindern. Eltern wird weiterhin der 
Kampf und der Streit um jeden Millimeter Recht aufgebürdet. 
Denn indirekter Tenor der Rechtsprechung ist, dass ein Elternteil 
besser ist als der andere, ohne dass dies verbindlich festgestellt 


werden kann. 


Qualifizierte Beschlüsse wie die des Brandenburgischen 
Oberlandesgericht 4. Senat für Familiensachen vom 03.08.2015 
Aktenzeichen 13 UF 50/15 sind selten. 


Eine gutachterliche Einschätzung, die dem Modell 
„Alleinerziehend“ den Vorzug gibt, beinhaltet immer eine 
Kindeswohlgefährdung. Die damit einhergehende Entfremdung 
oder fehlende Bereitschaft der Förderung einer gleichwertigen 
Beziehung des Kindes zu beiden Elternteilen ist nicht nur rechtlich 
unzulässig, sondern schlichtweg eine gerichtliche Kindeswohlge- 
fährdung. Gleichzeitig stellt dies mindestens rein rechtlich 
gesehen, eine unzulässige Willkür und Nötigung dar. Man kann 


das auch staatlich legitimierte Ungerechtigkeit nennen. 


Darüber hinaus leistet das Gericht damit einer 
Elternpflichtverletzung zumindest Vorschub, wenn nicht gar 
Anstiftung dazu. Auch ist es fraglich, inwiefern eine Formalie ein 
Kind vor einem tatsächlich kindeswohlgefährdenden Elternteil 
überhaupt schützen kann. Im Streit vor Gericht ist ein Elternteil 
immer in der Position, sich gegen Vorwürfe des anderen wehren 
zu müssen oder selbst Vorwürfe gegen den anderen Elternteil 
vorbringen zu können. Das Gericht kann Vorhaltungen oder 
Vorwürfe und Einwände der Eltern, die das Kindeswohl berühren 
könnten, in der Sache nicht ignorieren. Selbst kann das Gericht 
aber nicht den Gegenbeweis oder eine Einschätzung erbringen. 
Denn anders als im Strafrecht gilt hier nicht die 


Strafprozessordnung. 


Die Antragsteller müssen dem Gericht alles vorlegen, was 
entschieden werden soll, aufgrund der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit. Die Vorwürfe richten sich der Masse nach gegen 
die Erziehungsfähigkeit des Elternteils, der angegriffen wird, ohne 
dass wirklich in der Erziehung oder vom Elternteil selbst eine 
Gefahr für das Kind ausgeht. In der Folge wird durch die erst 
einmal eingeleitete Untersuchung der Sache die gemeinsame 


Ausübung der Erziehung verhindert. 


Oft als Angriff gegen einen anderen Elternteil benutzt, werden die 


Flaggschiffe des Strafgesetzbuches geschickt: Missbrauch, 
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Misshandlung, Bedrohung und Drogenkonsum sind die Anzeigen, 
die u.a. erstattet werden, um den anderen Elternteil davon 
abzuhalten, gemeinsames Sorgerecht zu bekommen oder mehr 
Umgang. Teilweise werden die Eltern dazu aufgefordert, so zu 
handeln. Die Ämter springen bei diesen Schlagwörtern auf, weil 
es sich um gesellschaftlich stark beachtete Dinge handelt. Je 
renommierter der belastete Elternteil ist, desto besser funktioniert 
diese Methode des Dreckwerfens. Sie beschmieren die Reputation 


und der betroffene Elternteil kann sich nicht davon frei machen. 


Daher hier ein Rat: Überlassen Sie es Dritten mit emotionalem 
Abstand und Sachstand, Sie von solchen Vorwürfen zu befreien. 
Sie selbst sollten das nicht tun, es wirkt rechtfertigend. Werden Sie 
sich bewusst, was sie erreichen wollen. Es entstehen sonst nur 
irrwitzige Entlastungsversuche und abstruse Konstellationen von 
Vorwürfen und Gegenvorwürfen. Auf alles, was gerichtlich 
vorgebracht wird, muss ja entsprechend reagiert werden. Zu 
erklären ist das Phänomen, das irgendwie schizophren wirkt, wie 


folgt: 


Die Behörde bekommt einen vermeintlichen Tatbestand oder eine 
Gefahr gemeldet, vom Anwalt (also einem Elternteil), dem 
Jugendamt, der Kita oder der Polizei etc. Dieser wird aktenkundig 
gemacht und es gilt, den Sachverhalt zu ermitteln. Dies führt zu 


Maßnahmen gegen den beschuldigten Elternteil und letztlich dazu, 


dass die Gefahr zunächst behördlich abgewendet werden muss. 
Das geht nur, wenn die vermeintliche Gefahr beseitigt wird. Da es 
nicht sehr viele polizeiliche oder behördliche Maßnahmen bei 
häuslicher Gewalt und Kindeswohlgefährdung gibt, wird meist ein 
Kontaktverbot bzw. eine räumliche Trennung der Streitenden 


angeordnet. 


Dies ist dann schon faktisch Kindeswohlgefährdung per Realakt, 
Verwaltungsakt oder sogar Beschluss. Der Behörde ist es egal, ob 
dieser Streit wirklich vorliegt oder ob es wirklich zu einer 
Rechtsgutsverletzung gekommen ist. Die bloße Möglichkeit einer 
Gefahr bzw. einer Wiederholung von Rechtsgutsverletzungen 
muss unterbunden werden. Denn nichts ist schlimmer als ein 
Zeitungsartikel mit dem Tenor „Wieder haben die Behörden 
versagt, wieder ist ein Kind geschädigt...“. In der Folge hat es der 
Elternteil sehr schwer, Vorwürfe auszuräumen. Er ist unter 
Umständen gesellschaftlich ruiniert. Der reine Vorwurf, die 
behördliche Erfassung und Ermittlung stigmatisieren. Was hier als 
Mittel im Elternstreit benutzt wird, hat zur Folge, dass die 
Gerichte ohne weitere Überlegung auf Trennung abstellen. 
Deshalb kommt es zum Einsatz der Behörden. Die anzeigenden 
Elternteile werden deshalb nicht gerichtlich belangt, weil ihnen 
kein Vorsatz unterstellt wird und weil sie angeben, zum Wohle des 
Kindes zu handeln. Das ist ein Freibrief. Jeder 
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Behördenmitarbeiter ist unter Strafandrohung verpflichtet, jede 
Anzeige, so widersinnig sie auch sein mag, aufzunehmen und 
aktenkundig zu machen. Dagegen hat die Staatsanwaltschaft das 
Recht, Gegenanzeigen fallen zu lassen. Die darf jeder dann, wenn 


überhaupt, als Privatklage ans Gericht herantragen. 


Zusammengefasst heißt das, dass der eine Elternteil versucht, 
Institutionen im Streit zu instrumentalisieren. Er erhält dafür auch 
noch Prozesskostenhilfe, während der andere Elternteil sich selbst 
kaum mehr von den Vorwürfen befreien kann. Im Gegenteil, je 
heftiger sich angezeigte Elternteile wehren, desto stärker wird er 
oder sie vor den Behörden als dominant und aggressiv dargestellt. 
Viele verkennen völlig, dass so nur die Grundlage für das 
Verbrennen von Geld und die Verwirkung des Erziehungsrechtes 
begründet wird. Profitieren werden davon insbesondere Anwälte 
und Gutachter. Es ist zudem nicht zu vernachlässigen, dass die 
Gutachten, die zur Entlastung des einen oder anderen Elternteils 
dienen, auch durch selbigen bezahlt werden müssen. Auch wenn 
die ursächliche Anzeige völlig widerlegt bzw. fallengelassen 


wurde. 


Vor diesem Hintergrund erscheint es nun vielleicht plausibel, 
warum im Familienrecht keine Schadenersatzforderungen gestellt 
werden sollen oder können/dürfen (Zerrüttungs-, nicht 


Verursacherprinzip). Beide Eltern sind also per Gesetz schuld an 


Trennung und Streit. Das Prinzip schuldhafter Ehescheidung ist 


längst abgeschafft worden. 


Gutachten sind darum auch schlichtweg nicht notwendig, wenn es 
um das Ermitteln qualifizierter Bindungen und deren Prognosen 
geht, da dies auch mit den komplexesten Methoden (insbesondere 
prognostisch) nicht möglich ist, genauso wenig wie schuldhaftes 
Versagen eines (Ehe-)partners: Ferner ist gezeigt worden, dass 
auch dann, wenn man Bindungsverhalten mit verschiedenen 
Verfahren erfasste, diese Messungen nur den augenblicklichen 
Zustand wiedergaben. Auch dieser Momentanzustand kann nur 
mit großer Unzuverlässigkeit eingeschätzt werden. Schon 
Prognosen über die zukünftige Kind-Eltern-Beziehung über einen 
Zeitraum von nur wenigen Stunden erwiesen sich manchmal als 


unmöglich.“ (Prof. Dr. Dr. Dr. Fthenakis) 


Selbst wenn ein Gericht einen Kindeswillen oder sogar eine 
höhere Bindung des Kindes zu einem Elternteil im Zuge eines 
Gutachtens einbeziehen könnte, so könnte niemals eine sichere 
und nachhaltige Prognose dahingehend erfolgen, ob es dem Kind 
damit langfristig besser gehen würde. Hypothetisch gesehen 
könnte der Umgang mit dem entfremdeten Elternteil durch mehr 
Zeit ausgebaut werden. Das Kind könnte seine Einstellung ändern 
und eine stärkere Bindung zum anderen Elternteil würde 


entstehen. 
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Das heißt, Gutachten helfen den Eltern nicht, egal was sie 
enthalten und sind weder bindend sind für die Entschlussfassung 
der Gerichte noch dürfen sie mit angeblicher Fachkunde das 
Gericht beeinflussen. Sie können allerdings zu einer 
Diskreditierung eines Elternteils als Sorgeberechtigtem führen, 
wenn sie von den Gerichten in Auftrag gegeben werden. 
Wirtschaftlich gesehen ist zu beachten, dass Gutachter von 
Gerichtsaufträgen leben und nur diejenigen weitere Aufträge 


bekommen, die gerichtskonforme Gutachten abgeben. 


Im Rahmen einer Doktorarbeit wurde 2014 in Bayern festgestellt, 
dass psychiatrische Sozialgerichtsgutachten etwa zu 30% 
Gefälligkeitsgutachten zum Nachteil der Antragssteller waren. 
Richter haben Gutachter beeinflusst, indem sie ihnen eine Tendenz 
vorgegeben hatten. Ähnliche Ergebnisse gab es schon in 
vergangenen Jahren für andere Fachrichtungen. Beispielsweise 
stellte auch der SPIEGEL 1993 in einem ausführlichen Artikel 
einem Prozentsatz von etwa 30% fest. Positive Veränderungen 


haben sich seit dem nicht ergeben. 


Wurden Gutachter nach ihren angewandten Methoden und deren 
Belegbarkeit befragt, wurde ausweichend oder überhaupt nicht 
geantwortet. Als Gutachten werden oftmals Mustertexte (wieder 
verwendbare Blocksätze) verwendet. Es hat Gutachten gegeben, in 


denen noch die Namen der vorherigen Personen standen, weil 


vergessen wurde, sie zu ändern. Man orientiert sich dabei einfach 


an der bisherigen Praxis. So beißt sich die Katze in den Schwanz. 


Wird das Wohl des Kindes als ausschlaggebend und dabei für eine 
Entscheidung über Sorge und Umgang betrachtet das Recht und 
die biologische Notwendigkeit der Bindung und Beziehung zu 
beiden Eltern berücksichtigt, dann kann nur das für die 
gemeinsame Sorge und einen Umgang in Form 50/50 bei 
Uneinigkeiten der Eltern entschieden werden. Dafür spricht auch, 
in anderen Ländern, wie Schweden, die sich für die 
Wechselresidenz-Modelle als Standard entschieden haben, was die 
Zahl der familiengerichtlichen Verfahren und somit Streit und 
Kindeswohlgefährdung erheblich reduziert hat, weil dies 


Grundlagen und Anreize für den Streit der Eltern entzogen hat. 
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Diagnostische Verfahren im Gutachtenwesen 


Innerhalb des Gutachtenwesens gibt es eine Fülle an 
diagnostischen Verfahren, um die Fragen der Gerichte zu 
beantworten. Eine typische Anfrage der Gerichte an die Gutachter 
lautet: „Es soll ein psychologisches Sachverständigengutachten 
erstellt werden zur Erziehungsfähigkeit der Eltern und zum 
Verbleib des Kindes. Bei der Erstellung des Gutachtens soll auf 
folgende Fragestellungen eingegangen werden. Wie wirkt sich der 
Streit der Eltern auf ihre Erziehungsfähigkeit aus? Inwieweit sind 
die Eltern in der Lage, die Bedürfnisse der Kinder zu erkennen 
und ihnen angemessen Rechnung zu tragen? Ist eine 
Kindeswohlgefährdung gem. $ 1666 BGB gegeben? Sollte eine 
solche Gefährdung vorliegen, wie Kann dieser begegnet werden? 
Kann unter Berücksichtigung der Bindung des Kindes an seine 
Eltern erwartet werden, dass eine Betreuung des Kindes durch nur 


einen Elternteil die Situation verbessert?“. 


Zur Beantwortung dieser Fragen bedient sich die forensische 
Psychologie in Deutschland einer Vielzahl von diagnostischen 
Testverfahren. Unter anderem werden folgende Testverfahren 


angewandt: 


DEF: Diagnostische-Eltern-Fragebogen 


Family-Relations-Test 


[Der FRT erfast die Beziehungen verschiedener 
Familienmitglieder zueinander. Mithilfe des Testmaterials wird ein 
Abbild der Familie aufgebaut. Dazu werden standardisierte Fragen 
gestellt, die in zwei Versionen für jüngere (3 bis 7 Jahre) und 
ältere (7 bis 15 Jahre) Kinder vorliegen. Für den 
deutschsprachigen Bereich liegen Quartilangaben für 6- bis 11- 
jährige Kinder vor. Interpretation der Testergebnisse stark vom ps. 
Grundkonzept des Auswerters abhängig. Bearbeitungsdauer: ca. 
30 Minuten. Gesamtzeitaufwand für Auswertung und 


Interpretation der Testergebnisse: ca. 60 Minuten. ] 


Familien-Beziehungs-Test 


[Der Familien-Beziehungs-Test (FBT) ist ein Klassiker unter den 
projektiven Testverfahren. Er besteht aus einer Serie vieldeutiger 
Bilder, auf denen Familiensituationen dargestellt sind. Wie 
Menschen diese Bilder beschreiben, wird wesentlich von ihrer 
eigenen Familiensituation beeinflusst. Dadurch gewährt der Test 
Einblick in die unterschiedlichen Beziehungsformen zwischen den 
Familienmitgliedern. Mit seiner Hilfe lässt sich entschlüsseln, 


welche Gefühle und Haltungen einzelne Familienmitglieder haben 
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und wie sie Familienkonstellationen subjektiv wahrnehmen. Der 


Test eignet sich für Kinder ebenso wie für Erwachsene.] 


Familie in Tieren 


[Die Familie in Tieren nach Luitgard Brem-Gräser (1957) ist eine 
projektive Untersuchungsmethode für Kinder, bei der der Proband 
seine Familienmitglieder als Tiere zeichnerisch darstellen soll. Die 
Methode zählt wie der Rorschach-Test zu den projektiven 
Verfahren. Durch die zeichnerische Anwendung soll es dem Kind 
leichter fallen, sich rückschlussgebend zu äußern. Kinder können 
so Konflikte im familiären Zusammenhang darstellen, ohne sich 
dabei der Sprache zu bedienen. Die Durchführung erfolgt in einer 
ruhigen Atmosphäre. Die Instruktion lautet, dass das Kind sich 
seine Familie in Tieren vorstellen und diese Tiere jetzt zeichnen 
soll. 

Die Auswertung erfolgt in „freier“ Interpretation nach 
tiefenpsychologisch oder systemisch orientierten Kriterien zu 
bestimmten Gesichtspunkten. Die Autorin selbst gibt hier eine 
Hilfestellung mit einem Katalog der Tiereigenschaften. Als 
weiteres Kriterium gilt die Anordnung, Größe und Art der Tiere 


auf dem Bild: 


e Welche Familienmitglieder werden in der gleichen Ebene 


gezeichnet? 


e Wer wendet sich wem zu? 

e Wer wendet sich von wem ab? 

e Welche räumlichen Distanzen bestehen zwischen den 
Familienmitgliedern? 

e Wie groß sind die Tiere dargestellt? 

« Welche Übereinstimmungen bzw. Unterschiede gibt es 
hinsichtlich der Gattung der gezeichneten Tiere (zum 


Beispiel Haus- oder Wildtiere, Säugetiere, Insekten etc.)?] 


Kinder-Apperzeptions-Test (CAT) 


[Der CAT, ein projektives Persönlichkeitsverfahren für Kinder, 
geht auf den bekannten und erprobten Thematischen 
Apperzeptionstest von Murray zurück. Er besteht aus 10 
mehrdeutigen Bildtafeln, auf denen Tiere in verschiedenen 
Situationen dargestellt sind. Das Kind erzählt zu jedem Bild eine 
Geschichte. Die Autoren gehen dabei von der Annahme aus, dass 
Tiere für Kinder bevorzugte Identifikationsobjekte sind. Das 
Verfahren verdeutlicht das Verhältnis des Kindes zu seinen 
wichtigsten Bezugspersonen sowie die für das Kind 
dominierenden Themen und Erlebnisweisen und lässt so 
Aufschlüsse über seine Persönlichkeitsdynamik und -struktur zu. 


Der CAT kann auch unmittelbar in der Therapie als Spieltechnik 
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eingesetzt werden und ist relativ unabhängig von kulturellen 


Faktoren.] 


Verzauberte Familie 


[Die «Verzauberung» der Familie als neue Testfunktion, über 
tausend tiefenpsychologisch ausgewertete Zeichentests, 
faszinierendes Bildmaterial und eine gründliche statistische 
Analyse mittels Computerauswertung rechtfertigen die 
Herausgabe dieses Tests. Mit seiner umfassenden Information für 
die Erziehungsberatung und Kinderpsychotherapie wie für die 
angrenzenden pädagogischen und klinischen Bereiche stellt dieses 
Werk eine unvergleichliche Bereicherung für die 


Psychodiagnostik des Kindes dar.] 


Schwarzfuß-Test 


[Dieser Test, die deutsche Ausgabe des französischen Tests «Patte 
Noire» von Corman, basiert auf den Auswertungen von 
Erfahrungen mit vorangegangenen Testmethoden, wie z.B. dem 
TAT, dessen Modifizierung durch Bellak, dem Blacky Pictures 
Test (Blum) und dem CAT. Der vorliegende SF-Test arbeitet mit 
der bewährten Anregung durch Bilder zur Projektion unbewusster 
Tendenzen. Die Projektion auf den Helden gelingt hier besonders 


gut, weil nur ein Wesen, Schweinchen Schwarzfuß, als 


Identifikationsfigur angeboten wird nach der neu entwickelten 
Methode der bevorzugten Identifikation. Die Anwendung dieses 
Testverfahrens verspricht erstaunlich gute Erfolge. Anfangs waren 
die Verfasser der Auffassung, dass der Anwendungsbereich auf 
Kinder beschränkt bleiben würde. Doch hat die Erfahrung gezeigt, 
dass sich dieser Test auch ausgezeichnet zur Untersuchung der 
Persönlichkeit von Erwachsenen eignet und dass er, besser als 
jeder andere Test, in der Lage ist, die frühesten Phasen des Lebens 


zu erforschen, in denen die Konflikte entstanden.] 


Sterne-Wellen-Test 


[Dieses grafische Ausdrucksverfahren erlaubt schon im 
Kindergartenaler die Feststellung von Reifestadium, 
Störsymptomen und Charakteristika des Kindes. Der Test 
erweitert die diagnostischen Möglichkeiten für Lebensberatung, 
Therapie und Forschung. Besondere Chancen liegen in der frühen 
Diagnose von Entwicklungsretardierungen und psychischen 
Störungen, was es ermöglicht, Kinder vor Überforderung, wie z.B. 
verfrühter Einschulung, zu schützen. Zunehmend wichtig wird, 
dass der Test — da weitgehend unabhängig von kulturellen 
Prägungen — auch in mulitkulturellen Milieus einsetzbar ist. Ab 3 


Jahren einsetzbar. ] 
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Scenotest 


[Der Scenotest wurde speziell zur Erfassung unbewusster 
Probleme bei Kindern und Jugendlichen entwickelt; er ist jedoch 
auch bei Erwachsenen und in Familiensitzungen anwendbar. Er 
gibt Hinweise auf bewusst verschwiegene oder der Reflexion 
nicht zugängliche Zusammenhänge und lässt allgemein Schlüsse 
auf die Einstellung gegenüber Menschen und Dingen zu. Biegbare 
Puppenfiguren und ein nach tiefenpsychologischen und 
dynamischen Gesichtspunkten ausgewähltes Zubehör - Tiere, 
Bäume, Symbolfiguren und Dinge, die im täglichen Leben 
bedeutungsvoll sind - dienen als standardisiertes Material. Sein 
hoher Aufforderungscharakter evoziert beim Klienten leicht eine 
Szenengestaltung, in der das Alltags- und Beziehungserleben, 
Ängste, Wünsche und Bewältigungsstrategien erkennbar werden 
können. In diagnostischer Hinsicht gibt der Scenotest daher schon 
bei Erstuntersuchungen Einblicke, die durch bewusste Befragung 
nicht zu gewinnen wären. Er kann speziell neurotische Störungen 
aufdecken und _differenzialdiagnostische Überlegungen 
unterstützen. In der Therapie verhilft die Scenotest-Methode dem 
Patienten dazu, sich von seinen inneren Schwierigkeiten zu 
distanzieren und sich mit ihnen auseinanderzusetzen. Im 
»gezielten Scenotest« werden dem Aufbau der einzelnen Szenen 


affektbetonte Themen zugrundegelegt. In der »Scenotest- 


Gruppentherapie« werden mehrere Klienten gleichzeitig zum 
Aufbau von Szenen angeregt; diese Szenen werden dann 
gemeinsam bearbeitet. Seit 1997 ist das Scenotest-Handbuch von 
Claudia Ermert lieferbar, welches erstmals die Geschichte des 
Scenotests, die Durchführungs- und Auswertungsmodi nach von 
Staabs und weitergehende Untersuchungen zum Scenotest 
zusammenstellt. Ergänzt wird dies durch eine Bewertung seiner 
unterschiedlichen Funktionen in Diagnostik, Therapie und 
Forschung. Verschiedene Auswertungsmodi (Analyse des 
Spielverlaufs, inhaltliche und formale Auswertung) und 
Untersuchungen zu den verschiedenen Aspekten werden 
vorgestellt. Detailliert wird dabei auf die Bedeutung einzelner 
Spielmaterialien eingegangen, und es werden Modifikationen der 
Diagnostik und Therapie vorgestellt. Das Buch liefert weiterhin 
eine Zusammenstellung wichtiger Ergebnisse zu Alters- und 
Geschlechtsunterschieden sowie zu unterschiedlichen Diagnosen. 
Vor dem Hintergrund der dargestellten Ergebnisse wird eine 
Einschätzung der Güte des Verfahrens sowie seiner Funktionen 
vorgenommen. Gleichzeitig mit dem neuen Scenotest-Handbuch 
ist auch das Zusatzmaterial zum Scenotest (sieben zusätzliche 
Teile in separater Schachtel) erschienen. Das Zusatzmaterial 
besteht aus Einhorn, Elefant, farblosem Karfunkelstein, Fernseher, 


Löwe, Prinz und Schrubber. Die Auswahl dieser Zusatzteile 
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erfolgte aufgrund der publizierten Literatur zum Scenotest- 
Material. Es wurde sorgfältig darauf geachtet, dass der Scenotest 
seine breite Akzeptanz in allen Bereichen behält, in denen bisher 


schon mit diesem Verfahren gearbeitet wurde.] 
Heidelberger-Marschak-Interaktions-Methode 


[Die Heidelberger Marschak Interaktionsmethode (H-MIM) ist ein 
strukturiertes Untersuchungsverfahren, um die Interaktion 
zwischen einem Kind und einem/r Erwachsenen zu beobachten 
und einzuschätzen. Unter Erwachsenen sind hier vornehmlich die 
Mutter, der Vater, die Erzieherin oder eine Kindertherapeut/innen 


zu sehen. 


e Die H-MIM besteht aus einer Serie von einfachen 
Aufgaben, die die/der Erwachsene und das Kind zusammen 
durchführen. 

e Die H-MIM wird zum einen eingesetzt, um die Fähigkeiten 
und Möglichkeiten der Erwachsenen, mit dem Kind 
umzugehen, zu beobachten. Zum anderen soll in der realen 
Interaktion beobachtet werden, wie das Kind mit diesen 
Angeboten umgeht und was es von sich aus in die 
Interaktion bzw. die Beziehung einbringt. 

e Die H-MIM ist ein wichtiges Verfahren, Theraplay 


Behandlungen zu planen und generell die Grundlage dafür 


zu geben, die Beziehungen zwischen einem/r Erwachsenen 


und einem Kind zu verbessern.] 


Quelle: www.testzentrale.de 


Keiner dieser Tests erfüllt in vollem Umfang die 
Mindestanforderungen wissenschaftlicher testdiagnostischer 
Verfahren (Objektivität, Reliabilität, Validität, Normierung). 
Dennoch werden diese Tests für Befunde über die 
Interaktionsfähigkeit von Familien und ihre Bindungen zueinander 


herangezogen. 


Jedoch kann im Kontext einer Familienstreitsache vor Gericht die 
Psychologie keine prognostizierbaren Antworten auf die 
Gerichtsfragen geben, da diesbezüglich bisher keine 
wissenschaftliche Methode existiert, mit der die Entwicklung 
eines Menschen zur Bestimmung seiner Bindung an eine andere 


Person vorhergesagt werden kann. 


Daher ist nicht zu erklären, warum in der forensischen 
Rechtspraxis ausschließlich Psychologen, Psychiater und 
Heilpraktiker als Sachverständige bestellt werden. Warum werden 
hier keine kybernetischen Betrachtungen herangezogen und 
Neurologen und Epigenetiker bemüht? Kritisch zu sehen ist 


zudem, dass psychologische Sachverständigen keinerlei 
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Akkreditierung bedürfen. Das könnte allerdings auch daran liegen, 


dass die Ergebnisse ohnehin regelmäßig willkürlich sind. 


Fazit ist, dass sich im Sinne der epigenetischen Tatsachen 
neurolimbische Sinneserfassungsprozese im Rahmen eines 
Gerichtsverfahrens von Familienstreitsachen der 
Prognostizierbarkeit entziehen. Die Fragen, die sich ein 
Familiengericht bzgl. der Betreuung eines Kindes stellt, Können 
daher nicht sicher mithilfe der Psychologie beantwortet werden. 
Es ist, kurz gesagt, zu hinterfragen, ob Gutachten in der 
Familiengerichtsbarkeit sinnvoll sind. Was aufgrund solcher 
Gutachten bereits an Unrecht erzeugt wurde, ist bekannt. 
Beispielsweise sei jeder Gerichtsbeschluss angeführt durch das ein 
Kind nicht zu 50/50 betreut werden soll, ohne nachgewiesener 


Kindeswohlgefährdung. 


Gutachtenstandards nachvollziehen - Diagnostik als Hilfe zur 
Entscheidungsfindung und nicht als Selbstzweck 

Gutachter sind in den meisten Fällen Diplom-Psychologen. Nur in 
einer verschwindend geringen Anzahl werden Diplom-Pädagogen 
oder Psychiater als Sachverständige bestellt. Teilweise werden 
Heilpraktiker für Psychologie als gerichtliche Gutachter 
eingesetzt. Aber es sollte zumindest erwähnt werden, dass es sich 


wahrscheinlich um psychologische Berater o.ä. handelt. 


Nach den feststehenden Richtlinien für die Erstellung 
psychologischer Gutachten (,,...ist ein solches psychologisches 
Gutachten eine wissenschaftliche Leistung, die darin besteht, 
aufgrund wissenschaftlich anerkannter Methoden und Kriterien 
nach feststehenden Regeln der Gewinnung und Interpretation von 
Daten zu konkreten Fragestellungen Aussagen zu 
machen“ (Föderation Deutscher Psychologenvereinigungen, 1994, 


S. 8). 


Demzufolge muss ein solches Gutachten einigen notwendigen, 
wenngleich nicht ausreichenden Bedingungen elementarer 
wissenschaftlicher Anforderungen genügen. In diesem 
Zusammenhang sei angemerkt, dass eine psychologische 
Begutachtung nicht nur auf einzelne, sondern stets auf mehrere 
wissenschaftlich haltbare Datenquellen zu stützen ist (vgl. 


Föderation Deutscher Psychologenvereinigungen, 1994, S. 11). 
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Zudem muss darüber Aufschluss gegeben werden, inwieweit die 
eingesetzten Tests anhand der entscheidenden Gütekriterien 
(Reliabilität, Validität, Objektivität sowie das Nebengütekriterium 
Normierung) über Aussagegültigkeit und wissenschaftliche 
Haltbarkeit verfügen. Damit sind grundlegende Standards 
vorgegeben, damit die Tests im wissenschaftlichen Sinne als 
solche gelten können. Im Folgenden sollen aufgrund dieser 
Erkenntnisse die in Gutachten am häufigsten vorkommenden Tests 
in einer Art „Rankingliste“ dargestellt werden mit der 
Fragestellung, inwieweit sie den normierten Gütekriterien 
überhaupt entsprechen. Diese Zusammenstellung soll als Hilfe 


dienen, um gegen unzureichende Gutachten vorgehen zu können. 


Gibt es im Zuge von familiengerichtlichen Fragen überhaupt 
ein Gutachten mit wissenschaftlicher Prognosefähigkeit? 


Häufigste Gutachtenmängel sind: 


1. Mängel bei der Aktenanalyse 


Exploration und Verhaltensbeobachtung 


Eine nur beiläufige Verhaltensbeobachtung ist nicht als 
systematische Methode anzusehen. Im Hinblick auf die 
Datengrundlagen für wissenschaftliches Arbeiten kann die 
Verarbeitung auf diesen Datenebenen nur mit angegebenen 
systematischen Methoden erfolgen. Aus unserer Sich bedarf es gar 
keiner Gutachten - In Bezug auf die vorherrschende Praxis stellen 


sich aber folgende Fragen: 


Wurde eine systematische Aktenanalyse auf Basis eines 
Kategoriensystems durchgeführt oder erfolgte die Sichtung und 
Darstellung der vorliegenden Akten unsystematisch und 


offensichtlich nach freiem Ermessen des Gutachters? 


Wurden die Explorationsgespräche auf Grundlage eines 
systematischen Gesprächsleitfadens durchgeführt und/oder in 
einem Kategoriensystem erfasst und ausgewertet oder wurden in 


dieser Hinsicht keine konkreten Methoden angewandt? 


Wurde eine systematisch oder nur eine beiläufige 


Verhaltensbeobachtung durchgeführt? 
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Darf es in einem Gutachten überhaupt ein Aktenstudium geben, 
das auf wissenschaftlich haltbare Datenquellen zu stützen ist (vgl. 
Föderation Deutscher Psychologenvereinigungen, 1994, S. 11). 
Zudem muss darüber Aufschluss gegeben werden, inwieweit die 
eingesetzten Tests anhand der entscheidenden Gütekriterien 
(Reliabilität, Validität, Objektivität sowie das Nebengütekriterium 
Normierung) über Aussagegültigkeit und wissenschaftliche 
Haltbarkeit verfügen. Damit sind grundlegende Standards 
vorgegeben, damit die Tests im wissenschaftlichen Sinne als 
solche gelten können. Im Folgenden sollen aufgrund dieser 
Erkenntnisse die in Gutachten am häufigsten vorkommenden Tests 
in einer Art „Rangliste“ dargestellt werden mit der Fragestellung, 
inwieweit sie den normierten Gütekriterien überhaupt entsprechen. 
Diese Zusammenstellung soll als Hilfe dienen, um gegen 


unzureichende Gutachten vorgehen zu können. 


Denn bekanntermaßen erfährt der Gutachter hierdurch eine 
kognitive Präokkupation. Diese Befangenheit führt automatisch zu 


einer Verzerrung (Beeinflussung) der Exploration. 


Wie subjektiv man hier in eine ungünstige Ausgangslage geraten 
kann in einer Exploration erklärt folgende These: Wenn Sie im 
Gespräch mit dem Gutachter sind und a) zu viel von sich, b) zu 
viel vom Kind oder c) zu viel vom anderen Elternteil reden, dann 


liegt es an der Grundhaltung des Gutachters, wie er das wertet und 


ob er sie bei a) für nicht in der Lage sieht das Kind im Streit zu 
sehen bzw. bei b) ausführt, Sie sehen sich nicht als Teil im Streit 
und bei c), Sie würden die Leistung des anderen Elternteils nicht 


honorieren. 


2. Systematische und unsystematische Beobachtungen 


Eine beiläufige oder unsystematische Verhaltensbeobachtung 
repräsentiert keine wissenschaftliche Methode, ein Kurzgespräch 
oder ein Telefonat etc. zwischen Gutachter und der zu 
beobachtenden Person eingeschlossen. Es wird hier nicht versucht, 
Beobachtungsfehler auszuschließen. Bei der Aktenanalyse und der 
Exploration verhält es sich ähnlich. Bei kaum einem Gutachten 
lässt sich im Hinblick auf die Aktenanalyse der nachvollziehbare 
Einsatz eines hierfür entwickelten wissenschaftlichen Verfahrens 


erkennen. 


Auch im Hinblick auf die Gespräche in der Exploration kommen 
keine oder kaum einschlägige wissenschaftliche Ansätze zum 
Einsatz. Auf welche wissenschaftlich-methodische Paradigmen 
sich die Gutachter jeweils stützen, wird nur sehr selten explizit 
und ausreichend dargestellt und thematisiert. Wissenschaftlicher 
Theoriebezug mit entsprechenden Quellenangaben bzw. der 
Verweis auf relevante Befunde ist nicht ersichtlich. Eine 


systematische WVerhaltensbeobachtung ist bei kaum einem 
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Gutachten erkennbar. Insgesamt gesehen erfüllt die 
Gutachtenerstellung bei Familiensachen nicht die 


wissenschaftlichen Grundanforderungen. 


3.) Mängel bei der Anwendung von Fachliteratur und neuen 
wissenschaftlichen Ansätzen 

Ein familienpsychologisches Gutachten sollte auch im Hinblick 
auf entsprechende Fachliteratur den elementaren 


wissenschaftlichen Standards genügen. 


So besteht eine unabdingbare Forderung allen wissenschaftlichen 
Arbeitens darin, im Gutachten umfängliche und genaue bzw. 
aktuelle Literatur- sowie Quellenangaben zu machen. Auch die 
den Interpretationen zu Grunde liegenden Theorien und Konzepte 
müssen nachvollziehbar sein. Wörtliche oder sinngemäße Zitate 
und Quellen entnommene Passagen sind als solche im Text 
kenntlich zu machen. Ein Gutachten, das solche Anforderungen 
wissenschaftlichen Arbeitens missachtet, kann nicht den Anspruch 
erheben, eine wissenschaftliche Leistung zu sein. Kaum ein 
Gutachten entspricht exakt diesen Zitierweisen und Vorgaben, 


trotz Festschreibung dieser Regeln. 


Zeitknappheit in einem Verfahren darf auch nicht dazu führen, 
dass falsche Grundsätze nach dem Motto: „Der Zweck heiligt die 
Mittel“, Einzug halten. 


4. Unzureichende Tests, die die Gütekriterien nicht 
ausreichend erfüllen 

Die den Gutachten zu Grunde liegenden Tests weisen gravierende 
Mängel und nachweisbare Fehler auf. Darauf wird in den 
Gutachten so gut wie nie hingewiesen, obwohl dies belegt und 
nachgewiesen ist. Es gibt Testkriterien, die erfüllt sein müssen, um 
wissenschaftlich fundierte Entscheidungen sowie Ergebnisse zu 
erhalten. Man kann hier zwischen Haupt- und Nebengütekriterien 
unterscheiden. Objektivität, Reliabilität (Zuverlässigkeit) und 
Validität (Gültigkeit) stellen die Hauptgütekriterien dar. Als 
Nebengütekriterien gelten die Ökonomie, die Nützlichkeit, die 


Normierung (Normskalen) und die Vergleichbarkeit. 
Objektivität 


Das ist der Grad, nach dem die Ergebnisse eines Tests unabhängig 
vom Untersucher und seinen Methoden zu bewerten sind. Bei 
dieser Definition steht die ‚„interpersonelle Übereinstimmung“ im 
Vordergrund. Diese Übereinstimmung spielt im Hinblick auf die 
Durchführung (Durchführungsobjektivität), die Auswertung 


(Auswertungsobjektivität) und die Interpretation eine Rolle. 
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Reliabilität 


Bei der Reliabilität handelt es sich um die Zuverlässigkeit einer 
Messmethode bzw. eines standardisierten Testverfahrens, die 
angibt, mit welchem Grad der Genauigkeit ein solches Verfahren 
Ergebnisse liefert. Die Messgenauigkeit wird dabei unter diesem 
Aspekt unabhängig von der Gültigkeit ihrer Resultate untersucht. 
Beim Konzept der Reliabilität wird davon ausgegangen, dass jede 
Messung Messfehlern unterliegt, wobei die Ergebnisse aus der 
Sicht der klassischen Testtheorie einen wahren und einen 


fehlerhaften Varianzanteil enthalten. 


Als Reliabilität wird das Ausmaß verstanden, in dem Testwerte 
frei von Messfehlern sind. Hier wird deutlich, wie unzuverlässig 
Werte von Testergebnissen in psychologischen Gutachten für das 
Familiengericht sind, bei denen die Tests keine Reliabilität 


aufweisen. 
Validität 


Im Gegensatz zur Reliabilität wird bei der Validität (Gültigkeit) 
über den Grad der Genauigkeit einer Messung hinaus untersucht, 
inwieweit ein Verfahren tatsächlich das Verhalten oder das 
Merkmal misst, die es zu messen vorgibt. Es wird dabei beurteilt, 
wie angemessen, bedeutsam und nützlich die spezifischen 


Schlussfolgerungen sind, die aus solchen Testwerten gezogen 


werden können. Der Prozess, in dem empirische Belege für die 
Richtigkeit solcher Schlussfolgerungen gesammelt werden, wird 
als Validierung bezeichnet. Aus diesen Ausführungen lässt sich 
ebenfalls sehr leicht schließen, wie angemessen, wie bedeutsam 
und wie nützlich Schlussfolgerungen aus Tests in psychologischen 
Gutachten für das Familiengericht sind, die keine Validität 
aufweisen. Validität wird demzufolge definiert als das Ausmaß, in 
dem eine bestimmte Schlussfolgerung aus einem Test angemessen 


oder bedeutsam ist. 


Normierung 


Ein wichtiges Nebengütekriterium neben den drei 
Hauptgütekriterien Objektivität, Reliabilität und Validität ist die 
Normierung. Solche Vergleichsmaßstäbe lassen sich aufgrund der 
Rohwertverteilungen erstellen und bilden eine wichtige Grundlage 
für die Befunderstellung, deren Brauchbarkeit über Güte und Wert 
eines Testverfahrens nicht unwesentlich mitentscheidet. Für den 
Pragmatiker dürfte es nun vor allem von Interesse sein, welche 
Tests in solchen Gutachten besonders häufig vorkommen und 
inwieweit gerade diese die Gütekriterien erfüllen. Anzunehmen 
wäre, dass die besonders aussagegültigen Testverfahren, also die 
Verfahren, die die Gütekriterien möglichst gut erfüllen, auch 


besonders häufig angewendet werden. Überraschenderweise ist in 
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der Praxis der psychologischen Gutachten eher das Gegenteil der 
Fall: Besonders häufig werden Tests eingesetzt, die die 
Gütekriterien nur unzureichend erfüllen oder in einschlägiger 
Fachliteratur kaum verzeichnet sind. Die Gründe hierfür liegen 
unter anderem in den persönlichen Vorlieben der Gutachter und 
der Effizienz und Effektivität der Tests. Denn Gutachten erstellen 


ist ein Geschäft, das optimiert werden kann. 


Folgen des Kontinuitätsprinzips 


Wenn ein Elternteil - oftmals die Mutter, weil ihr die Sorge 
regelmäßig übertragen wird - das Kind dem anderen Elternteil 
entzieht, ihm vorenthält oder bindungsintolerant den Umgang 
erschwert, entsteht eine Regelmäßigkeit des geringen bis nicht 
vorhandenen Umgangs mit dem Kind. Diese durch den 
entfremdenden Elternteil etablierte kindeswohlschädliche und für 
diesen vorteilhaftere Ausgangsposition bezüglich der Sorge, des 
Umgangs und des Geldes ist bereits vorhanden, bevor ein Gericht 


überhaupt eine Entscheidung dahingehend treffen kann. 


Das Gericht greift diese Situation auf und wertet sie als 
Kontinuität und Wohl für das Kind. Begünstigt wird diese 
Kontinuität der Entfremdung durch die Haltung der Jugendämter, 
dass mit weniger Umgang auch Konfliktpotential reduziert würde. 
Dies wurde jedoch schon unzählige Male wissenschaftlich 
widerlegt. Andersherum wird man das Jugendamt fragen müssen, 
wann und wo durch eine Entfremdung Kindeswohl gefördert 
wurde bzw. dies zur Beilegung eines Streites geführt hat. 
(angenommen wird hier der Normalfall und keine erwiesene 


Gefährdung für das Kind durch die Eltern) 


Während der Vater ohne Sorgerecht für die gleiche 


Tatbestandsverwirklichung empfindlich bestraft wird und zudem 
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eine Umgangsreduktion bis hin zum -verbot erhält, bleibt der 
entfremdende Elternteil unbehelligt. Diese Diskriminierung, in der 
Regel des Vaters und Honorierung einer physischen und 
psychischen Gewalttat am Kind durch meist die Mutter, kann dem 
entfremdenden Elternteil das Gefühl vermitteln, dass es richtig 
wäre, so zu handeln. Dieser wird somit positiv bestärkt in seinem 
kindeswohlschädigenden Verhalten. Die Duldung bzw. Belohnung 
eines solch gängigen Verhaltensmusters fördert demnach per se 


Streit und Kindeswohlgefährdung. 


Neben dem Gefühl, dass ein Elternteil besser sein muss als der 
andere, nötigen Obrigkeiten, durch die Forcierung nur eines 
Lebensmittelpunktes auch beste und friedlichste Eltern dazu, 
Entfremdung auszuüben. In dem Moment, in dem ein Elternteil 
bei Jugendamt oder Gericht um Klärung ersucht und die 
Empfehlung erhält, den Umgang auf weniger als 50/50 zugunsten 
eines Elternteils zu reduzieren, wird einer Kindeswohlgefährdung 


Vorschub geleistet. 


Die Gewalttat am Kind wird mittelbar - in der Regel über die 
Mutter - ausgeübt, da sie, gerade bei nicht ehelichen Kindern, die 
Alleinsorge innehat. Die Mutter ist lediglich die Person, die auf 
die Obrigkeit bzw. Autorität der Position des Amtsmitarbeiters 
oder Richters hört. Allerdings zeigt die Gesellschaft eine generelle 


Verstaatlichung auf. Das bedeutet, dass der die staatlichen 


Instrumente vom Bürger immer mehr dafür eingesetzt werden, um 
eigene Interessen gegenüber anderen Menschen durchzusetzen. 
Die Tendenz dies auch zu missbrauchen wächst damit proportional 
dazu. Meist suggeriert man der Mutter noch finanzielle Nachteile 
bei der Umgangs- und Sorgeausgestaltung, anstatt sie richtig zu 
beraten, wie es Verwaltungsaufgabe wäre. Der Staat hat folglich 


einen Krieg der Eltern um Sorge, Umgang und Geld angezettelt. 


Zudem stellt er die Eltern im Nachgang als Zivilversager hin, weil 
sie sich nicht einigen können, das Gericht anrufen und diktiert 
schließlich Umgang, Sorge- und Vermögensverlust in der Folge. 
Letztlich verlieren beide Eltern und allen voran das Kind. Vater 
und Mutter müssen lernen, dass ihr Kind nur dann gewinnen kann, 
wenn sie gegen das kindeswohlgefährdende staatliche Regime 
gemeinsam vorgehen oder sich gleich ohne Rückgriff darauf 
untereinander einigen. Die Eltern müssen außerhalb der Paarebene 
an einem Strang ziehen und Interessen sowie offizielle 
Regelungen finden, durch die Naturalunterhalt vorrangig greift 
und in der Folge eine Barunterhaltspflicht selbst nach aktueller 
Rechtslage ausgeschlossen werden kann. Der Weg über das 
Jugendamt ist dabei der falsche. Dazu mehr in den 


Vergleichsrechnungen. 


Selbst wenn die Eltern in oder vor der Trennung so umsichtig 


waren und einen Unterhalt vertraglich bzw. notariell haben 
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verfassen lassen, so nützt ihnen dies gar nichts. Der Anspruch des 
Kindes ist im Falle der Involvierung einer staatlichen Institution 
höherwertiger. Sie können dem nur entgehen, wenn sie statt der 


Unterhaltsregelung schlicht die Umgangszeiten vereinbaren. 


Ob diese Zeiten de facto so umgesetzt werden, kann nicht 
festgestellt werden. Allerdings verrät keiner und insbesondere kein 
Anwalt, Notar oder Gutachter, dass Eltern die Betreuungszeiten 
eigenständig und nach eigenem Willen gestalten dürfen, auch 
gegen den möglichen Willen des Gesetzgebers und der Richter. 
Stattdessen behaupten sie fälschlicher Weise der Unterhalt sei ein 
Anspruch des Kindes und lasse sich daher nicht regeln. Dies hätte 
zur Folge, dass die Barunterhaltspflicht gänzlich wegfiele und das 
Geld und/oder der Naturalunterhalt dem Kind und seinen Eltern 
real zugute kämen. Dies erfordert aber das Selbstvertrauen der 
Eltern und den Anstand des Elternteils, der durch 
verfassungswidrige Normen mit mehr Einfluss ausgestattet wurde. 
Sich selbst zu vertrauen und freiwillig auf vorgegaukelte Anreize 
zu verzichten, ist leicht, weil man damit nicht nur in Frieden ein 
selbstbestimmtes Leben führen kann, sondern auch noch mehr 
Geld, Naturalunterhalt und die reelle Chance erhält, die identitäre 


Persönlichkeitsentwicklung seines Kindes fördern zu Können. 


Das Kontinuitätsprinzip, also, wie lange das Kind bereits bei 


einem Elternteil gelebt hat, sagt im Übrigen nichts über das 


Kindeswohl per se aus. Denn weder Gutachter noch Richter 
können wissen, ob das Kind sich durch den Wechsel zum anderen 
Elternteil oder in einer 50/50-Betreuung besser oder schlechter 


entwickelt. 


Noch absurder wird es, wenn wir bedenken, dass bereits ein Baby 
nach einer kurzen Eingewöhnungsphase von weniger als einem 
Monat eine Ganztagsbetreuung besuchen darf, der andere 
Elternteil dies aber aus nicht nachvollziehbaren Gründen in einem 
weit weniger großen Umfang nicht darf! Hier geht es wieder nicht 


um das Kind, sondern um Lobbyarbeit. 


Folglich stellt eine gerichtliche Entscheidung, die das 
Kontinuitätsprinzip und die Bindung des Kindes an einen 
Elternteil als Begründung anführt und damit nicht die 50/50- 
Regelung berücksichtigt, nur eine undifferenzierte Meinung ohne 


vernünftigen Grund dar. 


Solche Urteile und Haltungen sind reine Kindeswohlgefährdung, 
da sie tatsächlich keine sicheren Prognosen bzgl. des 
unbestimmten Rechtsbegriffes Kindeswohl bedeuten. Sehr wohl 
aber werden Anreize zur Kindeswohlgefährdung gegeben. Sie 
werden durch die bisherige Rechtslage, die Rechtsprechung und 
die Elternberatung durch das Jugendamt vermittelt. Diese schließt 


sich an die oft einseitige Beratung in der Schwangerschaft an. 
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Unter anderem vertreten oftmals Politiker, mangels vertiefter 
Kenntnis, diese Meinung, statt eine faktenbelegte Aufklärung der 
Bevölkerung zu betreiben. Wir wollen keine 
Meinungsbegründungsdebatte, sondern eine 
Ermessensreduzierung der Gewalten gegen null, um Fakten 
zugrunde zu legen, die Gesetze für eine Gleichberechtigung der 
Eltern herbeiführt. Dabei sollen Meinungen keine objektiven 
Tatsachen mehr aushebeln bzw. interpretieren dürfen. Nur so kann 


im Interesse des Kindes der Willkür Einhalt geboten werden. 


Umgang = PAS 


Das Parental Alienation Syndrome (PAS) liegt in 
unterschiedlichen Schweregraden vor, wenn eine 
Entfremdungsabsicht bewusst oder unbewusst durch einen 
Elternteil ausgeübt wird. Es tritt beim Kind auf und hat mit dem 


Nichtvorhandensein des anderen Elternteils zu tun. 


Die Eltern sind nach $ 1684 Abs. 2 BGB zu wechselseitig loyalem 
Verhalten bei der Verwirklichung des Umgangsrechts verpflichtet 
(Wohlverhaltenspflicht). Dem Obhutselternteil obliegt es, auf das 
Kind erzieherisch dahingehend einzuwirken, dass psychische 
Widerstände des Kindes gegen den Umgang mit dem anderen 
Elternteil abgebaut werden und das Kind eine positive Einstellung 
dazu (zurück-)gewinnt. Er hat Kontakte zum anderen Elternteil 
nicht nur zuzulassen, sondern positiv zu fördern, um dem Kind so 


mögliche Loyalitätskonflikte zu ersparen. 


Die Wohlverhaltensklausel verbietet dem Obhutselternteil jede 
negative Beeinflussung des Kindes gegen den 
Umgangsberechtigten, und zwar auch in mittelbarer Weise 
dergestalt, dass sich das Kind scheinbar aus eigenem Entschluss 
gegen den Umgang wendet. Hiermit korrespondiert die 
Verpflichtung des Umgangsberechtigten, das Kind weder gegen 


den sorgeberechtigten Elternteil einzunehmen, noch dessen 
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Erziehungsanstrengungen zu vereiteln oder zu beeinträchtigen 


oder auch nur seine Erziehungsautorität in Frage zu stellen. 


Weiterhin geht es um die Haltung der Eltern zueinander und was 
dies beim Kind bewirkt. Es wird in diesem Zusammenhang beim 
Kind ein Krankheitsbild zugrunde gelegt, anstatt die Entfremdung 
zu erkennen. Die Kinder zeigen Anzeichen für emotionale 
Belastungen oder Unruhe, die die Eltern wiederum aufgreifen, um 
zu sagen, der eine oder andere Part bringt das Kind in Gefahr. 
Fehldiagnostiziert wird das Verhalten der Kinder oftmals als 
AD(H)S, abgesehen davon, ob eine Diagnose AD(H)S überhaupt 
zulässig ist. Man therapiert ein Kind bzgl. der gezeigten 
Symptome, die häufig durch Mutter oder Vater bedingt sind. 


Diese Anzeichen würden sich andererseits möglicherweise gar 
nicht erst zeigen bzw. vermutlich verschwinden bzw. reduzieren, 
wenn das Kind ausreichend Bindung und Zeit mit beiden Eltern 


hätte. 


Die Floskel, dass das Kind zur Ruhe kommen muss, darf nicht 
mehr dem Erhalt des einseitigen Alleinsorgemodells zu Gute 
kommen. So darf keine Kontinuität der Entfremdung erzeugt und 
manifestiert werden. Die Frage, was angemessene Bindung heißt, 
kann jeder Mensch beantworten: gleichberechtigt in Wertung, 


Bindung und Zeit. 


Tatsächlich liegt jedoch eine Kindeswohlgefährdung bereits durch 
die Absicht der Entfremdung vor, unabhängig von einem etwaigen 
Krankheitsbild. Dieses Verhalten sollte unter Strafe gestellt 
werden, wenn es belegt werden kann, z.B. durch den Umzug an 
einen weit entfernten Ort, der eine möglichst große Entfernung 
vom nicht erwünschten anderen Elternteil erzeugt. Das auf das 
jetzige Ausgestaltungssystem gemünzte Handbuch 
Kindeswohlgefährdung (nach $ 1666 BGB und Allgemeiner 
Sozialer Dienst (ASD), Deutsches Jugendinstitut) bestätigt diesen 
Aspekt. Insofern entbehren Praxis und Rechtsprechung jeglicher 
Logik, wenn sie Entscheidungen treffen, welche gerade diese 


Entfremdung fördern oder sogar belohnen. 
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Mythos Informationen 


Nach geltendem Recht stehen beiden Eltern alle Informationen zu, 
die das Kind betreffen. Allerdings wird es immer wieder dazu 
kommen, dass sie diese Infos zu spät oder nicht von der 
Ursprungsquelle erhalten, das heißt gefiltert, zeitversetzt durch 
einen Elternteil und Behörden. Hinzu kommt, dass bei einem 
Elternteil der Wunsch nach Kommunikation und Austausch mit 
dem Kind nicht unter dieses Recht fällt. Telefonate, Briefverkehr 
oder ähnliches sind zumeist davon ausgenommen. Man begrenzt 
seine Bindung zum Kind mit Floskeln wie: „Das Kind hat 
ausreichend Bindung zum anderen Elternteil.“ Ohne weitere 


Begründung! 


Wer aber kann das so festlegen und beurteilen? Die Maßstäbe 
dafür sind alle nicht valide und daher willkürlich, wie wir bereits 
gesehen haben. Zudem wird unzulässig Weise ein Unterschied 
zwischen der Bindung zum nicht sorgeberechtigten und 
sorgeberechtigten Elternteil gemacht. Auch sind mit 
Informationen zum Kind nicht die Tagesform oder der Bericht des 
Kindes über seine Erlebnisse gemeint. Auch hier zeigt sich, wie 


wichtig ein permanenter Kontakt zum Kind ist. 


Ein Kind möchte emotional bei beiden Eltern punkten und 


Anerkennung finden und vermeidet daher instinktiv alle 


Streitpunkte. Es wird früher oder später anfangen, Dinge nicht zu 
erzählen, weil es gelernt hat, dass dies schlecht sein könnte. 
Diesen natürlichen Schutzmechanismus deuten die Behörden als 
Loyalitätskonflikt und sehen darin eine Gefahr für die 
Kindesentwicklung, die vom Streit der Eltern ausgeht. In 


Wirklichkeit zeigt das Kind PAS Hospitation. 


Zudem wird deutlich, dass das Kind dem entfremdeten Elternteil 
gegenüber und der Zeit mit ihm nicht die Bedeutung einräumen 
darf, die es gern möchte - oder biologisch bedingt sogar müsste, 
nun aber unterdrücken muss. Was dieser emotionale Gewaltakt in 
einem Kind auslösen kann, ist unbeschreiblich und kann in der 
Folge alle Formen von Auffälligkeiten nach sich ziehen: 


Bettnässen, Nägelkauen, auffälliges Verhalten etc. 


Es ist daher nicht erklärbar und schon gar nicht nachvollziehbar, 
dass Gerichte darauf abstellen, dass ein konformer 
Informationsfluss zwischen den Eltern stattfinden muss. Wie dies 
normiert wird ist auch unklar. Diese völlig andere Ebene (es sei an 
das Eiltern-Kind-Dreieck erinnert, hat nichts mit den 
Informationen des bzw. vom Kind(es) zu tun. Es wird gern so 
getan, als ob nur der alleinsorgeberechtigte Elternteil 
Informationen zum Kind erhalten und herausgeben darf. Das ist 
falsch, aber Kitas und Schulen, Vereine und alle anderen 


Institutionen, mit denen das Kind Berührungspunkte hat, sind oft 
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hilflos. Einerseits wollen sie nicht zum Spielball im elterlichen 
Streit werden, sie wollen rechtlich aber auch nichts falsch machen. 
Das Ergebnis ist ein sich Verstecken der Schulen hinter 
Paragraphen und Phrasen. Es gibt Wege, die legal und dennoch 
moralisch richtig und kindeswohlförderlich sind. Schulen 
reduzieren ihren Auftrag oft auf das Schulgesetz, in dem verankert 
ist, dass die Zusammenarbeit ausschließlich mit dem 
Erziehungsberechtigten stattzufinden hat und die Schule nur 
diesem zur Information über das Kind verpflichtet ist. Sie tarnt 
ihre Unfähigkeit dahingehend und erklärt, dass sie ein streitfreier 
und neutraler Raum für das Kind sein und bleiben soll. Dort hätte 
das Kind Ruhe vor dem Streit der Eltern. Damit leugnen sogar 
Pädagogen biologische Tatsachen. Allerdings bekannt ist, das 
Recht auf Erziehung anders zu bewerten ist, als das Sorgerecht. In 
der Folge ist und bleibt auch ein nichtsorgeberechtigter Elternteil 
erziehungsberechtigt. Die Haltung der Schulen ist daher nicht nur 


stark zu kritisieren sondern auch rechtswidrig. 


Welchen Auftrag die Schulen haben und was sie zu leisten im 
Stande sind, soll hier außen vor bleiben. Fragen dürfen Sie sich 
aber, wer - wenn nicht die Schulen - hat die Macht und das Wissen 
gesellschaftlichen Wandel herbeizuführen? Fragen Sie sich, ob ein 
solches Potential der Schulen auch die Chance birgt, das Prestige 


und das Wesen des Lehrers bzw. Erziehers etc. zu steigern. 


Das Thema, dass Kinder in unserer Gesellschaft durch 
überwiegend weibliche Personen erzogen, unterrichtet und betreut 
werden, die Vorbildfunktion eines männlichen Lehrers immer 


mehr abhanden kommt, wird hier ebenfalls nicht erörtert. 


Unser Rat: Machen Sie Ärzten, Schulen und Behörden klar, dass 
Sie alle rechtlichen Register ziehen werden, um am Leben ihrer 
Kinder teilzunehmen. Machen Sie deutlich: Erziehung ist Ihre 
elterliche Pflicht und Ihr Recht. Es gibt keine Gründe oder 
rechtlichen Grundlagen, die einen Besuch auf Schulfesten, die 
Teilnahme an Elternabenden und Wandertagen verbietet. 
Weiterhin ist es unschädlich, zu wissen, ob das Kind Nachhilfe 
braucht oder ähnliches. Wenn Sie berücksichtigen, dass Wissen 
Macht ist, dann erklärt sich auch das Zurückhalten von 
Informationen über das Kind durch den sorgeberechtigten 
Elternteil. Dieser kann damit nachträglich erklären, dass der 
entfremdete Elternteil nichts Relevantes über das Kind weiß und 


schon darum ungeeignet ist, das Kind zu betreuen. 


Wichtig ist, dass betroffene Eltern sich mit Gleichgesinnten 
zusammenschließen! Das hilft unter anderem, das eigene 


Verhalten zu reflektieren. 


Wir raten: Vermeiden Sie einen Angriff gegen den anderen 


Elternteil und versuchen Sie nicht, sich von Vorwürfen des 
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anderen Elternteils zu befreien. Das ist nicht das Ziel. Das Ziel ist 


eine Betreuung 50/50! 


Die jeweiligen Sorgeberechtigten greifen zu oben genannten 
Mitteln (Vorwürfen, auch zu Lügen) zumeist aus eigenen 
defizitären Persönlichkeitsmerkmalen heraus und weil die 
Rechtsstruktur es ihnen ermöglicht. Zudem werden sie falsch 
beraten und nicht unterstützt. Gegen diese Gegebenheiten gilt es, 
im Einzelfall anzugehen, um sie auszuhebeln. Viele Elternteile 
neigen in dieser Situation zu pedantischem Dokumentieren. Das 
ist unnötig, raubt Zeit und erlaubt letztlich den Behörden falsche 
Schlüsse zu ziehen, dass z.B. die Eltern erziehungsunfähig sind 
oder der Konflikt dramatisch ist. Der einzig wichtige Schriftsatz 


ist der Antrag bei Gericht und dann der Beschluss. 


Es ist innerhalb der Familienbande (Eltern-Kind-Dreieck) so, dass 
zwischen dem Kind und den Eltern jeweils eine wechselseitige 
Kommunikation besteht. Diese ist das einzig Wesentliche und 
Notwendige im Wechselmodell. Während zwischen den Eltern 
keine oder eine gestörte Kommunikation vorherrschen kann. 
Diese Elternkommunikation ist allerdings nicht notwendig, um 
eine gute Bindung zum Kind zu erhalten und die Erziehung des 


Kindes gleichwertig wechselhaft zu gestalten. 


Es zeigt aber deutlich die Notwendigkeit, dass jeder Elternteil 


dazu berechtigt sein muss, uneingeschränkten Zugang zu 


Informationen über das Kind zu erhalten. Alles zwischen den 
Eltern kann vertraglich und medienorientiert gehandhabt werden. 
Das reicht vom „Umgangsheft“ bis hin zu Nachrichten etc. Es 
kann keine Streitigkeiten mehr aufgrund von Fehl- oder 
Falschinformationen geben, weil jeder Elternteil für die 
Informationserhebung selbst verantwortlich ist. Es schafft Freiheit 


von der Willkür des Staates und der Dominanz eines Elternteils. 


155 


Vereinfachte Darstellung: 


Jetzt frage ich Sie, „Möchten Sie um das Schicksaal Ihrer Kinder 
würfeln“? 

Ich denke „nein“! 

Folgende Hauptgütekriterien werden noch einmal vereinfacht 


dargestellt: 


Objektivität 
Reliabilität 
Validität 


Wir nehmen mal die Frage nach der Bindung, welche von 
Familienrichtern häufig gewählt wird. 

Objektiv wäre ein Verfahren, in dem ein Verfahren angewandt 
wird, in dem auch unterschiedliche Gutachter zwangsläufig zum 
gleichen Ergebnis gelangen. 

Angenommen, ein Gutachter stellt den Eltern Fragen, erhält 
Antworten, und trifft daraufhin seine Entscheidung. 

Ein anderer Gutachter stellt andere Fragen, erhält andere 
Antworten und trifft eine andere Entscheidung, in der Folge wäre 


die Methode nicht objektiv. 


Die Objektivität ließe sich jedoch hinbekommen. 


Angenommen wir hätten einen Raum mit einer Tür. In den Ecken 
sitzen Mama und Papa. An den Seiten des Raums sind 
verspiegelte Scheiben, durch die Gutachter durchsehen können, 
aber die Eltern und das Kind nicht heraus. Es wird bestimmt, dass 
das Kind durch die Tür geht und dass die Bindung des Kindes zu 


dem Elternteil größer ist, wo das Kind zuerst hinläuft. 


Das Verfahren wäre in der Folge tatsächlich objektiv. Beide 
Gutachter, allerdings auch der Friseur oder die Bauarbeiterin 
kämen zum gleichen Ergebnis. Und zwar, dass die Bindung zu 


dem Elternteil höher ist, wo das Kind zuerst hingegangen ist. 


Ist das Verfahren denn aber auch reliabel - also verlässlich”? 


Verlässlich wäre es, wenn der Test nach 5 Minuten, 5 Tagen, 5 
Monaten oder auch 5 Jahren wiederholt werden könnte und das 
Kind sich jedes Mal entscheidet zum gleichen Elternteil zu laufen. 
Also ist es verlässlich? Nein! Natürlich nicht. Würde der Test nach 
wenigen Minuten oder während eines Umgangswochenendes 
wiederholt werden könnte das Kind auch zum anderen Elternteil 


laufen und damit das Ergebnis ein völlig anderes sein. 
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Bereits Prof. Dr. Dr. Dr. Fhtnakis hat gängige Verfahren zur 
Bindung getestet und festgestellt, dass wiederholt man das gleiche 
Verfahren, in einigen Fällen bereits nach wenigen Stunden eine 
völlig andere Bindung festgestellt wurde. Er hat belegt, dass 
Bindung prognostisch nicht feststellbar ist und dank ihm steht das 
Wort auch nicht im Gesetzbuch. Hinsichtlich der Bindung wäre 
damit im Übrigen klar, dass ein Richter, der die Bindung in seine 
Entscheidungsgrundlage berücksichtigt am Gesetz vorbei 
entscheidet. Denn die Intention des Gesetzgebers, die wohl 


wichtigste Auslegungsmethode, wäre damit ignoriert. 


Wir wissen, dass diese Frage bereits an der Reliabilität 
zwangsläufig scheitert. 
Dennoch wollen wir mal schauen, ob wenigstens die Validität 


erfüllt ist. 


Validität bezeichnet sozusagen die Gültigkeit einer Annahme. 

Wir könnten jetzt annehmen, dass die Bindung des Kindes zu dem 
Elternteil, wo es zuerst hingelaufen ist größer ist. Allerdings kann 
es auch sein, dass das Kind gerade zufällig eine Frage hatte, die es 
dachte, dieser Elternteil besser beantworten kann. Sprich wir 


wissen nicht einmal, ob die Bindung zu dem Elternteil wo es 


zuerst hingelaufen ist überhaupt größer ist. Ggf. handelt es sich ja 


sogar um eine Angstbindung? 


Des Weiteren ist fraglich welche Annahme nun zu treffen sei, 
wenn man tatsächlich sagen könnte, dass die Bindung zu einem 
Elternteil größer ist. Bedeutet das, dass dieser die Sorge und mehr 
Umgang haben sollte? Vielleicht entspricht es ja dem Kindeswohl 
dann den Umgang zum anderen Elternteil, wo die Bindung 
geringer ist, größer zu gestalten, als den Umgang mit dem 
Elternteil, wo die Bindung ohnehin schon vorhanden ist, damit das 
Kind auch von diesem Elternteil profitieren kann, damit es seine 
vererbten Veranlagungen die es von jenem Elternteil hat auch 
erlernen kann und sein genetisches Potential sowie grundrechtlich 


geschützte identitäre Persönlichkeit bestmöglich entfalten kann? 


Wir stellen also fest: 


l. Dass familiengerichtliche Gutachten nichts weiter als ein 
teurer und gefährlicher Würfel ist. 

2. Jeder Mensch, der mit Hilfe einer Gebrauchsanleitung einen 
Schrank zusammenbauen kann, kann auch eine normierte 


Methode anwenden. 
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3. Daher hilft es auch nicht, wie viel ein Mensch gelernt hat 
oder nicht. Auch ein Psychologe mit vielfachen Doktortiteln 
oder die Bauarbeiterin oder der Friseur wird kein 
unwillkürliches Ergebnis zum Kindeswohl liefern können, 
außer es ist die gemeinsame Sorge und die Betreuung 


50/50. 


Nach dem Verständnis - nun zur Lösung! 


Zum Glück darf zu einem Gutachten niemand gezwungen werden. 
Sie können die Begutachtung verweigern und das darf Ihnen auch 
nicht negativ ausgelegt werden. 

In aller Deutlichkeit wurde dieser bereits im Jahre 2003 durch das 
BVerfG gesetzte Grundsatz durch den BGH bestätigt. (BVerfG, 
FamRZ 2004, 523; Az.: 1 BvR 2222/01; BGH NJW 2010; 1351 
ff). 

Es gibt kein Gutachten, welches die typischen Gerichtsfragen zum 
Kindeswohl und dessen Folgen für Umgang und Sorge unter 
Berücksichtigung der wissenschaftlichen Mindeststandards, wie 
Objektivität, Reliabilität und Validität beantworten kann. 

Ein Gutachten ist also nicht nur immens teuer, sondern Willkürlich 


und damit sogar äußerst gefährlich für ein Kind. 


Viele Menschen haben unterschiedliche Meinungen. Daher ist es 
notwendig bei ein solch sensiblen Thema, wenn es zum Kinder 
und Naturrechte geht ausschließlich auf Kindeswohlkriterien 
abzustellen, welche objektiv und belegbar sind. Eine Entscheidung 
darf aufgrund des Willkürlichkeitsverbotes auch keine andere sein. 
Unser folgender Gerichtsleitfaden, den wir im Buch erstellt haben 
soll genau diesen Fakt berücksichtigen. In der Folge kann, außer 
bei erwiesener Kindeswohlgefährdung, nur die gemeinsame Sorge 
und eine Betreuung 50/50 entschieden werden, wenn sich die 
Eltern uneinig sind. Und dafür bedarf es keine kostspieligen 
Anwälte, Gutachter oder Verfahrensbeistände. 

Damit die Ablehnung des Gutachtens Ihnen also tatsächlich nicht 
negativ ausgelegt wird empfiehlt es sich nach der Methode zu 
fragen und diese mit Hilfe der Gütekriterien als willkürlich 
darzustellen. 

Mit diesen Prüfschemata können Sie mit etwas Kreativität 
grundsätzlich jede gängige Behauptung von Richtern, Anwälten, 
Verfahrensbeiständen und Jugendamtsmitarbeitern hinsichtlich des 


Kindeswohls widerlegen. 


Des Weiteren hoffen wir, dass Sie damit auch lernen selbst 
sachlich zu argumentieren und Sie sich die Macht der belegbaren 


und objektiven Argumente zu nutzen machen, die Ihren Kindern 
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die Betreuung 50/50 und die gemeinsame Sorge ermöglichen 
sollten. Z.B. Bindungstoleranz oder die biologische Dualität. 
Damit schaffen Sie dann vielleicht sogar schon ohne Gericht, den 
anderen Elternteil oder sonstige vermeintliche Autoritätspersonen 
zu überzeugen! Sollte es ohne Gericht nicht möglich sein, so 
haben sich solche Argumentationen bereits mehrfach sogar vor 
Gericht durchgesetzt, auch wenn der andere Elternteil dies 


vehement ablehnt. 


Kosten von Gutachtern und Verfahrensbeiständen erfolgreich 
zurückerhalten 


Ein Gutachten ist der Versuch der Familienrichter, eine Antwort zu 
finden auf die Frage, wer der bessere Elternteil für das Kind ist. 
Grundlage dafür ist die Fragestellung aus dem Eherecht von 
1977, bei dem festgelegt ist, dass das Kind seinen 
Lebensmittelpunkt bei dem Elternteil haben soll, bei dem das 
Kind bessere Entwicklungsmöglichkeiten hat. Diese Aufgabe 
wurde den Psychologen überantwortet, die sich dann mit allen 
möglichen Kriterien etwas zusammengebastelt haben, woraus sie 
selbst zu erkennen glaubten, es würde den von einem Elternteil 
getrennten Kindern nützen. Berücksichtigt wurde zusätzlich, was 
nicht ausgesprochen wurde, dass die Gutachten so hingebogen 
wurden, dass sie das ergaben, was der jeweilige Familienrichter an 
Ergebnis wünscht. Hierzu gibt es nur wenige Ausnahmen, da die 


anderen Gutachter keine weiteren Aufträge mehr bekamen. 


Gutachten sind wissenschaftliche Arbeiten, die hohen 
Anforderungen standhalten müssen. Da jedoch die wenigsten 
Familienrichter über psychologische und pädagogische Kenntnisse 
verfügen — es wird ihnen ja in der Ausbildung nicht beigebracht 
und die wenigen Fortbildungen hierzu werden kaum besucht, sind 


sie nicht in der Lage, ein Gutachten zu beurteilen. Sie sind deshalb 
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auf die Ausführungen und Empfehlungen der Gutachter 
angewiesen, ohne sie tatsächlich fachlich beurteilen zu können. 
Das führt immer wieder zu Streit und falschen Beschlüssen. 
Tatsächlich gibt es keine wissenschaftlichen Kriterien, die aus 
Sicht der Psychologie und mit deren Hilfe Gutachten qualitativ 
hochwertig erstellt werden können. Hinzu kommt, Dass nicht wie 
z.B. bei einem Auto der Ersatz der Teile, die beschädigt wurden, in 
die Berechnung des Schadens aufgelistet werden kann, weil 
menschliches Verhalten so vielfältig und vielfältig interpretierbar 
ist, dass selbst bei bester wissenschaftlicher Arbeit nur der Teil 
erfasst werden kann, der aus der Berufs- und Lebenserfahrung des 
Gutachters sowie der kurzen Zeit der Erkenntnismöglichkeit 


erfasst werden kann. 


Mit der Kindschaftsrechtsreform von 1998 gab es einen 
Paradigmenwechsel vom Eherecht zum Kindeswohl. Nun kann 
lange darüber gestritten werden, was dieser unbestimmte 
Rechtsbegriff bedeutet- es gibt darauf keine Antwort, so dass er 
von jedem, je nach seiner Einstellung — definiert und auf den 
Einzelfall angewendet werden kann bzw. soll. Dieser 
Unsicherheitsfaktor ist ein zusätzliches Manko bei der 


Gutachtenerstattung herkömmlicher Art. 


Durch den Paradigmenwechsel und den gut gemeinten Verweis 
auf das „Kindeswohl“, was in der UN-Kinderrechtekonvention 
international anerkannt als „die besten Interessen des Kindes“ 
benannt und auch in dieser Form von Deutschland endlich 


ratifiziert wurde, wird jedoch immer noch kein Gebrauch gemacht. 


Der ehemalige Potsdamer Familienrichter Hans-Christian 
Prestien, Begründer des Vereins „Verband Anwalt des 
Kindes“(VAK) wurde aufgrund einer sehr intensiven Fortbildung 
durch den leider in hohem Alter verstorbenen Wolfgang Klenner 
für die Belange von Kindern in Trennungssituationen 
sensibilisiert, worauf er das ABC und die KSZE des 
Familienrechts entwickelte: Angst vermeiden, Bindungen 
aufrechterhalten, Chancen eröffnen durch die Kommunikation der 


ständigen Zusammenarbeit der Eltern. 


Mit dieser Formel hat er jahrzehntelang ebenso wie der ehemalige 
Cochemer Familienrichter Jürgen Rudolph mit der Cochemer 


Praxis viel Leid von Kindern und Eltern abwenden können. 


Wichtig ist bei den beiden Vorgehensweisen, die sich ergänzen 
bzw. überlappen, dass die Kommunikation zwischen den Eltern zu 


fördern ist, was bei der Cochemer Praxis weitgehend durch den - 
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hier — Partner des Familiengerichts, dem Jugendamt Cochem 
zugunsten der Gestaltung der kindlichen Zukunft 
uneingeschränkter Raum gegeben wurde, verbunden mit dem 
Anwalt des Kindes, der die Interessen des Kindes zu erforschen 
und dem Gericht nahe zu bringen hat und dessen zweite Aufgabe 
es ist, den fachlich richtigen Verlauf des Verfahrens zu 
kontrollieren. Auch hier ist der Verfahrenspfleger, wie der Anwalt 
des Kindes jetzt heißt, von der Beauftragung durch das Gericht 
abhängig. Über die derzeitigen Aufgaben geht der Anspruch 
Prestiens jedoch darüber hinaus, indem er mit seinem Verband 
fordert, dass der Aufgabenkreis tatsächlich die fachliche und 
rechtliche Vertretung des Kindes zur Gestaltung der kindlichen 
Zukunft mit beiden Elternteilen gleichberechtigt wahrnehmen 
kann. 

Auch beim Verfahrensbeistand führt die Abhängigkeit vom 
Familienrichter deshalb oft dazu, dass der erkennbare Wunsch des 
Familienrichters erfüllt wird und die besten Interessen des Kindes 
nicht zum Tragen kommen. Um einen Verfahrensbeistand ablösen 
zu lassen, sind nur zwei Kriterien gegeben; Untätigkeit und 
Unfähigkeit. Beide Kriterien unterliegen wiederum der jeweiligen 
persönlichen Weltanschauung, so dass sie kaum zum Tragen 
kommen können. Das macht es auch schwer, gegen Gutachter und 


Verfahrenspfleger erfolgreich vorzugehen. Bei Gutachtern gibt es 


— soweit sie in einer Psychologenvereinigung Mitglied sind — die 
Möglichkeit, sich an diese Kammer zu wenden, um das erstellte 
Gutachten prüfen zu lassen. Da die Kammern ihre formalen 
Kriterien haben, nach denen die Gutachter arbeiten, wird 
normalerweise jede Prüfung damit abgeschlossen, dass die 
Kammer mitteilt, dass nach ihren Kriterien keinerlei Fehler 


erkennbar sind. 


Liegen bewusst falsche Aussagen vor, sollte ein Rechtsanwalt für 
Zivilrecht befragt werden, ob eine Widerrufs- und 
Unterlassungsklage Erfolg verspricht. Ist das der Fall, wird der 
Gutachter angeschrieben und aufgefordert, die falsche 
Anschuldigung, Behauptung oder Vermutung, die er gegenüber 
dem Gericht und damit allen Beteiligten hat zukommen lassen, 
zurücknimmt. Tut er es nicht, erfolgt eine Klage beim Zivilgericht. 
Kann der Gutachter die Behauptung, Vermutung oder 
Anschuldigung nicht beweisen, muss er sie zurücknehmen und 
allen, die davon Kenntnis haben, in derselben Weise wie sie 
aufgestellt wurden, zurücknehmen. Damit wird die 
Glaubwürdigkeit erheblich eingeschränkt und das Gutachten 
untauglich, was dazu führt, dass es nicht bezahlt werden darf, also 


für die Beteiligten keine Kosten daraus entstehen. 
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Gleiches gilt auch für falsche Aussagen des 


Verfahrenspflegers/Verfahrensbeistand des Kindes. 


Im Gegensatz zu einer Strafanzeige muss nicht der Anzeigende die 
Verfehlung beweisen, sondern hier der Gutachter den Beweis 
erbringen, dass die Anschuldigung, Behauptung oder Vermutung 
zutrifft. Damit ist er in der Beweislast. Allerdings muss diese 
Widerrufs- und Unterlassungsklage innerhalb von 14 Tagen nach 
Kenntnis / Beschluss erfolgen. 

Eine weitere Möglichkeit ist die Staatshaftungsklage, die beim 
Landgericht eingereiht werden kann. Hier liegen mangels Masse 


jedoch wenige Erkenntnisse vor. 


Kapitel 6 


Unterhalt als Synonym für Kindeswohlgefährdung 


Unterhalt soll dazu dienen, die fehlende Betreuung eines 
Elternteils durch Zahlung einer Rente (Betreuungsunterhalt) für 
das Kind und ggf. die Mutter dahingehend auszugleichen, dass das 
Kind finanziell abgesichert ist und die Mutter weitgehend den 
Standard während der Ehe aufrechterhalten kann, den sie sich mit 
der Ehe „erworben“ hat, bzw. als Ausgleich für die Trennung 
erhalten soll. Hier hat es sich jedoch bereits in Richterkreisen 
herumgesprochen, das auch ein Missbrauch des 
Unterhaltsanspruches vorliegen kann. Dennoch ist die 


Verweigerung von Unterhalt mit Strafe bedroht. 


Exkurs: Die Beistandschaften weigern sich anzuerkennen, dass 
der gezahlte Unterhalt, in den Fällen, mindestens wo die Mutter 
Sozialleistungen bezieht gar nicht beim Kind ankommt, weil 
dieses Geld mit deren Arbeitslosengeld I / Sozialgeld verrechnet 
wird. Damit handeln sie wider ihren Auftrag dem Kind ein 
Optimum an Unterhalt zukommen zu lassen. Eigentlich müssten 
in der Folge die Beistandschaften und Anwälte bestraft werden, 
die regelmäßig für die Mütter Geld vom Vater fordern und das 


eben regelmäßig in Fällen, wo durch Naturalunterhalt das 
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Einkommen der Familienbande, also derer, die die 
Vermögenssorge für das Kind haben erhöht würde, so dass die 
Beistandschaft belegbar letztlich das Vermögen des Kind 
reduziert. Väter hingegen sind für die Nichtzahlung, welches zu 
einem höheren Einkommen der Familienbande führt jedoch 


bereits tatsächlich bestraft wurden. 


Beispielsweise der Ehegattenunterhalt/Betreuungsunterhalt ist 
insofern als problematisch anzusehen, als die Rechtsprechung 
davon ausgeht, dass der Vater die Familie bösartig verlässt und sie 
damit einer Notsituation aussetzt. In mehr als Zweidritteln der 
Fälle gehen die Trennungen jedoch von den Müttern aus. Hinzu 
kommt, dass die Väter ihren Verpflichtungen aus der 
Gemeinschaft weiterhin nachkommen sollen, die Mütter jedoch 
keinerlei Verpflichtung haben, die Gemeinschaft von Tisch und 
Bett aufrechtzuerhalten oder durch irgendwelche Zahlungen oder 
Naturalunterhalt auszugleichen haben. Die dem Vater hierdurch 
entstehenden Kosten werden ihm zusätzlich aufgebürdet und das 
in Höhe des Selbstbehaltes, der etwa dem ALG II-Satz entspricht, 


wenn die Kosten für den Umgang eingezogen werden. 


Unberücksichtigt bleibt, dass der getrennt lebende Vater nunmehr 


die Steuerklasse 1 erhält, obwohl er nun zwei Familienteile zu 


finanzieren hat und das mit erhöhten Kosten und weniger Geld 
geschehen muss. In jedem Fall ist die Mutter finanziell, wenn 
auch in vielen Fällen auf niedrigerem Niveau abgesichert, 
entweder durch den Zahlvater die Unterhaltsvorschusskasse oder 
Transferleistungen, während sie in Bezug auf den Umgang des 
Kindes mit dem Vater weiterhin nahezu jede Möglichkeit hat, den 
Umgang gefahrlos zu boykottieren. Dieses führt in der Regel zu 
höchststrittigen Verfahren, die in aller Regel dem Vater negativ 
angelastet werden, was bis hin zu Aussetzungen des Umgangs 


führen kann. 
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Kindesunterhalt: 


Unterhalt kann gemäß $ 1612 BGB in Form von Bar- und in 
besonderen Fällen auch als Naturalunterhalt geleistet werden. 
Diese besonderen Gründe existieren für ein Kind unter 18 Jahren 
in der Praxis, d.h. Rechtsprechung jedoch nicht. Naturalunterhalt, 
das heißt insbesondere die Erziehung und die Pflege eines Kindes, 
wird somit laut Exekutive und Judikative mit Geld aufgewogen 
und als rechtlich unzulässig definiert. Faktisch ist damit in der 
Rechtspraxis grundsätzlich der Barunterhalt zu leisten und auch 
nur dieser wird in Fällen der Beistandschaft (Part des 
Jugendamtes) gemäß $ 1712 Bürgerliches Gesetzbuch umgesetzt. 
Dem Elternteil mit mehr Betreuungsanteil wird 
unberechtigterweise überlassen, wofür diese Geldrente verwendet 


wird. 


Die Entfremdung und das einseitige Verhaltensangebot werden 
bezahlt und belohnt. Diese Regelung ist nicht verständlich und 
wenig erklärbar, weshalb die Behörden bei Nachfrage auch 
äußerst „zugeknöpft‘“ reagieren. Berechnungsgrundlage stellt die 
„Düsseldorfer Tabelle“ dar, die durch einen privaten Verein als 
Empfehlung pauschal festgesetzt und jährlich angepasst wird, 
obwohl grundsätzlich natürlich der tatsächliche finanzielle 


Aufwand für den Unterhalt des Kindes für die 


Unterhaltsberechnung relevant wäre, was jedoch - pragmatisch 
gesehen - zu aufwendig ist. Der Bedarf des Kindes berechnet sich 
anhand von Formeln, die auch für andere Leistungsansprüche 


angewandt werden (Deutsche Rentenversicherung). 


Es sind geschätzte und pseudonormierte Werte, um eine 
einheitliche Berechnungsbasis zu finden. Es Kann nachgewiesen 
werden, dass auch hier eine falsche Rechtspraxis besteht, indem 
zum Beispiel der Betrag des Unterhalts höher ist, als der 
betreuende Elternteil für das Kind überhaupt ausgeben kann. Dies 
ist der Fall, wenn die Gelder des Staates (bei Hilfebedürftigen) 
den Betrag der Kosten für das Kind zwar decken, aber der 
Barunterhalt höher festgesetzt wurde. In diesem Fall finanziert der 
zahlende Elternteil den anderen Elternteil über den 
Kindesunterhalt mit, obwohl sich die Eltern oft bewusst gegen 
eine Einstehensgemeinschaft (Personen, die unter anderem 
wirtschaftlich füreinander einstehen) entscheiden, trotz etwaiger 
Steuervorteile nicht geheiratet haben und der Barunterhalt nur die 
tatsächlichen Kosten des Kindes decken sollte. Beispielsweise 
erhält ein sozialleistungsbeziehender Elternteil einen Regelbedarf 
von derzeit 399,- Euro im Monat. Die Kosten für die 
Bedarfsgemeinschaft mit dem Kind bleiben für Wohnung und 
ähnliches gleich. Hinzu kommt Sozialgeld in Höhe von 234,- Euro 
(bei einem Kind von sechs Jahren). Der Kindergeldbetrag von 
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188,- Euro wird vom Sozialgeld abgezogen. Der Zahlbetrag des 
Barunterhaltes des Unterhaltspflichtigen beträgt hier mindestens 
272,- Euro im Monat. Der Barunterhalt wird zu 100 Prozent auf 
den Bedarfssatz angerechnet. Mit der Folge, dass der Elternteil mit 
dem überwiegenden Betreuungsanteil gar nicht mehr als 234,- 


Euro für das Kind ausgeben kann, selbst wenn dieser es wollte. 


Fragen Sie mal nach, wo der Restbetrag bleibt! Die tatsächlichen 
Kosten, die das Kindergeld übersteigen, wäre in diesem Fall die 
Differenz von 234,- Euro minus 188,- Euro, im Ergebnis also 46,- 
Euro. Diese Rechnung bleibt selbst dann so, wenn sich die 
Unterkunftskosten durch die Geburt des Kindes nicht verändert 
haben. 


Es ist also bedarfsrechnerisch nicht möglich, dem Kind mehr 
Barunterhalt zukommen zu lassen, weil dieser gar nicht 
ausgegeben werden kann, weil der Staat ihn einbehält. Warum also 
muss hier der Unterhaltspflichtige mehr Unterhalt als 46,- Euro 


bezahlen? 


Die Antwort ist: Eine künstliche Bedarfsgemeinschaft spart hier 


dem Staat Sozialleistungen. 


Wenn ein Elternteil seiner Möglichkeit beraubt wird, aktiv zu 
unterstützen und für geringere Kosten zu sorgen oder Hilfe zu 


leisten, muss hier ein unverhältnismäßiger Eingriff in seine 


Vermögensrechte, gemäß Art. 14 GG geprüft werden. Zwar 
schützt Art. 14 GG nur das erworbene Eigentum, nicht also das 
Vermögen an sich, aber es geht beim Kindesvermögen immer 
auch um Bestandsvermögen der Eltern. Insofern ist deren 
Eigentum berührt. Insbesondere, wenn die Verwaltung des 
Vermögens (Vermögenssorge) eines Kindes bereits ein durch die 
supranaturalen Gesetze geschütztes Grund- und Menschenrecht ist 
und auch die Ausgabe von weniger finanziellen Mitteln der 
Entwicklung des Kindes förderlich sein kann, da es zum Beispiel 
wichtige Tugenden wie Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit lernt. 
Auch hier ist eine Prognostizierbarkeit dessen reine Willkür. Es ist 
eine unzulässige Anmaßung des Staates sich in dieses Naturrecht 
einzumischen, um z.B. Höhe einer Geldrente zu bestimmen statt 
den Eltern selbst den Gestaltungsspielraum der Art und Weise von 


Unterhalt zu lassen. 


Folgende Studie wurde in der Deutscher Bundestag Drucksache 
15/5891 v. 04.07.2005 veröffentlicht: "2/3 der Väter und rund 90% 


der Mütter kommen ihren Barunterhaltspflichten nicht nach." 


Der Gedanke, dass das Kind zumindest einen finanziellen 
Ausgleich für fehlende Naturalunterhaltsleistungen erhält, ist 
lobenswert, doch birgt dies Gefahren. Nicht nur, dass die 
Betreuungs- und Erziehungsbereitschaft des anderen Elternteils 


nicht genügend gewürdigt und berücksichtigt bzw. gefördert wird. 
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Es wird vielmehr ein Anreiz für Entfremdung und Streit 


geschaffen. 


Dass die Summe der Barunterhaltspflicht die tatsächlichen Kosten 
des Kindes stark übersteigen, fördert den Anreiz, das Kind dem 
anderen Elternteil zu entziehen umso mehr. Auch kann dies einen 
Anreiz darstellen, sich mit einer Geldersatzleistung seiner 
Verantwortung als Elternteil zu entziehen. Diese Pflichtverletzung 
wird auch noch staatlich gefördert und schafft einem nicht 
pflichtbewussten Elternteil ein gutes Gewissen. Im Ergebnis wird 
allein dadurch, dass Kindesunterhalt gemäß $ 1601 ff. 
Bürgerliches Gesetzbuch bar zu leisten ist, schon 
Straftatbeständen nach $ 235 und $ 170 Strafgesetzbuch Vorschub 


geleistet. 


Wenn also der Elternteil, der Unterhalt erhält, keinen Nachweis 
dafür bringen kann, dass eine Kindeswohlgefährdung von dem 
anderen Elternteil ausgeht, darf weder diesem noch dem Kind 
dessen natürliches Recht auf Erziehung und Pflege entzogen 
werden (Art. 6 (2) GG und Art. 8 der UN-Kinderrechte- 


konvention). 


Verstärkt wird dies durch die sogenannte Wohlverhaltenspflicht 
gemäß $ 1684 (2) Bürgerliches Gesetzbuch, durch dessen 
Befolgung die Möglichkeit des Naturalunterhaltes 
selbstverständlich geboten ist, insbesondere da nach $ 1612 (2) 


Bürgerliches Gesetzbuch die Entscheidung über die Art der 
Unterhaltsgewährung dem Verpflichteten und nicht dem 
Berechtigten erlaubt wird. Das findet in der Praxis jedoch keine 


Anwendung. 


Bei Wohlverhalten, wozu selbst ein alleinsorgeberechtigter 
Elternteil verpflichtet ist, ist folglich der Wunsch nach 
Naturalunterhalt nicht nur zu akzeptieren, sondern auch zu 
gewähren. Die Änderung dieser Praxis wäre von Verwaltung und 
Gerichten umzusetzen und muss oberste Priorität haben, da nur 
auf diese Weise dem Kindeswohl am besten entsprochen wird. 
Nur so wird ein effektiver und effizienter Grund für Väter oder 
Mütter geschaffen, Betreuungsunterhalt zu leisten und ihre Rechte 


und Pflichten als Eltern wahrzunehmen. 


Unter Berücksichtigung der supranaturalen Gesetze 
(höherrangiges Recht, das einem einfachen Bundesgesetz jedoch 
gleichgestellt ist) ist diese Herangehensweise schlichtweg 
geboten, wenn sich beide Elternteile der Verantwortung für Pflege 
und Erziehung ihrer Kinder stellen. Derzeit stellen deutsche 
Behörden bei Anfragen zu diesem Thema darauf ab, dass das 
Gesetz durch den Antragsteller bei Gericht auf 
Verfassungswidrigkeit hin überprüft werden soll. Man erhält keine 
Auskunft dazu. Interessant ist auch, dass, sobald ein Elternteil 


Sozialleistungen erhält, automatisch eine Verpflichtung zur 
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Regelung des Unterhalts über die Beistandschaft zu erfolgen hat. 


Das nennen wir mal Zufall! 


Kindesentzug durch $ 1612 BGB 


Die Unterhaltsgewährung wird derzeit im Bürgerlichen 


Gesetzbuch wie folgt geregelt: 


$ 1612 BGB 
Art der Unterhaltsgewährung 


(1) Der Unterhalt ist durch Entrichtung einer Geldrente zu 
gewähren. Der Verpflichtete kann verlangen, dass ihm die 
Gewährung des Unterhalts in anderer Art gestattet wird, wenn 


besondere Gründe es rechtfertigen. 


Diese Rechtsnorm schreibt den Vorrang einer Geldrente vor dem 
Naturalunterhalt im Gegensatz zu dem vorstaatlichen Recht und 
der den Eltern zuvörderst auferlegten Pflicht zu Pflege und 
Erziehung des gemeinsamen Kindes, aus dem das natürliche Recht 
des Kindes erwächst, von den Eltern erzogen und gepflegt zu 
werden (1 BvR 1620/04 vom 01.04.2008, 1- Leitsatz) vor, 
gleichwohl erlaubt sie diesen jedoch, womit das Recht und die 
Pflicht zu Pflege und Erziehung ins Gegenteil verkehrt wird. 
Welche besonderen Gründe einen Naturalunterhalt rechtfertigen, 
bleibt im Dunkeln und unterliegt wohl dem Ermessensspielraum 


von Gerichten und Jugendämtern. 
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Zum Naturalunterhalt gehört insbesondere das durch die 
Verfassung geschützte Naturrecht der Eltern und des Kindes auf 
Erziehung und Pflege. Der Verpflichtete kann verlangen, dass ihm 
die Gewährung des Naturalunterhalts trotz auferlegter 
Verpflichtung dazu gestattet wird, wenn besondere Gründe es 
rechtfertigen. Dies scheitert aber bereits daran, dass es in der 
Rechtsprechung für Kinder unter 18 Jahren gesetzlich für nicht 
zulässig erklärt wurde, bzw. sogenannte wichtige Gründe hierfür 


für die Behörden nicht existieren. 


Erstaunlich, beschreibt doch das Erziehungsrecht ein Recht, 
welches in der Auslegung so hoch anzusiedeln ist, dass es 
mindestens Verfassungsrang hat, wenn nicht sogar über diesem 
steht. Die Rechtsnorm selbst ist unwirksam, weil der 
Wesensgehalt mit dem Grundgesetz nicht konform geht. Viele 
stellen auf die Vorkonstitutionalität des Bürgerlichen 
Gesetzbuches ab, vergessen aber, dass die Neuerungen sich sehr 
wohl am Grundgesetz ausrichten und damit die entsprechenden 


Formalien erfüllen müssen. 


Von Auslegungen kann folglich nicht die Rede sein und die drei 
Gewalten (Exekutive, Legislative und Judikative) hätten somit 
auch keine Ermessensspielräume. Die herrschende Rechtspraxis 
ist damit rechtswidrig und kindeswohlgefährdend. Der Unterhalt 


ist vorrangig in Naturalunterhalt zu leisten. Er kann nicht anders 


definiert und schon gar nicht unter Zwang durch Abgabe der 
Betreuungsleistung in Form von Geldzahlungen angeordnet 
werden. Derzeit wird daher ein Instrument namens Unterhaltstitel 


benutzt. 


Die Lösung, um den Wesensgehalt des Grundgesetzes zu wahren, 
kann folglich nur lauten: (Solltext BGB) 


"Der Unterhalt ist durch Naturalunterhalt zu leisten. Ist ein 
Elternteil nicht bereit, seiner Verpflichtung zur Pflege und 
Erziehung nachzukommen, ist eine Geldstrafe zu entrichten, die 


den Betrag der tatsächlichen Kosten für das Kind übersteigt." 
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Die „Düsseldorfer Streitwerttabelle‘ 


Idealerweise sollte es keine Berechnungstabelle als Grundlage 
geben, sondern eine Festlegung, entsprechend jedem einzelnen 
Fall. Das ist kaum umsetzbar. Daher wurden die Pauschalbeträge 
durch einen Verein festgelegt, um eine Berechnung zu 


ermöglichen. 


Allerdings kommt prinzipiell, von unserem Standpunkt aus 
gesehen, eine Geldrente, die, wie wir belegt haben, der 
Unterstützung der Kindeswohlgefährdung gleich. Denn der 
Unterhaltspflichtige „bezahlt“ die Entfremdung. 


Abgekürzt gibt es folgende Beträge mit Anreiz zur 
Kindesentfremdung (Stand 2014): 


Zahlbeträge (Kindergeld hälftig bereinigt/zwei Kinder): 












































Unterthalts- Alters- Prozent- 
relevantes stufe in satz 
Nettoeinkommen | Jahren 

des Barunterhalts- 

pflichtigen 

In € 0-5 6-11 |12-17 lab 18 | % 
bis 1500 € 225 € 272€ | 334€ | 304€ | 100% 
1501 bis 1900 € 241 € 291 € | 356€ | 329€ | 105% 
1901 bis 2300 € 257 € 309€ | 377€ 1353 € | 110% 
2301 bis 2700 € 273€ 327€ |398€ | 378€ | 115% 
2701 bis 3100 € 289 € 345€ |420€ ‚402€ | 120% 
3101 bis 3500 € 314€ 374€ \454€ 441€ | 128% 
3501 bis 3900 € 340 € 404 € | 488 € | 480€ | 136% 
3901 bis 4300 € 365 € 433€ |S22€ |5S1IIE | 144% 
4301 bis 4700 € 390 € 462 € | 556€ |5I58 € | 152% 
4701 bis 5100 € 416€ 491 € |590 € |597 € | 160% 
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Die tatsächlichen Kosten des Kindes sind durch das Kindergeld 
abgedeckt. Sollte Unterhalt gezahlt werden, ist es schlicht nicht 
verständlich und unlogisch, dass diese Zahlungen höher sein 
können/müssen als folgende Beträgen die sich aus der YaPanBri- 


Tabelle ergeben: 


Lösungsvorschlag: Alternative zur Düsseldorfer Tabelle 


Der Kindesrealbarbedarf „YaPanBri-Tabelle“ 


























Bedarfe analog des SGB II - 2015 
Überlebensfähigkeit belegt 
Regelbedarf für Alleinstehende / Alleinerziehende 399 € 
Partner in Bedarfsgemeinschaft 360 € 
Kinder 0 bis 6 Jahre 234 € 
Kinder von 6 bis unter 14 Jahren 267 € 
Kinder von 14 bis unter 18 Jahre 302 € 
RL unter 25-jährige im Haushalt anderer 320 € 








Insofern die Anspruchsvoraussetzungen für Arbeitslosengeld HI 


erfüllt sind oder durch die temporäre BG oder Umgangskosten 


erfüllt werden, ergibt sich ein Anteil aus dem Sozialgeld für ihr 


Kind wie folgt. Für jeden Tag an dem Sie mit dem Kind 


überwiegend (>12Std) verbringen oder in die Kita/Schule bringen, 


bilden Sie eine temporäre Bedarfsgemeinschaft. 
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Formel: 


Tage der temporären BG / 30 x Sozialgeld 


Maßgebliche Musterurteile: 
(LSG NRW, Urteil vom 20.02.2011 - L 7 AS 119/08, Vorinstanz: 
SG Duisburg, Urteil vom 15.10.2008 - S 32 (12) AS 72/05) 


Umgangskosten können Sie sich bei Hilfebedürftigkeit (auch 
wenn diese dadurch erst eintritt) vom Jobcenter/Sozialhilfeträger 


erstatten lassen. 


Bedenken Sei dabei die Rechnungsbelege aufzubewahren. Des 
Weiteren ist auch hier die vorherige/rechtzeitige Antragsstellung 


zu beachten. 


Eine Bagatellgrenze gibt es nicht, so dass Sie sich theoretisch auch 
ein Kurzstreckenticket der öffentlichen Verkehrsbetriebe erstatten 


lassen können. Dazu gibt es bereits einschlägige Urteile. 


Daraus resultieren folgende Bedarfslücken: 























Bedarf abzgl. Zahlbetrag 
Kindergeld 
RL unter 25-Jährige im 320 € - 188€ 132 € 
Haushalt anderer 
Kinder 0 bis unter 6 Jahre 234 € - 188 € 46 € 
Kinder von 6 bis unter 14 J. 267 € - 188€ 79€ 
Kinder von 14 bis unter 18 J. 302 € - 188 € 114 € 











(RL= Regelleistung) 


Bei einer Umgangsregelung von 20 zu 10 Tagen im Monat ergibt 


sich daraus ein realistischer Zahlbetrag durch folgende Formel: 


(Umgangstage El - Umgangstage E2) x Bedarfslücke / 30 = 
Zahlbetrag. 


Beispielrechnung: 
(20-10) Tage x 46,- € (Bedarfslücke eines 6-jährigen Kindes) / 30 


= 19,93€, 
Beim Wechselmodell 15/15 ergäbe sich ein Zahlbetrag von 0,- €. 


(15-15) Tage x 46,- € (Bedarfslücke eines 6-jährigen Kindes) / 30 
=0,- € (kein Barunterhalt). 


Das Kindergeld ist im Fall, dass Umgang gepflegt wird, auf beide 
Eltern aufzuteilen. Alles andere wäre ein Anreiz zur Entfremdung 


des Kindes, da auch ein überdurchschnittlich gut Verdienender die 
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Auffassung vertreten kann, dass sein Kind - finanziell betrachtet - 
wie die Mehrzahl der Kinder aufwachsen soll, weil dies aus seiner 
Sicht kindeswohldienlich ist. Was objektiv - finanziell gesehen - 
Kindeswohl ist, ist schlichtweg nicht feststellbar, aber zumindest 
wird so der Streit reduziert. Denn negatives bzw. nicht 
kindeswohlförderliches Verhalten des Elternteils mit geringerem 
Verdienst wird hierdurch nicht honoriert, indem plötzlich mehr 


Barunterhalt zu zahlen ist, als vor der Trennung. 


Die Kosten der Unterkunft brauchen hierbei nicht berücksichtigt 
werden, da diese in beiden Haushalten gleichermaßen entstehen, 
selbst bei ungleich langen Aufenthalten. Die Düsseldorfer 
Streitwerttabelle beinhaltet folglich völlig unrealistische Beträge, 
die weit an der Realität und dem GG vorbeigehen. Lediglich, 
wenn ein Elternteil gar keinen Umgang pflegt, könnten die Hälfte 
der zusätzlichen Kosten der Kosten der Unterkunft für das Kind 
hinzukommen und das Kindergeld ausschließlich dem 


alleinerziehenden Elternteil zustehen. 


Die Berechnung wäre demnach: 
Bedarfslücke + (1/Personen des Haushalts x KdU) = Zahlbetrag. 


Beispiel für ein 6-Jähriges Kind im Haushalt mit 3 Personen und 
600,- € Miete: 


46,- Euro + (1/3 x 600,-) = 246,- Euro Barunterhalt. 


Schließlich haben sich Eltern mit einer Partnerschaft und einem 
Kind nicht automatisch für eine finanzielle 
Einstehensgemeinschaft dem anderen Elternteil gegenüber 
entschieden, sondern lediglich für das gemeinsame Kind. Selbst 
die Entscheidung für oder gegen ein Kind wird ja nicht immer von 
beiden Eltern getroffen. Oftmals werden zudem bewusst die 
gesetzlichen Vorteile einer Ehe, wie Steuervorteile, nicht in 
Anspruch genommen, weil die Partner noch oder gerade nicht 


bereit sind, finanziell füreinander einzustehen. 


Die „YaPanBri-Tabelle“ ist selbst nach derzeitiger Rechtslage 
geeignet, die Düsseldorfer Tabelle sofort abzulösen. Wir 
empfehlen jedoch, eine zusätzliche Strafe einzuführen, sollte ein 
Elternteil absichtlich seiner Naturalunterhaltsverpflichtung, das 


heißt, seinen Erziehungspflichten, nicht nachkommen. 
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Künstliche Bedarfsgemeinschaft 


Die Anspruchsgrundlage für das Arbeitslosengeld II, welche eine 
Bedarfsgemeinschaft in großen Teilen definiert, ergibt sich aus $ 7 
SGB II. Insbesondere regeln die Abs. 3 und 3a, ab wann eine 
Bedarfsgemeinschaft (Einstehensgemeinschaft) begründet wird. 
Eine „künstliche“ Bedarfsgemeinschaft liegt also vor, wenn ein 
wechselseitiger Wille vorliegt, Verantwortung füreinander zu 
tragen und füreinander einzustehen. Im Rahmen des Konstrukts 
der Ehe kann es finanzielle steuerliche Anreize geben. Im 
Gegenzug müssen die Ehepartner aber füreinander finanziell 
einstehen. Der Bund der Ehe ist freiwillig. Viele Partner 
entscheiden sich jedoch bewusst gegen die Ehe, weil für sie Liebe 
unter anderem auch finanzielle Unabhängigkeit voraussetzt. Die 
Liebe oder das Bedürfnis nach Zweisamkeit - wie auch immer wir 
es nennen möchten - soll nicht geschmälert werden von 
materieller Abhängigkeit. Dennoch wird eine zu erbringende 
Beweislastumkehr gesetzlich vorgeschrieben, die in der Praxis 
ohnehin nicht durchsetzbar ist. Denn mit dem Köder des 
Zusammenlebens von einem Jahr oder eines gemeinsamen 
Kindes, sollen fortan die Partner ihr Liebesglück nicht mehr leben 
dürfen. Partner und Eltern trennen sich, allein in dem Wissen, dass 
es ein hoher Verlust ist, den sie dem anderen nicht zumuten 


möchten oder selbst nicht erleiden wollen. Der Gesetzgeber 


mischt sich damit mittelbar in die intimsten Belange der 
Lebensbestimmung von Menschen ein. Aus dem Zwang heraus 
können Partner jedoch zwei Wohnsitze beziehen und die 
Kinderbetreuung individuell regeln. Dadurch lassen sich die 
Haushaltskassen der bisher noch künstlichen 
Bedarfsgemeinschaften wesentlich steigern. Mit Kenntnis der 
aktuellen Gesetze und dem Bewusstsein für die eigenen 
Lebensvorstellungen, dass Kinder und Liebende sich von den 
aktuellen staatlichen Zwängen befreien können, ist die künstliche 
Bedarfsgemeinschaft gar eine Kostenfalle für den Staat selbst 
geworden. Alternativen zu finden, wie sie zum Beispiel im 
bedingungslosen Grundeinkommen oder der Elternversicherung 
liegen könnten sind zwangsweise und logische Folgen hiervon. 
Auf diese Themen wird in diesem Buch allerdings nicht weiter 


eingegangen. 


Anhand folgender Tabellen lassen sich die finanziellen Folgen von 
Partnerschaften verdeutlichen, auch wenn sie intendierten, 
finanziell nicht füreinander einstehen zu wollen. Dem gegenüber 


ungeachtet greift auch hier das finanzielle Optimummodell s.o. 
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Beispiel Unterschiedsbetragsberechnung: 


1 Kind - 12 Jahre, getrennt, beide Eltern mit Einkommen, 
zwei Haushalte, ein festgelegter Lebensmittelpunkt des Kindes 


| nern, | | em 
Nettoeinkommen: Nettoeinkommen: 
1500 € 1500 € 
Unterhalt: |+343 € Unterhalt 
Düsseldorfer 
Tabelle 
Gesamteinkommen Gesamteinkommen 


M: 2031 € sv 11S7€ 


Unterschiedsbetrag durch Kindesentziehung (Einkommen ,„M“ — 
Einkommen „V“=) 





Der Unterschiedsbetrag müsste die Kosten des Kindes decken und 
nicht übersteigen. Die tatsächlichen Kosten für ein Kind (siehe 
Tabelle Unterschiedsbetragsberechnung) müssten demnach bei 
874,- Euro liegen, damit der Unterhaltsbetrag fair ist. Vielfach 
wird angenommen, dass lediglich ein Geldvorteil in Höhe des 
Unterhaltes von 343,- Euro erhalten werden kann. Real gesehen 


besteht jedoch ein Vorteil von 874,- Euro und der 


Unterhaltspflichtige hat zudem faktische Betreuungskosten des 
Umganges zu tragen. Das bedeutet, dass Streit unausweichlich ist. 
Der Kampf um das Kind lohnt sich folglich für den Staat. Im Fall 
des Leistungsbezuges nach dem SGB II (Hartz IV) würden für ein 
12-jähriges Kind 267,- Euro gezahlt werden, wobei dieser Betrag 
anteilig entsprechend der Erziehung in zum Beispiel 24/30 = 
213,60 € und 6/30 = 53,40 € aufgeteilt werden würde, bei dem 
weit verbreiteten Wochenendumgang. Wohnraum müssen beide 
Elternteile zur Verfügung stellen. Auch das Jobcenter würde 
beiden Elternteilen im Fall der Hilfebedürftigkeit Wohnraum für 
eine Zwei-Personen-Bedarfsgemeinschaft gewähren müssen. 
Seltsam ist, dass der Sieger des Streits nicht nur 213,60 Euro mehr 
als der andere Elternteil haben soll, sondern gleich 874,- Euro. Die 
„Düsseldorfer Tabelle“ richtet sich nach dem Einkommen der 
Eltern und das Kind soll am Vermögen seiner Eltern teilhaben 
können. Außerdem ist es ja auch eine Zumutung für die Elternteile 
und Behörden, Quittungen aufzuheben bzw. diese dann zu 
verwalten, so dass die Kosten lieber geschätzt werden, damit alle 
Beteiligten ein gutes Gewissen behalten können, dass das Geld 
allein dem Kind zu Gute kommt. Wenn es denn nur auch so wäre. 
Der Naturalunterhalt des Elternteils, bei dem das Kind 
hauptsächlich in Obhut ist, wird hier nicht aufgelistet bzw. dem 
Kindesbedarf hinzugefügt. Diese Unterschiedsbeträge sind dem 
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Staat aber hinreichend bekannt. Die „Düsseldorfer 
Tabelle“ berücksichtigt im Konzept zwar diesen Erziehungsanteil 
des Elternteils, der das Kind hauptsächlich erzieht. Allerdings 
wird genau dadurch ein Anreiz für die Entfremdung und für die 
Weigerung zur Teilung der Sorge geschaffen. Die BT Drucksache 
zur Kindschaftsrechtsreform 1998 13/4899 zeigt dies deutlich auf 
(BT Drucksache zur Kinderrechtsreform 1998 13/4899, S. 58 ff.; 
62 ff.). Die Mütter teilen die Sorge meist nicht aus Angst vor 
Verlust des Unterhaltes. Diese Angst ist unbegründet, wie wir 


aufzeigen werden. 


Rechenbeispiel I: Künstliche Bedarfsgemeinschaft ohne 
Einkommen und ohne Kind 





kein Kind, kein Einkommen, verpartnert, 


zwei Haushalte 





Partner ,„M“ 


Partner ,„V“ 








Regelbedarf Alg| +399 € Regelbedarf Alg | +399 € 
II (8 20 SGB MD) II ($ 20 SGB MD) 
Bruttowarmmiete: | +411 € Bruttowarmmiete: | +411€ 
Bedarf für eine Bedarf für eine 

Person ($ 22 SGB Person ($ 22 SGB 

II - Beispielmiete) II - Beispielmiete) 
Auszahlung Auszahlung 

vom Jobcenter: 810€ vom Jobcenter: | 810€ 











Finanzielle Mittel der Partner zusammen: 








1620 € 
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kein Kind, kein Einkommen, verpartnert, 
ein gemeinsamer Haushalt 





Partner ,„M“ 


Partner ,„V“ 








Regelbedarf Alg | +360 € Regelbedarf Alg | +360 € 
Il (8 20 SGB MD) II (8 20 SGB ID 
Bruttowarmmiete: | +250 € Bedarf für Bruttowarmmiete: | +250 € 

zwei Personen 

($22SGB II - 

Beispielmiete) 

500€ /2 

Auszahlung Auszahlung 
vom Jobcenter: | 610€ vom Jobcenter: | 610€ 











Finanzielle Mittel der Partner zusammen: 





1220 € 














kein Kind, keine Einkommen, verpartnert, ein gemeinsamer 
Haushalt, aber mit Trennungserklärung 





Partner ,„M“ 


Partner ,„V“ 








Regelbedarf Alg | +399 € Regelbedarf Alg | +399 € 
II ($ 20 SGB I) II ($ 20 SGB I) 
Bruttowarmmiete: | +250€ |500/2 Bruttowarmmiete: | +250 € 
Bedarf für zwei Bedarf für zwei 
Personen ($ 22 Person ($ 22 SGB 

SGB II - I - Beispielmiete) 
Beispielmiete) 

Auszahlung Auszahlung 

vom Jobcenter: | 649 € vom Jobcenter: | 649 € 











Finanzielle Mittel der Partner zusammen: 








1298 € 

















Fazit Rechenbeispiel I: 


Künstliche Bedarfsgemeinschaft ohne 


Monatlicher Verlust 


durch „künstliche“ 














Einkommen und ohne Kind Bedarfsgemeinschaft 
Finanzielles Optimummodell 1620 € 0€ 
für Partner 

Partner in einem Haushalt 1220 € -403 € 
(spätestens nach einem Jahr 

ab dem Zusammenziehen - $ 

7 Abs. 3 Nr. 1SGB I) 

Partner wie o.a., aber mit 1298 € -327 € 


Trennungserklärung 
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Rechenbeispiel II: Künstliche Bedarfsgemeinschaft mit 
Einkommen und ohne Kind 





kein Kind, ein Einkommen, verpartnert, zwei Haushalte 





Partner ,„M“ 


Partner ,„V“ 





Regelbedarf Alg 
II ($ 20 SGB DM) 


3II€ 


Nettoeinkommen 


2200 € 





Bruttowarmmiete: 
Bedarf für eine 
Person ($ 22 SGB 
II - Beispielmiete) 
Auszahlung 

vom Jobcenter: 





alle 


810€ 


Einkommen: 





2200€ 





Finanzielle Mittel der Partner zusammen: 











3010 € 














kein Kind, ein Einkommen, verpartnert, 
zwei Haushalte 





Partner ,„M“ 


Partner ,„V“ 





Regelbedarf Alg 
II ($ 20 SGB I) 


+360 € 


Nettoeinkommen 


+2200€ 





Bruttowarmmiete 
Bedarf für zwei 
Personen ($ 22 
SGB 11 - 
Beispielmiete) 
Anrechnung 
Einkommen „V“ 
durch Jobcenter 
in Höhe von 1/2 


Auszahlung 
vom Jobcenter: 





+250 € 


-1100€ 


0€ 


500€ / 2 Pers. 





Bruttowarmmiete 


Einkommen: 





-250 € 


2200€ 





Finanzielle Mittel der Partner zusammen: 





2200 € 














kein Kind, ein Einkommen, verpartnert, 
ein Haushalt, aber Trennungserklärung 





Partner ,„M“ 


Partner ,„V“ 





Regelbedarf Alg 
II ($ 20 SGB D) 


+399 € 


Nettoeinkommen 


+2200 € 





Bruttowarmmiete 
Bedarf für zwei 
Personen ($ 22 
SGBI- 
Beispielmiete) 
Auszahlung 
vom Jobcenter: 





+250 € 


649 € 


500€ / 2 Pers. 





Bruttowarmmiete 


Einkommen: 





-250 € 


2200€ 





Finanzielle Mittel der Partner zusammen: 








2849 € 
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Fazit Rechenbeispiel I: Monatlicher Verlust 


durch „künstliche“ 
Künstliche Bedarfsgemeinschaft mit 








Einkommen und ohne Kind Bedarfsgemeinschaft 
Finanzielles Optimummodell 3010 € 0€ 
für Partner 

Partner in einem Haushalt 2200 € -810 € 


(spätestens nach einem Jahr 
ab dem Zusammenziehen - $ 
7 Abs.3 Nr. 1 SGB I) 








Partner wie o.a., aber mit 2849 € -161 € 
Trennungserklärung 














Vermögensgefährdung nach $ 1666 BGB 


Rechenbeispiel III: Künstliche Bedarfsgemeinschaft ohne 
Einkommen und mit Kind 





zwei Haushalte 


1 Kind mit 6 Jahren, kein Einkommen, verpartnert, 









































Partner ,„M“ Partner ,„V“ 
Regelbedarf Alg +399€ | Betreuungs | Regelbedarf Alg +399 € 
Il ($ 20 SGB ID) modell Il (8 20 SGB MD) 

50/50. 

Bruttowarmmiete | +500 € Bruttowarmmiete +500 € 
Bedarf für zwei Bedarf für zwei 
Personen ($ 22 Personen ($ 22 
SGB Il - SGB II - 
Beispielmiete) Beispielmiete) 
Regelbedarf +117 € 234 /2 Regelbedarf + 117€ 
Sozialgeld 819 Sozialgeld 819 
1.V.m. $23 SGB II 1.V.m. $23 SGB II 
Mehrbedarf +72€ 144 /2 Mehrbedarf + 72€ 
Alleinerziehung Alleinerziehung 
821 Abs. 3 SGB 821 Abs. 3 SGB 
11 11 
Kindergeld -188€ | Wird einem 

Elternteil 

zugeordnet 

mit 100% 

Anrechnung 

auf Alg II 
Auszahlung 900 € Auszahlung 1088 € 
vom Jobcenter: vom Jobcenter 
Einkommen 1088 € Einkommen 1088 € 

Finanzielle Mittel der Partner zusammen: 
2176 € 
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Ehe oder Partnerschaft ohne Einkommen und mit Kind - ein 


Haushalt: 





1 Kind mit 6 Jahren, kein Einkommen, 
verpartnert/verheiratet ein Haushalt 





Partner ,„M“ 


Partner ,„V“ 























Finanzielle Mittel der Partner zusammen: 





Regelbedarf Alg +360 € Betreuungs Regelbedarf Alg +360 € 
Il ($ 20 SGB ID) modell Il ($ 20 SGB ID) 
50/50. 

Bruttowarmmiete | +295 € Bruttowarmmiete +295 € 
Bedarf für zwei Bedarf für zwei 
Personen ($ 22 Personen ($ 22 
SGB 1 - SGB II - 
Beispielmiete) Beispielmiete) 
Regelbedarf +117 € 234 /2 Regelbedarf +117 € 
Sozialgeld 819 Sozialgeld 819 
1.V.m. $23 SGB II 1.V.m. $23 SGB II 
Mehrbedarf 0€ 144 /2 Mehrbedarf 0€ 
Alleinerziehung Alleinerziehung 
$21 Abs. 3 SGB $21 Abs. 3 SGB 
1 11 
Kindergeld -188€ | Wird einem 

Elternteil 

zugeordnet 

mit 100% 

Anrechnung 

auf Alg II 
Auszahlung 584 € Auszahlung IT € 
vom Jobcenter: vom Jobcenter 
Einkommen TIT2€ Einkommen TT2E 











1544 € 














Fazit Rechenbeispiel III: Monatlicher Verlust 


durch „künstliche“ 
Ehe oder Partnerschaft ohne Einkommen 


und mit Kind - ein Haushalt Bedarfsgemeinschaft 





Finanzielles Optimummodell | 2176€ 0 €* 
für Partner / Ehe 








Partner in einem Haushalt 
(spätestens nach einem Jahr 1544 € -632 € 
ab dem Zusammenziehen - $ 
7 Abs. 3 Nr. 1SGB I) 











*Umgangskosten werden vom Jobcenter bezahlt. 
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Rechenbeispiel IV: Ehe ohne Einkommen und mit Kind - 


zwei Haushalte 





1 Kind mit 6 Jahren, ein Einkommen, 


getrennt zwei Haushalte 





Partner ,„M“ 


Partner ,„V“ 





Regelbedarf Alg 
II ($ 20 SGB ID) 


+399 € 


Unterhaltsrele- 
vantes 
Nettoeinkommen 


+1400 € 





Bruttowarmmiete 
Bedarf für zwei 
Personen ($ 22 
SGB II - 
Beispielmiete) 


+500 € 





Regelbedarf 
Sozialgeld $19 
1.V.m. $23 SGB II 


+234 € 





Mehrbedarf 
Alleinerziehung 
$21 Abs. 3 SGB 
I 


+144 € 





Kindergeld 


Kindesunterhalt 


Auszahlung 
vom Jobcenter: 


Einkommen 





-188 € 


- 272€ 


817€ 


PER 


100% 
Anrechnung 
auf Alg II 
100% 
Anrechnung 
auf Alg II 





Kindesunterhalt 


Einkommen 


Finanzielle Mittel der Partner zusammen: 





- 272€ 


1128 € 











2405 € 














1 Kind mit 6 Jahren, ein Einkommen, 
getrennt zwei Haushalte 























Partner ,„M“ Partner ,„V“ 
Regelbedarf Alg +399 € Standard Unterhaltsrelevan | +1400 € 
II ($ 20 SGB MD Wochenendu | tes 

mgang alle | Nettoeinkommen 
14 Tage 
Bruttowarmmiete | +500 € 
Bedarf für zwei 
Personen ($ 22 
SGBI- 
Beispielmiete) 
Regelbedarf +187€ | 24/30 Tage 
Sozialgeld $19 von 234€ 
1.V.m. $23 SGB II 
Mehrbedarf +115€ | 24/30 Tage 
Alleinerziehung von 144 € 
$21 Abs. 3 SGB 
I 
Kindergeld -188 € | 100% 
Anrechnung 
auf Alg II 
Kindesunterhalt -272€ | 100% Kindesunterhalt - 272€ 
Anrechnung 
auf Alg II 
Auszahlung 741€ 
vom Jobcenter: 
Einkommen 1201 € Einkommen 1128 € 








Finanzielle Mittel der Partner zusammen: 











2329 € 
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1 Kind mit 6 Jahren, ein Einkommen, 
getrennt zwei Haushalte 





Partner ,„M“ 


Partner ,„V“ 

















Regelbedarf Alg +399 € | Finanzielles | Unterhaltsrelevan | +1400 € 
II ($ 20 SGB D) Optimum -|tes 
Modell Nettoeinkommen 
Bruttowarmmiete | +500 € 
Bedarf für zwei 
Personen ($ 22 
SGB II - 
Beispielmiete) 
Regelbedarf +109€ | 14/30 Tage 
Sozialgeld $19 von 234 € 
1.V.m. $23 SGB II 
Mehrbedarf +67€ | 14/30 Tage 
Alleinerziehung von 144 € 
$21 Abs. 3 SGB 
I 
Kindergeld 0€ Kindergeld 188 € 
Kindesunterhalt - 272€ | 100% Unterhaltsvor- 180 € 
Anrechnung | schuss fürs Kind 
auf Alg II 
Auszahlung 1075 € 
vom Jobcenter: 
Einkommen 1201 € Einkommen 1768 € 








Finanzielle Mittel der Partner zusammen: 














2843 € 














1 Kind mit 6 Jahren, ein Einkommen, 
verpartnert oder Ehe, ein Haushalt 





Partner ,„M“ 


Partner ,„V“ 

















Regelbedarf Alg | 718€ 90 % der | Nettoeinkommen | 1500 € 
II ($ 20 SGB II / Regelsätze 2 
x 399 € x 
0,9) 
Bruttowarm- 590 € 
miete: 
Bedarf für drei 
Personen ($ 22 
SGB I - 
Beispielmiete) 
Regelbedarf 234 € 
Sozialgeld 819 
1.V.m. $23 SGB II 
Mehrbedarf 0€ 
Alleinerziehung 
$21 Abs. 3 SGB 
I 
Kindergeld -185€ | 100% Kindergeld 188 € 
Anrechnung 
auf Alg II 
Kindesunterhalt - 272€ | 100% Unterhaltsvor- 180 € 
Anrechnung | schuss fürs Kind 
auf Alg II 
Auszahlung 
vom Jobcenter: | 184€ 
Einkommensan | -1170€ Einkommen 1688 € 


rechnung des 
N 








Finanzielle Mittel der Partner zusammen: 














1872 € 
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Fazit Rechenbeispiel IV: 


Monatlicher Verlust 
durch „künstliche“ 


Bedarfsgemeinschaft 





Finanzielles Optimummodell 
für das Kind (14 Tage 
Betreuung durch Person ohne 
Einkommen und 16 Tage 
Betreuung durch Person mit 
Einkommen) 


2843 € 


0€* 





Wochenendumgangsmodell 
alle 14 Tage (übliche 
Rechtspraxis und politisch 
favorisiert) 


232I€ 


-514€ 





kaum oder kein Umgang 


2405 € 


- 438€ 








Verpartnert oder Ehe 





1872 € 





- 971€ 





*Umgangskosten werden vom Jobcenter bezahlt. 





Rechenbeispiel V: künstliche Bedarfsgemeinschaft mit 


Betreuungsunterhalt 





1 Kind mit 2 Jahren, ein Einkommen, getrennt, 


zwei Haushalte, kein Umgang 





Partner ,„M“ 


Partner ,„V“ 

















chnung des „V“ 
Bedarf i.H.v. 111€ 
überschritten 














(Selbstbehalt v. 


1200 €) 





Regelbedarf Alg| +399 € unterhalts- +2350 € 
II($ 20SGB II / relevantes 
Nettoeinkomme 
n 
Bruttowarm- +450 € 
miete: Bedarf für 
zwei Personen ($ 
22 SGB I - 
Beispielmiete) 
Regelbedarf +234 € 
Sozialgeld 819 
1.V.m. $23 SGB Il 
Mehrbedarf +144 € 
Alleinerziehung 
$21Abs. 3 SGB II 
Kindergeld -188 € | 100% Kindergeld 0€ 
Anrechnung 
auf Alg II 
Kindesunterhalt -272€ | Regelmäßig Kindesunterhalt | -272 € 
100% 
Anrechnung 
auf Alg II 
Betreuungs- -878€ | ** Betreuungs- -878 € 
unterhalt unterhalt 
vom Jobcenter: 0€ 
Einkommensanre | 1338 € Einkommen 1200 € 
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Finanzielle Mittel der Partner zusammen: 





2538 € 














** Berechnung Betreuungsunterhalt: 

23590€-2728©x3/7=891€ 

272€ +891 €=1163 € 

1163 € - 2350 €= 1187 € 

Selbstbehalt (bei Betreuungsunterhalt v. 1200 €) -folgt Zahlbetrag i.H.v. 878€ 





1 Kind mit 2 Jahren, ein Einkommen, getrennt, 


zwei Haushalte, (Wochenendumgang alle 14 Tage) 





Partner ,„M“ 


Partner ,„V“ 




















Temporäre BG 24 Tage Temporäre BG 6 Tage 
Regelbedarf Alg | +399 € unterhalts- +2350 € 
II($ 20SGB I / relevantes 

Netto- 
einkommen 
Bruttowarm- +450 € 
miete: Bedarf für 
zwei Personen ($ 
22 SGB I - 
Beispielmiete) 
Regelbedarf +187€ 
Sozialgeld 819 
1.V.m. $23 SGB II 
Mehrbedarf +115 € 
Alleinerziehung 
$21Abs. 3SGB I 
Kindergeld -188€ | 100% Kindergeld 0€ 
Anrechnung 
auf Alg II 
Kindesunterhalt -272€ | Regelmäßig Kindesunterhalt | -272 € 
100% 
Anrechnung 
auf Alg II 
Betreuungs- -878€ | ** Betreuungs- -878 € 
unterhalt unterhalt 
Einkommen vom 0€ 
Jobcenter: 
Einkommens- 1338 € Einkommen 1200 € 
anrechnung des (Selbstbehalt v. 
„V“ Bedarf 1.H.v. 1200 €) 
187€ 
überschritten 


Finanzielle Mittel der Partner zusammen: 
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2538 € 

















** Berechnung Betreuungsunterhalt: 

2350€-2728©x3/7=891€ 

272€ +891 €=1163 € 

1163 € - 2350 €= 1187 € 

Selbstbehalt (bei Betreuungsunterhalt v. 1200 €) -folgt Zahlbetrag i1.H.v. 878€ 





1 Kind mit 2 Jahren, ein Einkommen, getrennt, 
zwei Haushalte (Wochenendumgang alle 14 Tage) 











Partner ,„M“ Partner ,„V“ 
Temporäre BG 14 Tage Temporäre BG 16 Tage 
Regelbedarf Alg| +399 € unterhalts- +2350 € 

II($ 20 SGB II / relevantes 
Nettoeinkomme 
n 

Bruttowarm- +450 € 


miete: Bedarf für 
zwei Personen ($ 
22 SGB I - 
Beispielmiete) 





Regelbedarf +109€ 
Sozialgeld 819 
1.V.m. $23 SGB II 























Mehrbedarf -67 € 
Alleinerziehung 
$21Abs. 3SGB II 
Kindergeld 0€ Kindergeld +188 € 
Kindesunterhalt 0€ | Unverschuldet | Kindesunterhalt 0€ 
unter 
Pfändungs- 
grenze 
Betreuungs- 0€ | Unter Betreuungs- 0€ 
unterhalt Selbstbezahlt unterhalt 
Einkommen vom | 1025 € Unterhalts- +133€ 
Jobcenter: vorschuss 
Einkommen 2671€ 
(Selbstbehalt v. 
1200 €) 
Finanzielle Mittel der Partner zusammen: 
3696 € 
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1 Kind mit 2 Jahren, ein Einkommen, 
verpartnert / verheiratet, ein Haushalt 





Partner ,„M“ 


Partner ,„V“ 





Regelbedarf Alg 
II ($ 20 SGB II / 


+718€ 


90 % der 
Regelsätze 2 x 
(399 € x 0,9) 


Unterhalts- 
relevantes 
Netto- 
einkommen 


+2350 € 





Bruttowarm- 
miete: Bedarf für 
drei Personen ($ 
22 SGB I - 
Beispielmiete) 


+50 € 





Regelbedarf 
Sozialgeld 819 
1.V.m. $23 SGB II 


+234 € 





Mehrbedarf 
Alleinerziehung 
$21 Abs. 35SGBIl 


0€ 





Kindergeld 


Anrechnung 
Einkommen ,„V“ 
Bedarf i.H.v. 666 
€ überschritten 
Auszahlung/Eink 
ommen vom 
Jobcenter: 





-188 € 


-2020 € 


0€ 


100% 
Anrechnung 
auf Alg II 





Kindergeld 


Einkommen 


Finanzielle Mittel der Partner zusammen: 





+188 € 


2538 € 











2538 € 





























Fazit Rechenbeispiel V: Monatlicher Verlust 
künstliche Bedarfsgemeinschaft + et } 
Betreuungsunterhalt VERUSEENSBeLL argung 
nach $ 1666 BGB 
Finanzielles Optimummodell | 3696 € 0€ 
für das Kind. (Umgangskosten 
14 Tage Betreuung durch werden zusätzlich vom 
Person ohne Einkommen und Jobcenter bezahlt) 
16 Tage Betreuung durch 
Person mit Einkommen 
Wochenendumgangsmodell 2538 € - 1158 € 
alle 14 Tage. (abzüglich der 
übliche Rechtspraxis und Umgangskosten) 
politisch favorisiert. 
kaum oder kein Umgang 2538 € - 1158 € 
(keine Umgangskosten) 
Verpartnert oder Ehe 2538 € -1158 € 
(keine Umgangs-kosten 
/ Im Fall der Ehe ist das 
Gesamteinkommen 








etwas höher bzw. der 
Verlust zum 
Optimummodell etwas 
niedriger, aufgrund des 
Steuervorteils.) 





Alle Tabellen sind aus Vereinfachungsgründen nicht 100 Prozent 


genau und berücksichtigen nicht alle Faktoren. So haben wir 


beispielsweise Rundungen auf ganze Zahlen vorgenommen. Zum 


Beispiel kann der Vorteil von Fördermöglichkeiten mehr als 


weitere 1000,- Euro betragen, die statt Jobcenter ein über ein 
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Einkommen verfügender Partner selbst würde zusätzlich leisten 
müssen (z. Bsp. Weiterbildungsmöglichkeit). Die Mieten sind 
annähernd angegeben, da sie variieren können. Ermäßigungen 
aufgrund des Leistungsbezuges (z. B. exakte unterhaltsrelevante 
Nettoeinkommensberechnung, GEZ-Befreiung) sind aus Gründen 
der Vereinfachung aus der Berechnung herausgehalten worden. 
Die Vereinfachungen sind in der Masse nicht relevant für das 
Ergebnis der Darstellungen bzw. den Aussagegehaltes der 
Tabellen. Vielmehr sollen Sie die Chance haben Ihren Einzelfall 
besser berechnen zu können. In Bezug auf den 
Unterhaltsvorschuss bei Elternteilen mit Einkommen und dem 
unterhaltspflichtigen Elternteil ohne Einkommen wird in der 
Regel auch dieser Unterhaltsvorschuss gewährt, weil es nicht 


einkommensabhängig ist, wer das Kind betreut. 


Die wenigen Fälle, in denen der Unterhalt nicht zu 100% auf Alg 
II angerechnet wird, werden hier außen vor gelassen. In der Regel 


stellt sich die Vermögensgefährdung dann nur noch stärker heraus. 


Gesamtfazit Berechnungsbeispiele 


Auffällig ist in Bezug auf die „Düsseldorfer Tabelle“, dass der 
gezahlte Unterhalt beim Kind de facto nicht in voller Höhe 
eingehen kann. Damit kann er auch nicht real für das Kind 
aufgewendet werden. Es kann bezweifelt werden, dass das Kind 
mit seinem Einkommen den Bedarf des Elternteils reduzieren 
möchte, der Sozialleistungen bezieht, da das Kind auch bei 
höheren Unterhaltszahlungen nicht am Lebensstandard des 
unterhaltspflichtigen Elternteils partizipieren kann und die 
Verwendung Recht der Eltern, nicht des Staates ist. Hintergrund 
ist, dass der unterhaltspflichtige Elternteil den eigenen 
Lebensstandard ans Kind weitergeben soll, zusätzlich zum 
Kindesunterhalt. Somit ergibt sich eine Unterhaltspflicht von mehr 
als 100 Prozente Demnach ist die „Düsseldorfer 
Tabelle“ erwiesenermaßen falsch. Folglich kann lediglich der 
Naturalunterhalt als primäre Absicherung des Kindes angezeigt 
sein, da nur dieser einen objektiv höheren Bar- und 
Naturalunterhalt bzw. Lebensstandard des Kindes ermöglichen 


kann. 
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Kapitel 7 


Erste-Hilfe Leitfaden bei Trennung 


Grundsätze, wie lassen Sie es nicht eskalieren und holen Sie sich 
Rat und sofort Hilfe setzen wir voraus. Einschlägige Hilfe finden 
Sie nicht nur bei uns, sondern auch unter den entsprechenden 
Schlagwörtern im Internet. Beachten Sie, dass ein 
kindeswohlschädigendes Verhalten und die Eskalation von Streit 
in der Regel aufgrund des sogenannten „Zerrüttungsprinzips“ 
keine Relevanz für den Richter hat, auch wenn es schwer 
vorstellbar ist. Vielmehr wird das Gericht fast immer für den 
Elternteil entscheiden, welches das Kind erfolgreicher entzieht 
und begründet es mit dem sogenannten „Kontinuitätsprinzip“, 


auch wenn es belegbar rechtswidrig ist. 
Variante A: 
Sie haben die gemeinsame Sorge: 
l. Nicht aus der gemeinsamen Wohnung ziehen! Nicht den 
anderen das Kind mitnehmen lassen! 


2. Sie versuchen die Regelung des „finanziellen 


Optimummodells“ oder der Betreuung 50/50 zu 


vereinbaren. Nutzen Sie dazu auch die hier enthaltene 
Mustervorlage der Elternvereinbarung. 

. Keinen Unterhaltstitel unterschreiben, Sie unterwerfen sich 
sonst der sofortigen Vollstreckung und sie hätten damit den 
Grundstein gelegt weniger Betreuung zu leisten als der 
andere Elternteil, womit die „Kontinuität“ belegbar wird. 
Begründung ist, dass sie das Kind genauso viel betreuen. 

. Sie müssen wissen, dass der andere Elternteil, das Kind 
nicht entziehen darf, auch nicht teilweise. Oft raten 
Jugendämter, Anwälte und Co. dazu einen 
Lebensmittelpunkt bei der Mutter für das zu bilden. Dies ist 
ein großer Fehler, denn zum einen ist dies nicht 
kindeswohlentsprechend und zum anderen wird dieser 
Person dann das sog. „Kontinuitätsprinzip“ zuteil, dass zwar 
kaum kindeswohlrelevant ist, aber in der Regel die 
Entscheidungsgrundlage des Gerichtes bildet. 

. Bei Entziehung wird häufig verlangt einen Antrag auf 
Umgang bei Gericht zu stellen, um eine Regelung zu 
finden. Dies ist dann bereits ein Totalschaden für das Kind 
und auch für Sie. Durch den Umgangsbeschluss werden Sie 
ihr Kind zwar sehen, aber erst einmal nicht zu 50/50. Damit 
steht der Barunterhalt fest und Sie als 


Unterhaltsverpflichteter. Vielmehr kann ebenso das Kind 
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entzogen werden und der andere Elternteil muss den Antrag 
auf Umgang stellen mit der Folge, dass Sie nach Feststehen 
des Umgangsbeschlusses kulant trotzdem das Modell 50/50 


fahren können. 


Variante B: 


Sie haben keine gemeinsame Sorge: 


1. Nicht aus der etwaigen gemeinsamen Wohnung ziehen! 

2. Erst und sofort einen Sorgeantrag stellen auf die 
gemeinsame Sorge und dann das Kontinuitätsprinzip 
sichern! 

3. Sie stellen den Unterhalt ein, weil Sie das Kind jetzt 
ebenfalls gleichteilig betreuen, notfalls auch gegen den 
Willen des anderen Elternteils. 


4. Nun machen Sie weiter wie bei Variante A 


Variante C: 


Sollten Sie keine Wahl mehr haben, sollten Sie den steinigen Weg 
gehen und nutzen dazu unsere Musteranträge, den 
Gerichtsleitfaden und die Erläuterungen des Buches als 
Unterstützung. Seien Sie darauf gefasst, dass sie auch mehrere 
Instanzen gehen müssen. Aufgrund einer sinnvollen Ablehnung 
von Gutachten und das Einbringen von Beiständen statt Anwälten 


bleiben die Kosten überschaubar. 


221 


Kapitel 8 


Elternvereinbarung 


Wir, Da ae Be Be a ar ar a a ar er er re er er ee er ee 


Das Kr Be a a a rer er ee re er re er ee re 


(Mutter), 


EI IE NO. an rer seiinneeeurnkeee ‚treffen 
nachfolgende Vereinbarung, um unsere elterliche Verantwortung 
gemeinsam wahrzunehmen und die Zukunft unseres Kindes/ 


unserer Kinder zu sichern (gemeinsame Sorgeerklärung). 


Wir ’erkennen; :d3s8 Asse uns 
beide als Elternteile braucht/ brauchen und ihrem/ seinem Wohl 
am besten gedient ist, wenn wir in Fragen der Erziehung 


zusammenarbeiten. 


1. Der Lebensschwerpunkt/ Hauptwohnsitz 


ist/ sind bei der Mutter/ beim Vater. 


Der Zweitwohnsitz von 


zu den folgenden Zeiten, bei der Mutter/ dem Vater. 


(Wochentage/ Wochenenden) 


Abholen/ Zurückbringen beim Wechsel des Hauses: 


Ferienregelung: 


Winterferien 


Osterferien 


Pfingstferien 


Sommerferien 


DIEERTIIEIIIE III 


Weihnachtsferien 
ER Diss 
VON eneraussnrere Disaanseeae 
VOR Diss 
VO Diss 
VO seele Dis ee 
Herbstferien DM — Kan 
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5. Feiertage/ Familienfeste u.ä. 


Heiligabend 


Da ae Ir I a ar 


1. Weihnachtstag 


Dac ae IR ae a 


2. Weihnachtstag 


Due Be a a 


Silvester 


Dac ae BR a a a re 


Neujahrstag 


Due Be a ae a a 


Ostern 


Dac Be Be a ae a re 


Pfingsten 


Due Ie Be ae a a er 


Geburtstag des Knds „ee 


Da ae Be ae a a ae a 


Sorenneeneeeeerener nennen .. 


Dac ae BR a ar Be 


Dac ae IR ae a ae re 


Soneeneeenee een nenn ee 


Pac Be SE a a ee er ee er ee ee er er 


6. Kontakte zu Großeltern/ Verwandten und anderer wichtiger 


Bezugspersonen 


7. Telefonzeiten des Kindes/ der Kinder 


8. Vorschulische und schulische Erziehung 


9. Religiöse Erziehung 
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10.Ärztliche und zahnärztliche Versorgung/ Versorgung bei 


Krankheit 


11.Kulturelle und sportliche Aktivitäten außerhalb der Schule. 


Wer trägt die Verantwortung und Kosten. 


12.Taschengeld vom Vater/ von der Mutter monatlich 


für. ziel) | | ee € 
ECHTEN 

für. en —— Ken € 
EEE ELLE EEE 

für aan. — e 


Soneenneeneeeenee nennen nee. 


13.Anschaffungen für 


Kleidung/ Schule/ Einrichtungen 


14.Errichtung/ Führung eines Kinderkontos 
(gespeist z.B. durch das Kindergeld, Einzahlungen der Eltern, 
Großeltern etc., aus dem die Punkte 11. — 13. mit- finanziert 


werden. 


15.Abschluss einer Ausbildungsversicherung 


16.Wir verzichten gegenseitig auf Betreuungsunterhalt. In Bezug 
auf den Kindesunterhalt vereinbaren wir statt einer Geldrente 


den Naturalunterhalt. 


17.Im Fall, dass ein Dritter eine Unterhaltszahlung, welcher Art 
und Weise für einen unserer Familienbande bestimmen möchte, 
teilen wir die Betreuungszeiten nach dem „finanziellen 
Optimummodell“ entsprechend des Buches 
„Kindeswohlgefährdung per Gesetz“ auf, um unseren Sohn 
neben der Betreuung durch beide Eltern den besten finanziellen 
Rahmen zu ermöglichen. Alle anderen Punkte dieser 
Vereinbarung sind dann, wenn nötig, nachrangig. Wir möchten 


damit eine finanzielle Verflochtenheit, auch über das Kind, 
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legal völlig ausschließen. In der Folge erhalten wir oder 


zumindest beinahe eine Betreuung 50/50. 


18.Die Kosten für die Aufwendungen, um den Umgang wahr zu 
nehmen werden hälftig getragen. Alternativ wird jeder 
Elternteil für die Wahrnehmung des Umganges sorgen und evtl. 


Reisen auf sich nehmen. 


19.Falls einer oder mehrere Bestandteile dieser Vereinbarung aus 
irgendwelchen Gründen geändert werden oder wegfallen, so 
bleiben die anderen Punkte davon unberührt gültig und in 
Kraft. Die Vereinbarung kann mit Zustimmung der Eltern 


geändert werden. Die Änderung bedarf der Schriftform 


20.Weitere Vereinbarungen 


Wir vereinbaren außerdem, Änderungen rechtzeitig abzusprechen. 
Wird eine Einigung der Eltern schwierig, nehmen wir eine 


Mediation in Anspruch. 


Diese Vereinbarungen gelten VOR: : male 


|) RR ARSENER TRIRED RER ONEEERDNDE und werden dann überprüft. 

Diese Vereinbarung enthält ...... Seite/n als Anlage/n. 

Damm 0000er REeREEREE RESET 
Lnterschrift.des Yale. —— deine 
Unterschrittder Miller —_—aiueeeeedeken 
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Die Elternvereinbarung ist auch als Vorlage für ein 


Streitbeilegungsprozedere geeignet. 


Um die gröbsten Rosenkriege zu vermeiden, wäre es notwendig, 
dass gesetzlich geregelt wird, dass die Eltern im Trennungsfall vor 
dem gerichtlichen Verfahren ein Schlichtungsverfahren 
durchführen, bei dem die wesentlichen Punkte, bei denen es 
unterschiedliche Auffassungen gibt, auf den Tisch kommen und 
mit den Schlichtern einem Mann und einer Frau, mediativ diese 
Punkte behandeln. Wichtig ist dabei auch, dass den Eltern die 
Kosten des streitigen Verfahrens mit seinen Folgen erläutert wird 
und dann Vorschläge zur Neuregelung der Familie und deren 
Zukunft in einer verbindlichen Elternvereinbarung schriftlich 
niedergelegt werden. Das spart Zeit, Kraft, Nerven, viel Geld und 
ist ein Schritt dazu, dass das Kind nicht zerrissen wird. Eine 


solche Schlichtung kann bereits jetzt eingerichtet werden. 


Muster: Sorgerechtsantrag 


Vor- und Zuname, Straße Hausnr., PLZ Ort 
Familiengericht Stadt, Datum 
Straße Hausnr. 


PLZ Ort 


Antrag auf Feststellung der gemeinsamen Sorge 


Herrn/Frau Vor- und Zuname 


Straße Hausnr., PLZ Ort = 
Antragsteller/Antragstellerin- 


und 


Herrn/Frau Vor- und Zuname 


Straße Hausnr., PLZ Ort -Beteiligter- 

für 

das Kind 

Vor- und Zuname, geb. am -Schutzbedürftiger- 


Straße Hausnr. PLZ Ort 
(Bei der Doppelresidenz beide Wohnorte angeben) 


Hiermit beantrage ich: 
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1. die Übertragung der Sorge auf beide Eltern, gem. $ 1626 a 
BGB, 


2. (ggfls.) die Bestellung des Herrn/Frau - xxx -, gem. $ 12, S. 
3 FamFG in Verbindung mit Art. 6 (3) c EMRK und Art. 
103 GG, als Beistand des Antragstellers und des Kindes, 


3. für den Fall der Ablehnung des Tenorpunktes 2. die 
Aussetzung des Verfahrens und die Herbeiführung einer 
verfassungsgerichtlichen Überprüfung des Verstoßes von 88 
10 und 12 FamFG gegen Art. 103 GG und Art. 6 (3) c 
EMRK, 


4. Verfahrenskostenhilfe wegen Leistungsunfähigkeit. 


Begründung: 


Die Eltern sind die leiblichen Eltern des Kindes (geboren am, 
Ort). Die Eltern sind nicht miteinander verheiratet. Die Mutter übt 


das alleinige Sorgerecht aus. 


Kraft Zeugung erhält das Kind Persönlichkeitseigenschaften von 
beiden Eltern, die die Gesetzmäßigkeiten seiner Entwicklung 
prägen. Auf der Grundlage des Art. 6 (2), S. 1 GG, die beiden 
Eltern das natürliche Recht und die ihnen zuvörderst obliegende 
Pflicht zu Pflege und Erziehung und damit dem Kind das 
natürliche Recht auf Pflege und Erziehung durch die Eltern 


garantiert, wird die Erziehung des Kindes in die primäre 


Verantwortung der Eltern gelegt. Hierbei ist Ausfluss dessen, das 
die Wahrnehmung der Sorge und der Pflege des Kindes, durch 
beide Eltern, als das gesetzliche Kindeswohl anzunehmen ist. Es 


sind keine Gründe ersichtlich, die entgegenstehen. 


Erst die Wahrnehmung des Sorgerechtes/der Sorgepflicht erzeugt 


den Kommunikationsbedarf mit der Kindesmutter. 


Die Übertragung des Sorgerechtes auf beide Eltern wird hiermit 


beantragt, um das gesetzliche Kindeswohl zu gewährleisten. 
Ich bitte um antragsgemäße Entscheidung. 


Im Übrigen verweise ich auf das Urteil vom Brandenburgischen 
Oberlandesgericht, 4. Senat für Familiensachen, vom 03.08.2015, 
13 UF 50/15. 


Optional: 


Der Antragsteller ist nicht in der Lage die Gerichtskosten zu 
tragen, aufgrund von Leistungsunfähigkeit. Ich bitte um 


Zustellung eines VKH-Formulars. 


Unterschrift 
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Muster: Antrag auf 50/50-Umgang 


Vor- und Zuname, Straße Hausnr., PLZ Ort 
Familiengericht Stadt, Datum 
Straße Hausnr. 


PLZ Ort 


Antrag auf hälftigen Betreuungsumgang mit dem Kind 


In dem Familienverfahren, betreffend das Kind 
Vor- und Zuname, geb. am -Schutzbedürftiger- 
Straße Hausnr. PLZ Ort 

Vater: Vor- und Zuname 

Straße Hausnr., PLZ Ort -Beteiligter- 

und 

Mutter: Vor- und Zuname 

Straße Hausnr., PLZ Ort -Beteiligte- 

wird beantragt: 


Die wechselseitige/paritätische Betreuung, unter 
Berücksichtigung des Vorrang- und 


Beschleunigungsgebotes gemäß $155 FamFG. 


Damit ist Folgendes zu regeln: 


1. die Regelung des Umgangs im Wege des sogenannten 
Wechselmodells, über die hälftige Betreuungszeit des 


Kindes, 


2. die Verteilung der jeweiligen Ferienzeit hälftig auf beide 


Eltern, 


3. Verfahrenskostenhilfe wegen Leistungsunfähigkeit. 


Begründung: 


Die Beteiligten sind die leiblichen Eltern des am Kindes (geboren 
am, wo). Beide Eltern üben das Sorgerecht aus. (Die Mutter übt 
die alleinige Sorge aus). Die Eltern haben beschlossen, sich auf 
der Paarebene zu trennen. Es besteht daher Bedarf, die 
Betreuungszeiten des Kindes zu regeln, da hierzu Uneinigkeit bei 
den Eltern vorliegt. Die beantragte Regelung des Umganges 


entspricht in vollem Umfang dem gesetzlichen Kindeswohl. 


Kraft Zeugung erhält das Kind ‚ius genesis“ die epigenetische 
Prägung beider Eltern, als Gesetzmäßigkeiten zur Steuerung 
seiner Gleichgewichtsbestrebungen in der Gemeinschaft. Auf der 
Grundlage dieser Prägungen entwickelt das Kind im Sinne des 
gesetzlichen Erziehungszieles, gem. $ 1 SGB VII seine 
gemeinschaftsfähige Persönlichkeit. 
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Die beantragte Regelung des Umganges dient daher der 
Gewährleistung einer gleichwertigen Verfügung des Kindes über 
das Erziehungsangebot beider Eltern. Die Eltern sind im Sinne 
ihrer persönlichen Weltanschauung und Persönlichkeit nicht 


gegeneinander austauschbar bzw. ersetzbar. 


Die Indizierung der kindlichen Persönlichkeitsentwicklung erfolgt 
durch Wahrnehmung des jeweiligen responsiven Verhaltens der 


Eltern, im Lichte der Auflagen des $ 1684 (2) BGB. 


Sämtliche Umstände zur Wahrnehmung der 
Erziehungsverantwortung, auf der Grundlage der beantragten 


Umgangsregelung, liegen vor. 


Das Gebot der Verfahrensbeschleunigung dient der 


Gewährleistung des Kontinuitätsprinzips. 


Ich bitte um antragsgemäße Entscheidung. 


Optional 


Der Antragsteller ist nicht in der Lage die Gerichtskosten zu 
tragen, aufgrund von Leistungsunfähigkeit. Ich bitte um 


Zustellung eines VKH-Formulars. 


Unterschrift 


Leitfaden Anhörung 


(gemeinsame Sorge und 50/50-Umgang) 


Ein perfekter Antrag auf Sorge und Umgang allein wird Sie nicht 
vor allen Tücken einer mündlichen Anhörung schützen können. 
Als Hilfestellung, damit Sie auch in dieser überzeugen können, 
soll der nachfolgende Leitfaden dienen. Das rechtliche Gehör in 
rechtlichen Belangen erlaubt Ihnen die eigene Wahl der 
Darstellung. Daraus folgt, dass die Gerichtsbeteiligten, 
unabhängig vom Willen des Gerichts, auf Notizen zurückgreifen 


und Antworten ablesen dürfen. 


Es liegt ein klassischer Fall vor (Vater gegen Mutter oder Mutter 
gegen Vater): Elternteil „M“ möchte die alleinige Sorge und mehr 
als 50 Prozent Umgang behalten oder erhalten, während Elternteil 
„V“ ım Interesse des Kindes das Wechselmodell anstrebt. Eine 
Kindeswohlgefährdung durch die Elternteile „M“ und „V“ ist 
nicht belegt, sie wird nur unterstellt. In diesem Fall sollte die 
Entscheidung des Gerichts für Elternteil „V‘“ sprechen, insofern 
das Gericht nicht gegen das Willkürlichkeitsverbot verstößt. Dies 
ist allerdings dem Gericht zumeist eben nicht klar und aufgrund 
der Komplexität vieler Verfahren nicht ersichtlich. Um hier 


Transparenz zu schaffen, bedienen Sie sich der folgenden 
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Darstellung, die der Klarheit halber teilweise in Tabellenform 


wiedergegeben ist. 


„Die bislang gegen mich erhobenen Vorwürfe, die gegen meine 
Sorgeverantwortung sprechen, sind nicht belegt. Ich möchte die 
Paarebene verlassen und stelle das Interesse unseres Kindes in den 
Vordergrund. Daher habe ich mir überlegt, Transparenz in unseren 
Einzelfall zu bringen, damit die Entscheidung des Gerichts von 
objektiven Kriterien getragen werden kann und nicht willkürlich 
auf subjektiven Eindrücken von Entscheidungsbefugten oder 


Gutachtern beruht.“ 


In der folgende Pro/Contra Liste sind alle Elemente des 
Kindeswohls dargestellt. Zudem wurde eine dritte Spalte 
eingefügt, aus der entnommen werden Kann, welche Argumente 
das Gericht für seine Entscheidung nicht nutzen darf, da sonst 


Willkür vorliegen würde. 


Pro / Contra Liste 
Elternteil M Elternteil V Willkürlich 
objektiv belegbar objektiv belegbar subjektiv / nicht 
< 50/50 = 50/50 belegt 


Betreuungszeit Betreuungszeit nicht verwertbar 


Biologische Dualität | Gutachten 
des Kindes 


Unterhalt des Kindes Wille des Kindes 
weniger Streitpotential | Aufenthalt des Kindes 


Chancengleichheit Ausspielen der Eltern 
durch das Kind 


Gesundheitsfürsorge 


Reduktion Kontinuitätsprinzip 


Loyalitätskonflikt 

Vermögensfürsorge Zwei Nester / 
Doppelresidenz 

Resilienzkapazität des | Kommunikation / 

Kindes Kooperation der 


Eltern 


Betreuungskapazität / | Betreuungsunterhalt 
Betreuungsqualität 


Erziehungsziel 


Diskriminierungsverbot | Geburt des Kindes / 
„primäre 
Bindungsperson“ 
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Erläuterung (im Bedarfsfall/Verhandlung ablesbar) 
A) Erläuterung objektiv / belegbar 


Bindungstoleranz 


Elternteil "M" begehrt weniger als 50 Prozent Umgang für 
Elternteil „V“. Elternteil „M“ ist kompromissbereit für einen nicht 
diskriminierenden Vorschlag, stellt die Erziehungsfähigkeit des 
anderen nicht in Frage und ist bereit, den anderen Elternteil, selbst 
bei Übertragung des alleinigen Aufenthaltsbestimmungsrechts, 
großzügiger zu beteiligen, mit bis zu 50 Prozent des Umganges. 
Beide Elternteile können ihren Umgangswunsch dem Gericht 
mitteilen, sodass in der Folge ganz objektiv der Elternteil 
bindungstoleranter ist, der mehr Umgang mit dem anderen 


Elternteil zulassen würde. 


Biologische Dualität 


Ein Kind ist ein genetisches „Konstrukt“ beider Elternteile. Das ist 
objektiv ein Fakt. Über die Interaktionen bzw. über die 
Responsivität erfährt ein Kind die oft unterschiedlichen 
Erfahrungssätze und Lösungsstrategien (Resilienz) beider 


Elternteile, die aufgrund genetischer Veranlagung nicht ersetzbar 


sind. Durch dieses Erfahren der unterschiedlichen Ansätze beider 
Eltern werden die bestmöglichen Entwicklungsvoraussetzungen 
für das Kind geschaffen. Das Kind hat ein natürliches Recht auf 
gleichwertige Pflege und Erziehung durch seine Eltern, was sich 


auch in einem gleichwertigen Zeitumfang ausdrückt. 


Unterhalt des Kindes 


Im Fall, dass Arbeitslosengeld II bezogen wird, kann eine solche 
Tabelle unter dem Punkt ‚„Vermögensgefährdung nach $ 1666 
BGB“ als Beleg der Objektivität beigefügt werden. Sollte keine 
Hilfebedürftigkeit nach dem Sozialgesetzbuch II bestehen oder 
sollten beide Eltern davon betroffen sein bzw. Pfändungsgrenzen 
nicht unterschritten werden, so ist mindestens der Naturalunterhalt 


objektiv höher. 


Weniger Streitpotential 


Sind Eltern nicht miteinander verstritten, so entsteht ein 
entsprechender Streit möglicherweise erst durch eine 
Diskriminierung bei der Sorgeverantwortung und der 
Umgangsverteilung. Sind die Eltern bereits verstritten, so gibt es 
gerade durch die alleinige Sorge eines Elternteils weiteres 
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Streitpotential. Ist beiden Eltern bewusst, dass bei Uneinigkeit 
bezüglich der Sorge und des Umgangs immer das gemeinsame 
Sorgerecht und das Wechselmodell beschlossen werden, so entfällt 
der Anreiz, darüber zu streiten und beide Elternteile können ihre 
Interessen nur mit Einigkeit und auch ohne das Gericht lösen. Erst 
ab hier können dann Einigungsversuche auf der Elternebene 


wirklich unterstützen, da keine Dominanz mehr besteht. 


Aus einem anderen Blickwinkel heraus könnte hier argumentiert 
werden, dass der Streit der Eltern auch entfallen würde, wenn sich 
der nichtsorgeberechtigte Elternteil ruhig verhielte bzw. wenn 
nicht am Kind „gezogen“ würde. Dies widerspräche aber 
grundlegend dem Kindeswohl, da somit der Bedarf des Kindes 
nicht erfüllt werden würde. Zudem widerspricht diese Sichtweise 


den Grundrechten aller Beteiligten. 


Chancengleichheit 


Privat und beruflich steigt die Möglichkeit und der Anreiz nach 
freier Entfaltung der Persönlichkeit, da die Kinderbetreuung für 
den jeweiligen Elternteil einfacher zu organisieren ist. Die Eltern 


folglich auch gleichberechtigt prägungsrelevante Vorbilder. 


Gesundheitsfürsorge 


Unabhängig von etwaigen Kommunikationsdefiziten ist 
sichergestellt, dass beide Elternteile die Möglichkeit haben, das 
gemeinsame Kind untersuchen zu lassen und Informationen durch 
die behandelnden Ärzte direkt zu erhalten. Auch das Phänomen 
„Stille Post“, das heißt das Filtern von Informationen, das 
versehentlichee und unvollständige Weitergegeben von 
Informationen wird reduziert. Analog verhält es sich zu 


Informationen aus der Schule oder dem Kindergarten etc. 


Diskriminierungsverbot 


Dem Kind werden unabhängig des Elternstatuts seine Eltern, im 
Sinne des Art. 3 Grundgesetzes und der UN- 


Menschenrechtskonvention, in seinem Bedarf gewährt. 


Reduktion Loyalitätskonflikt 


Der weniger bindungstolerante Elternteil hat weniger 
Möglichkeiten, bewusst oder unbewusst das Kind zu beeinflussen 
und auch nicht mehr den starken Anreiz dazu, da das Gericht 
ausnahmslos nach objektivierbaren Kriterien entscheidet und 
damit ohnehin für die gemeinsame Sorge und das Wechselmodell 


entscheiden würde. 


243 


Vermögensfürsorge 


Beide Eltern könnten Vermögen für das Kind schaffen und 
Steuerfreibeträge nutzen. Der Faktor der Wahrscheinlichkeit des 


Vermögensaufbaus für das Kind wird objektiv verdoppelt. 


Verkehrsauffassung Wechsel 


Ein Wechsel findet immer statt, wenn das Kind Umgang mit 
beiden Elternteilen hat. Bei Modellen wie 50/50 kann die Anzahl 
dieser jedoch reduziert werden. Unabhängig davon ist nicht 
einmal belegt, dass eine hohe Anzahl an Wechseln dem Kind 
überhaupt schadet. Das Kind muss sich grundsätzlich nicht vom 
Umgang mit dem anderen Elternteil erholen. Ein Wechsel der 
Bezugspersonen ist keine Belastung für das Kind per se, weil das 
Kind in unterschiedlichen Situationen mal den einen, mal den 
andern Elternteil benötigt, unabhängig von seinem derzeitigen 


Aufenthaltsort. 


Resilienzkapazität des Kindes 


Die Widerstandsfähigkeit des Kindes wird in Bezug auf den Streit 
der Eltern und deren Lösungskonzepte unterschätzt. Das 


Vermögen des Kindes, an einer solchen Situation zu wachsen, 


wird hier nicht als Bedarf, sondern fälschlich als Gefährdung 
angesehen. Ähnlich wie bei einer Impfung wird das Kind so auf 
menschliche Konflikte und responsiv auf Konfliktlösungsansätze 
vorbereitet. Ein etwaiger elterlicher Trennungsstreit ist demnach 
nicht belegbar eine automatische Kindeswohlgefährdung. Dabei 
wird das Kind nicht als Objekt gesehen, das keinen eigenen Willen 
haben bzw. äußern darf. Vielmehr wird auf die Fähigkeit des 


Kindes abgestellt, auf die Eltern im Streit einzuwirken. 


Betreuungskapazität / Betreuungsqualität 


Während die Qualität der Betreuungszeit variieren kann und auch 
subjektiven Ansichten unterliegt, gibt es einen weiteren objektiven 
Anhalt in Bezug auf die Betreuung. Die Betreuungskapaziät des 
einen Elternteils in der Alleinerziehung ist zeitlich begrenzt. 
Folgelogisch steht dem Kind bei Verfügbarkeit von beiden 
biologischen Elternteilen eine wesentlich höhere Betreuungszeit 
potentiell zur Verfügung. Dies macht objektiv gesehen den 
Hauptgrund für eine Betreuungsqualität aus. Weiterhin ist dies der 
wesentlichste Punkt, um den anderen Elternteil wirklich zu 


entlasten. 
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B) Erläuterung subjektiv / nicht belegt 


Bindung 


Die Frage nach gefühlsmäßigen Bindungen des Kindes ist in 
diesem Zusammenhang überflüssig und irreführend, weshalb sie 
auch aus dem Gesetz entfernt wurde. Die Intention des 
Gesetzgebers ist somit eindeutig, auf objektivierbare Kriterien 
abzustellen. „Wer trotzdem so tut, als gäbe es eine gesicherte 
Bindungstheorie, der steht nicht mehr auf dem Boden der 


Wissenschaft.“ (vgl. Prof. Dr. Dr. Dr. Wassilios Fhtenakis) 


Unabhängig davon ist die Bindung des Kindes zum anderen 
Elternteil zu fördern. Es gibt keine Begründung, weshalb der 
Umgangsausbau zum Wechselmodell beim anderen Elternteil 
zeitintensiver sein sollte, als die einer 
Kindergarteneingewöhnungsphase von regelmäßig weniger als 
einem Monat, sogar dann, wenn zu den dortigen 


Betreuungspersonen noch keine Bindung bestanden hat. 


Die Geburt bedingt nicht automatisch die Hauptbindung des 
Kindes an die Mutter, denn die genetischen Bedingungen des 
Kindes sind unabhängig von der Wirtsituation. Das Kind hat einen 
gleichteiligen biologischen Interaktionsbedarf als Anspruch an 
beiden Eltern. Folglich entspricht, selbst wenn Bindungen 


prognostisch feststellbar wären, der Bindungsausbau zum 


Elternteil, bei dem aktuell weniger Bindung besteht, auf 50/50 


auszubauen, dem Kindeswohl wesentlich mehr. 


Gutachten 


Es mangelt an einer objektiven Kindeswohldefinition; die kann es 
mit heutigem Stand der Wissenschaft auch nicht geben. 
Entsprechend sind die Gütekriterien für eine wissenschaftliche 
Arbeit bei Gutachten nicht erfüllt, insbesondere nicht in 


prognostischer Hinsicht unter sich stetig veränderbaren Faktoren. 


Mit der Kindschaftsrechtsreform von 1998 wurde der Vorrang 
eines Elternteils zugunsten des Kindeswohls abgeändert 
(Paradigmenwechsel) Damit sind die Kriterien und Methoden der 


früheren Gutachtenerstattung nach heutigem Recht rechtswidrig. 


Auch ein lösungsorientiertes Gutachten ist überflüssig und im 
Verbund der Verfahrenskosten unzulässig, da der Gutachter nicht 
die Willenshaltung der Eltern zueinander verändern kann und darf. 
Zudem ist die Lösungsstrategie des Gutachters äußerst willkürlich, 
da jener subjektiv der Auffassung sein kann, dass die Mutter, der 
Vater oder das Wechselmodell für das Kind das Beste wäre. Eine 
Entscheidung muss daher ohne Gutachten lediglich nach den 
objektiven Kriterien (s.o. objektivierbares Kindeswohl) getroffen 


werden. 
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Niemand darf zu einem Gutachten gezwungen werden und die 


Ablehnung darf auch nicht negativ ausgelegt werden. 


In aller Deutlichkeit wurde dieser bereits im Jahre 2003 durch das 
BVerfG gesetzte Grundsatz durch den BGH bestätigt. (BVerfG, 
FamRZ 2004, 523; Az.: 1 BvR 2222/01; BGH NJW 2010; 1351 


ff). 


Wille des Kindes 


Der Wille des Kindes entspricht nicht unbedingt dem Kindeswohl. 
Grund dafür ist, dass ein Kind zum Beispiel nach der Anzahl von 
Süßigkeit und Geschenken seinen Willen ausrichten kann und 
nicht zwangsläufig nach gesunder Ernährung und dem, was 
perspektivisch sinnvoll ist. Vielmehr wird durch dieses Kriterium, 
welches demnach wenig nützlich ist, um das Kindeswohl 
festzustellen, das Kind und die Eltern der Gefahr ausgesetzt, 
diesem alles Recht machen zu wollen, um seinen Willen zu 
gewinnen statt zu erziehen und zu betreuen. Zudem steigert sich 
dadurch das Konfliktpotential der Eltern, weil gegen die jeweilige 
Ansicht des anderen Elternteils gehandelt wird. Wenn der 
Kindeswille ausschlaggebend ist, so wird den Eltern ein objektiv 
messbarer Anreiz dafür geboten, dass Kind zu manipulieren, um 


dessen Willen zu gewinnen, teilweise sogar zuwider der eigenen 


Erziehungsauffassung. Es soll der freie Wille des Kindes zum 
Tragen kommen. Bei Kindern liegt jedoch eine hohe 
Suggestibilität vor, die insbesondere durch die Eltern gesteuert 
werden kann. Es ist deshalb vielfach nicht möglich, den Willen 
des Kindes als seinen eigenen, authentischen und nicht 
manipulierten Willen zu erkennen. So ist es immer wieder in 
hochstreitigen Fällen vorgekommen, dass ein jüngeres Kind ohne 
Aufforderung dem Richter sagte: „Meine Mutter/Vater soll das 
alleinige Sorgerecht für mich bekommen.“ und anschließend die 
Mutter/Vater fragte; ,„Mama/Papa, habe ich alles richtig 
gesagt?“ oder auf die Frage , wer dem Kind gesagt hat, dass es 
antworten soll, es will bei der Mutter/Vater leben: „Die Mama/der 
Papa.“ Aber selbst bei derartigen Aussagen wird von richterlicher 
Seite meist nicht reagiert, denn das wird mit einem 
„entwickelten“ Willen bezeichnet, obwohl auch solch einer 


zwangsläufig nicht aussagekräftig wäre. 


Aufenthalt des Kindes/zwei Nester 


Das Kind wird sich mithilfe seiner Resilienzkapazität sowohl 
einem Aufenthaltsbestimmungsort als auch zwei 


Aufenthaltsbestimmungsorten anpassen können. Unabhängig 
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davon gibt es bereits mit der Trennung der Eltern zwei 


Aufenthaltsbestimmungsorte. 


Ausspielen der Eltern 


Mit abnehmendem Einfluss des angeblichen Willens des Kindes 
wird ein Kind die Eltern zumindest tendenziell weniger 
gegeneinander ausspielen können. Beide Erziehungsvarianten 


adaptiert das Kind für sich. 


Evolution 


Die Evolution zeigt, dass nicht die Mutter, sondern die Kultur und 
das soziale Umfeld den Erziehungsstil bestimmen. Es gab 
regelmäßig auch Kulturen, in denen allein Männer über die 


Kindererziehung bestimmen durften (Patriarchat). 


Kontinuitätsprinzip 


Neben dem ungünstigen Effekt der Belohnung von 
vorausgegangener Kindesentziehung ist dieses 
Kindeswohlkriterium schlicht nicht belegt. Ein Kind darf in die 


Betreuung eines Kindergartens wechseln, aber nicht in die Arme 


des anderen Elternteils? Dies ist rational betrachtet absurd. 
Unabhängig davon gibt es keinerlei Prognostizierbarkeit, dass der 
Wechsel aus der Kontinuität heraus in eine andere Kontinuität 
dem Kindeswohl mehr oder weniger zuträglich ist oder kann 
bestimmt werden, bei welchem Elternteil stabilere familiäre- und 


sonstige Beziehungen bestehen. 


Kommunikation / Kooperation der Eltern 


Die Kommunikation zwischen den Eltern ist primär vom Willen 
der Eltern abhängig. Diese Grundhaltung zu einer anderen 
Betrachtung der Dinge bzw. dieses Schaffen von einer anderen 
Einstellung zum anderen Elternteil, um seine Interessen 
nachzuvollziehen, ist sehr schwer bis überhaupt nicht herstellbar, 
wenn keine Freiwilligkeit vorliegt. Willen ist einsichtsabhängig, 
gerade wenn es offensichtlich um vernünftige Dinge geht. Das 
neuronale Belohnungssystem ist auch beim Menschen vorhanden. 
Insofern also Kommunikationsdefizite bis zur Verweigerung 
honoriert werden, ist abzusehen, dass die Kommunikation sich 
verschlechtert statt verbessert (siehe auch empirische Studie von 
Alan Richard Gardner). Sie hängt auch weitgehend davon ab, ob 
auf Augenhöhe miteinander kommuniziert werden kann. Nur 


wenn die Eltern mit gleichen Rechten und Pflichten ausgestattet 
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sind, kann eine solche Kommunikation nachhaltig gelingen. Liegt 
ein Machtgefälle vor, wird dieses bewusst oder unbewusst vom 


Mächtigeren ausgespielt, was dem Kindeswohl schadet. 


Unabhängig davon besteht eine Kommunikation zwischen dem 
Kind und seinen Eltern. Die Kommunikationsbasis der Eltern ist 
hiervon unberührt. Die Kommunikation zwischen den Eltern ist 
folglich weniger wichtig mit Steigerung eines gleichwertigen 
Umgangs und der Teilung der Sorge. Das Kind kann sich selbst 
dem betreuenden Elternteil mitteilen bereits ohne Sprache 
nonverbal, so dass auch die Notwendigkeit der Kommunikation 
der Eltern in Bezug auf Wesenseigenheiten des Kindes 
grundsätzlich nicht vorhanden ist. Es gibt nichts, was nicht über 
unpersönliche Kommunikation zwischen den Eltern ausgetauscht 
werden kann. Eine rein sachliche und so dokumentierbare 


Kommunikation ist sogar ein Anhalt für die Bindungstoleranz. 


Geburt des Kindes - „primäre Bindungsperson“ 


Die Geburt des Kindes führt weder zu einer manifestierten 
Bindung des Kindes an den Vater, noch ist die Mutter folglich die 
Hauptbindungsperson. Belegt ist dies zum Beispiel durch die 
Autoren des Buches „Before the best interest oft the child“. In 


einem Fall, in der eine Mutter bei der Geburt verstarb und das 


Kind folglich allein vom leiblichen Vater großgezogen wurde, 
entwickelte sich das Kind nicht weniger körperlich und geistig 
gesund als ein Kind, das von der leiblichen Mutter großgezogen 
wird. Des Weiteren sind Bindungen, wie unter dem Kapitel 
Bindungen bereits dargestellt, stets wechselhaft, weshalb 
diesbezüglich Prognosen wenig sinnvoll sind. Das trifft sowohl für 


die Beziehung zur Mutter als auch zum Vater zu. 


Selbst wenn das Stillen als wichtigster Bindungsaufbau zwischen 
Kind und Mutter dargestellt wird, so sind weitere Pflege- und 
Erziehungshandlungen durchaus ebenso wichtig für das Kind. 
Wenn das Kind nachts aufwacht und vom Vater gewickelt wird, 
wobei er dem Kind seine emotionale Zuwendung gibt, kann das 
ausschlaggebend für den Bindungsaufbau sein, wenn anschließend 
die Mutter das Kind still, ohne dass sie ihm dabei weitere 
Zuwendung zuteil werden lässt und sollten sie noch nicht 


ausgeprägt sein, erst recht etabliert werden. 


Betreuungsunterhalt 


Der Anreiz des betreuenden Elternteils, den Unterhalt für sich und 
das Kind zu erhalten, darf nicht dazu führen, dass gegen das 
Kindeswohl entschieden wird. Es verletzt das Recht des Kindes 


auf beide Eltern. Zudem kann Naturalunterhalt nicht in Geldrente 
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aufgewogen werden, da er weitergehender ist und Eltern einander 


nicht ersetzbar sind. 


Erziehungsziel 


Das vom Gesetzgeber im $ 1 SGB VIH legal definierte 
Erziehungsziel ist unbestimmt. Es kann daher nicht dazu 
herangezogen werden, zu sagen, das Kind ist nur bei einem 
Elternteil „besser“ aufgehoben bzw. die Erziehungsansichten eines 
Elternteils sind höherwertiger als die des anderen Elternteils. 
Persönlichkeitsentwicklung hängt vom Interaktionsangebot beider 
leiblicher Eltern ab und kann nicht fremdbestimmt werden. Da 
Entwicklungsprognosen subjektiv und zudem sehr vage sind, 


können hier auch keine erfolgen. 


Weitere allgemeine Argumente, die vor Gericht hilfreich sein 


können 


Zur Verteidigung: 
„Unwahrheit/Behauptung XY ist nicht belegt.“ 


Um einen Richter zu überzeugen, sich auf Recht und Ordnung zu 


besinnen: 


„Bitte nehmen sie XY schriftlich in den Beschlusstenor auf.“ 


„Ich bitte um Protokollierung der Aussage XY.“ 


Behauptet wird X. Die Ausgestaltungspraxis der Gerichte und 
Jugendämter sieht aber Y vor: 


„Unhaltbar falsche Begründungen und Ausführungen werden 
nicht dadurch richtiger, dass sie wiederholt werden. Man kann 
Jahre lang etwas falsch machen, dadurch wird es jedoch nicht 
richtig bzw. besser. Neue Fakten müssen einbezogen werden. Das 


wird bisher kaum praktiziert.“ 
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Holen und Bringen zum Umgang 


Es ist gerecht und zumutbar, dass jeder Elternteil Aufwand bei den 
Umgängen hat. Das bedeutet, dass der, der die Folgebetreuung 
wahrnimmt das Kind abholt. Derartige Regelungen sind vor allem 
beim Wegzug des Elternteils anzuwenden, der mit dem Kind in 
eine andere Gegend gezogen ist.(20 UF 896/04 vom 07.02.2005 
veröff. in FamRZ 11/2005 S. 92) So teilt sich die Last und die 
Kosten. Zudem können so Reibungspunkte bei zeitlichen 
Problemen minimiert werden. Ein wichtiger Aspekt ist, dass somit 
eine gewisse Wohnortnähe beider Elternteile begünstigt wird und 
kein unnötiger Wegzug eines Elternteils erfolgt. Die beidseitige 
Verpflichtung zum Holen und Bringen des Kindes fördert vor 
allem auch die Anteilnahme für den jeweils anderen Elternteil. 


Auch hierzu gibt es bereits einschlägige Urteile. 


Außerdem wird durch das beidseitige Abholen bzw. Bringen des 
Kindes die Bindungstoleranz erhöht. das Kind erfährt eine 
ritualisierte Erlaubnis zum Umgang mit dem anderen Elternteil. 


Etwaiger Streit und Loyalitätskonflikt kann reduziert werden. 


Argumente ins Verfahren einbringen 


Oftmals weigern sich Richter oder Verfahrensbeteiligte die 
Argumente zur Kenntnis zu nehmen. Sie können im Rahmen des 
rechtlichen Gehörs das Buch der Gerichtsverhandlung beilegen, so 
dass es der Richter es lesen muss. Reichen Sie kein ganzes Buch 
ein, sondern vielmehr Passagen oder Seiten, die jeweils von 


Relevanz sind (kein Ermessen des Richters). 


Unser Rat: 


Vermeiden Sie immer das ‚„Schlechtmachen“ des anderen 
Elternteils, da es nicht um die Paarebene, sondern um die 
Elternebene geht. Die Kontaktaufnahme zu uns können wir 


empfehlen. Kontaktmöglichkeiten folgen am Ende des Buches. 
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Muster: Antrag auf Zulassung des Beistandes 
Vor- und Zuname, Straße Hausnr., PLZ Ort 
Familiengericht_ Stadt, Datum 
Straße Hausnr. 

PLZ Ort 

Antrag auf Zulassung eines Beistandes 

Herrn/ Frau Vor- und Zuname 

Straße Hausnr., PLZ Ort -Antragsteller- 
im Verfahren 

für 

das Kind 

Vor- und Zuname, geb. am -Schutzbedürftiger- 
Straße Hausnr., PLZ Ort 

Herrn/Frau Vor- und Zuname - Beistand - 
Straße Hausnr., PLZ Ort 


Hiermit beantrage ich, die o.a. Person als meinen Beistand in der 


Familiensache zuzulassen. 
Unterschrift 


Variante A: (Bekannter) — Richter hat Ermessen: 


Als Beistand verfügt Herr/Frau Vor- und Zuname über das 
notwendige rechtliche Verständnis. Darüber hinaus hat er/sie das 
Kind und sein Wohl in Bezug auf die Kindeswohlkriterien 


kontinuierlich begleitet. Somit wäre die Sachdienlichkeit gegeben. 


Ich bin der Auffassung, dass ein Anwalt mich nur in rechtlichen 
Belangen vertreten kann, nicht aber in den für das Kind wichtigen 


Kindeswohlkriterien. 


Variante B: ($ 15 der Abgabenordnung, $ 11 des 


Lebenspartnerschaftsgesetzes) — Richter hat kein Ermessen: 


Nach $ 12 in Verbindung mit $ 10 II S. 2 FamFG in Verbindung 
mit Art. 103 I GG beantrage ich Vor- und Zuname für das oben 


genannte Verfahren zuzulassen. 


Erläuterung: 


Im Rahmen einer familiengerichtlichen Verhandlung ist ein 
Beistand von unermesslichem Wert, selbst dann, wenn dieser nicht 
spricht. Die psychologische Beihilfe in der Situation ist nicht zu 
unterschätzen und die emotionale Belastung eines Streites und 
einer Gerichtsverhandlung beziehungsweise Anhörung ebenso 
wenig. Zu gerne wird der Beistand abgelehnt. Selbst Anwälte, 
obwohl sie Recht studiert haben, teilen einem oftmals mit, dass 
ein Beistand nur ein Anwalt sein dürfe. Diese Aussage ist schlicht 
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falsch. Die Begründungen sind oftmals absurd. Bei Variante A 
bleibt zwar noch etwas Ermessen des Gerichtes bestehen. Sollte 
ein Beistand gerichtlich abgelehnt werden, dann geht dies nur über 
die Begründung der mangelnden Sachdienlichkeit. Dies erfordert 
allerdings einen Erfahrungssatz des Richters mit dem potentiellen 
Beistand. Dieser Erfahrungssatz wird in der Regel nicht vorliegen. 
Es ist daher paradox, dass die Ablehnung des Beistandes erfolgt, 
ohne einen entsprechenden Erfahrungssatz jemals gemacht zu 
haben. Allerdings erfolgen Aussagen in der Verhandlung immer 
erst nach Rücksprache mit dem Beistand vor der 
Verhandlungsraumtür. Das Gericht wird dann mangels Interesse 
an einer endlosen Verhandlung den Beistand gegebenenfalls doch 
zulassen. Das Interesse an einem schriftlichen Verfahren wird 
ebenfalls nicht auf Begeisterung des Richters stoßen. Als letztes 
Mittel würde eine Beschwerdeandrohung beim Verfassungsgericht 
vielleicht ein Einlenken des Richters ermöglichen. Grundlage 
bietet hierfür die fehlende Möglichkeit anderweitiger 
Rechtsmitteleinlegung und der Art. 103 Abs. 1 Grundgesetz, da im 
Rahmen des rechtlichen Gehörs jedem freisteht, auf welche Art 
und Weise er seine Interessen und Argumente darstellt. Daraus 
resultierend, dass hier eben nicht das Prinzip des Ausschlusses der 
Öffentlichkeit innerhalb der Verhandlung gefährdet oder 
gebrochen wird. Folglich verstoßen die Paragraphen des FamFG 


bei der Zulassungsbeschränkung von Beiständen gegen den 


Wesensgehalt des Art. 103 Grundgesetz. 


Variante B ist die einfachere Variante. Ein Ermessen des Richters 
gibt es hier nicht einmal mehr über das FamFG. Die Beteiligten 
können sich durch einen Rechtsanwalt als Bevollmächtigten 
vertreten lassen. Darüber hinaus sind als Bevollmächtigte, soweit 
eine Vertretung durch Rechtsanwälte nicht geboten ist, 
vertretungsbefugt. Dazu zählen unter anderem volljährige 
Familienangehörige ($ 15 der Abgabenordnung, $ 11 des 


Lebenspartnerschaftsgesetzes). 


„Sind vertretungsbefugt“ sind juristische Worte, die ein Ermessen 
absolut ausschließen. Variante A ist aus unserer Sicht gangbar, 
Variante B ist selbst aus richterlicher Sicht eigentlich nicht 
ablehnbar. Die eigenen Freunde und Verwandte stehen nicht im 
Bunde mit dem Richter. Sie haben das Interesse des Kindes und 
nicht das Geld im Visier. Zudem besteht nicht die Gefahr, dem 
gleichen Richter in einem anderen Fall gegenüberstehen zu 
müssen, bei dem dieser Beistand plötzlich die andere Seite 
vertreten müsste. Ein Anwalt, der sich selbst mit unschlagbaren 
Argumenten das Wasser abgräbt, würde keine Mandatsstrecken 
mehr aufbauen können, da er seine eigene Argumentation 
widerlegen müsste. Für den einen ein Job, für den andere 


Freundschaft — was ist überzeugender? 
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Muster: Umgangsantrag für Großeltern 

Vor- und Zuname, Straße Hausnr., PLZ Ort 
Familiengericht_ Stadt, Datum 
Straße Hausnr. 

PLZ Ort 

Antrag Umgang der Großeltern mit dem Kind 
Herrn/ Frau Vor- und Zuname 

Straße Hausnr., PLZ Ort -Antragsteller- 


Als Großvater/mutter bin ich im Interesse des Kindes den/m 
Sorgerechtsverantwortlichen gegenüber stets hilfsbereit, 
kommunikativ und kooperativ. Es ist mir wichtig, dass mein 
Enkelkind die vollständige Entfaltung seiner Identität und 
Persönlichkeitsmerkmale durch die Kenntnis des Erfahrungssatzes 
mit teilweise identischen genetischen Lebensvoraussetzungen von 
mir als seinem Großelternteil erhält. Diese Erkenntnisse und das 
natürliche Recht des Kindes ist auch aus Sicht der weltweiten 
höherrangigen Gesetze nicht zuvorderst abhängig von der 
Kommunikation mit dem dem/r Sorgeberechtigten. Vielmehr 
sollte es dem Kind ermöglicht werden, im Alltag an den 


Persönlichkeitseigenschaften und dem responsiven Verhalten der 


Großeltern teilzuhaben und Umgang mit ihnen zu pflegen und 


damit deren Erziehung und Pflege zu genießen. 


Ich rege bei Gericht an, dem Antrag abzuhelfen und den Umgang 


wie folgt zu regeln: 


Jeden Mittwoch von jeweils 14:30 — 18:30 Uhr in geraden 
Wochen, 


jeden Dienstag von jeweils 14:30 — 18:30 Uhr in ungeraden 
Wochen, 


in jeder ersten geraden Woche eines Kalendermonats mit Über- 


nachtung von Freitag 16:00 Uhr bis Samstag 18:00 Uhr, 


in jeder zweiten geraden Woche eines Kalendermonats mit 


Übernachtung von Sonntag 10:00 Uhr bis Montag 8:00 Uhr. 


Für die Geburtstage der Großeltern und des Kindes, für die Ferien 
und die großen Feiertagen sollten ebenso Regelungen getroffen 


werden. 


Unterschrift 
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Muster: Antrag Naturalunterhalt 


-Name- ,-Straße Nr., - PLZ Stadt- 


-zust. Stelle i.d.R. Beistandschaft (Jugendamt)- Stadt, Datum 
XX.XX.XXX 


Aktenzeichen: XXX 


Betreff: Antrag auf Naturalunterhalt gemäß $ 1612 (1), S. 2 BGB 


Sehr geehrte/r -Name Kindschaftsrechtliche Vertretung -, 


1. Nichtanerkennung der Richtlinie „Düsseldorfer Tabelle“ 


Die Düsseldorfer Tabelle gibt lediglich eine Richtlinie vor, die nur 
in etwa die Höhe der Kosten des Kindes wiedergeben soll und 
keinerlei Gesetzeskraft hat. Dieser Richtlinie widerspreche ich 
bereits aus rein mathematisch belegbaren Aspekten entsprechend 


der exakteren „YaPanBri-Tabelle“: 
Berechnungsformel: 


Umgangstage El / Umgangstage E2 x Bedarfslücke (individueller 
Sozialgeldsatz abzgl. Kindergeld) = Zahlbetrag 


Beispielrechnung: 


(20-10) Tage x 46,- € (Bedarfslücke eines 6-jährigen Kindes) / 30 
= 15,33- Euro. 


Begründung: 


Die Kosten des Kindes betrugen vor der Trennung nicht mehr als 
der staatliche Sozialgeldsatz, unabhängig von meiner finanziellen 
Situation zum Zeitpunkt des Bestehens der Bedarfsgemeinschaft. 
Wohnungskosten habe ich ebenfalls, da sich unser Kind auch bei 
mir in der Wohnung aufhält. Wohnkosten lassen sich also nicht auf 


die Anteile des Aufenthaltes des Kindes reduzieren. 


Optional 


1. Aufgrund des Bezuges von Arbeitslosengeld II des Elternteils, 
welches das unterhaltsberechtigte Kind in der 
Bedarfsgemeinschaft angibt, können die wirklichen Kosten des 
Kindes real nur das Kindergeld plus die Differenz zum 
Sozialgeldsatz betragen. Eine monatliche Geldrente würde somit 
bereits mathematisch nicht dem Kind zukommen, da sie 
angerechnet wird auf die Sozialleistung. Es gibt Möglichkeiten, 
das Verhältnis Mutter-Vater-Kind mit mehr Geld auszustatten, 
anstatt eine Verrechnung vorzunehmen. Dies ist über die Einigung 


der Eltern bzw. den Naturalunterhalt zulässig und liegt im Er- 
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messen der Erziehungsberechtigten. Ich bestehe daher auf eine 
entsprechende Wissensvermittlung gegenüber dem anderen 
Elternteil, gem. dem $ 25 VwVfG, hinsichtlich einer Einigung 
(Aufklärungs- und Beratungspflicht). Das Vermögen der Eltern, 
welches letztlich auch das Vermögen des Kindes ist/wird, bedingt 
die Verpflichtung der Behörden zur Aufklärung, da die Eltern das 
Vermögen verwalten und so unwissentlich reduzieren. Unser Kind 
wird das Ergebnis eines Tages erfahren und den Verlust des Geldes 


bei fehlender Einigung der Eltern sicherlich bedauern. 


2. Unabhängig von der fehlerhaften Höhe bzw. vom 
Berechnungsansatz der „Düsseldorfer Tabelle“ bleibt fatalerweise 
außen vor, dass der Unterschiedsbetrag zwischen den Eltern die 
Summe des doppelten Zahlbetrages der „Düsseldorfer 
Tabelle“ und des Kindergeldes wäre. Dieser Betrag kann ebenfalls 
rein rechnerisch nicht den realen Ausgaben für das Kind 


entsprechen. 


3. Darüber hinaus ist der zwangsweise Barunterhalt ein 
ungerechtfertigter Eingriff in meine Vermögensrechte. Dieser 
besteht vor allem dann, wenn der Barunterhalt im Betrag höher ist 
als die tatsächlich anfallenden Kosten für das Kind. Beleg ist, dass 
das Kindeswohl bei Kosten des Kindes in Höhe der 
Sozialleistungen bzw. Alg II, nicht gefährdet ist. Meinem 


vorrangigen Erziehungsrecht nach hat unser Kind bessere 


Voraussetzungen für ein erfolgreiches Leben, wenn seine 
Geldausgaben nicht die der Kinder, dessen Eltern in Bezug zu 
Arbeitslosengeld II stehen, übersteigt und damit dem Kindeswohl 
entspricht. Insofern der Unterhaltsberechtigte einer anderen 
Auffassung ist, ist dieser frei, mehr Geldleistungen für die Kosten 
des Kindes zu erwirtschaften und auszugeben. In der Folge wird 
die identitäre Persönlichkeit des Kindes besser gefördert und ein 
verfassungswidriger Eingriff in die Vermögensrechte des 


Unterhaltsverpflichteten entfällt. 


5. $ 1612 BGB ist verfassungswidrig, weil dieser einen Eingriff in 
das Naturrecht des Kindes auf beide Eltern fördert und damit 
gegen den Wesensgehalt von Art. 6 GG verstößt. Der $1612 BGB 
regelt den Ersatz eines Elternteils durch eine Geldleistung und ist 


als einfache Normierung damit nicht zulässig. 


6. Ich bin bereit und in der Lage, Naturalunterhalt zu leisten. Nach 
$ 1612 (1), S. 2 BGB ist dies selbst nach dem Bürgerlichen 
Gesetzbuch möglich, wenn besondere Gründe vorliegen. Meine 
Begründung ist das Kindeswohl. Kindeswohl und Vermeidung von 
Kindeswohlgefährdung sind besondere Gründe im Sinne des 
Gesetzes. Nur durch die Gewährung von Naturalleistungen kann 
die identitäre Persönlichkeitsentwicklung des Kindes gefördert 
werden. Durch Interaktionen mit seinen leiblichen Eltern kann es 


Charakter und Verhaltensweisen responsiv entsprechend seiner 
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genetischen Voraussetzungen aufnehmen, welche ihm 


nachweislich von beiden Elternteilen mitgegeben sind. 


7. Eventuelle Sorge- und Umgangsverfahren sind hier irrelevant, 


da diese nicht alle der hier aufgeführten Gründe berücksichtigen. 


8. Im Übrigen verweise ich auf die Zusammenfassung im Buch 
„Kindeswohlgefährdung per Gesetz“, wonach eine Zahlung von 
mehr Unterhalt nachvollziehbar erläutert einer 
Kindeswohlgefährdung nach $ 1666 BGB entspricht. Ich bestehe 
auf Berücksichtigung dieses Beweismittels zur 


Entscheidungsfindung. 


Dieses Schreiben verwende ich ausschließlich im Interesse von — 
Name Kind-, da ich den jetzigen Zustand mit meinem Gewissen 


und gegenüber meinem Kind nicht verantworten kann. 


Bitte bedenken Sie, dass Sie nur Barunterhalt fordern können, 
wenn Sie belegen können, dass dadurch keine 
Kindeswohlgefährdung eintreten könnte, da auch Sie dem 
sogenannten Wächteramt unterliegen. Zudem müssen im Rahmen 
dieses Antrages Begründungen vorgelegt werden, die bei der 
Fassung des $ 1612 BGB noch nicht bekannt gewesen sind. 
Insbesondere sind auch die biologischen Gefahren von Ihnen zu 
widerlegen, bevor Sie ein Kind der Gefährdung des Barunterhalts 


aussetzen. 


Vielen Dank für Ihr Engagement 


Mit den besten Grüßen 


-Unterschrift- 
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Muster: Wegfall Betreuungsunterhalt 


Vor- und Zuname, Straße Hausnr., PLZ Ort 
Elternteil/Jobcenter __ Stadt, Datum 
Straße Hausnr. 

PLZ Ort 

im Verfahren 

für 

das Kind 

Vor- und Zuname, geb. am -Schutzbedürftiger- 


Straße Hausnr., PLZ Ort 


Wegfall des Betreuungsunterhalts aufgrund eines gemeinsamen 


Kindes gem. $ 1615 LBGB 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
hiermit teile ich Ihnen folgendes mit: 


Gemäß $ 1611 I BGB entfällt in unserem Einzelfall der 


Betreuungsunterhalt. 
Anbei die Rechtsvorschrift zur Kenntnis: 


$ 1611 Beschränkung oder Wegfall der Verpflichtung 


(1) Ist der Unterhaltsberechtigte durch sein sittliches Verschulden 
bedürftig geworden, hat er seine eigene Unterhaltspflicht 
gegenüber dem Unterhaltspflichtigen gröblich vernachlässigt oder 
sich vorsätzlich einer schweren Verfehlung gegen den 
Unterhaltspflichtigen oder einen nahen Angehörigen des 
Unterhaltspflichtigen schuldig gemacht, so braucht der 
Verpflichtete nur einen Beitrag zum Unterhalt in der Höhe zu 
leisten, die der Billigkeit entspricht. Die Verpflichtung fällt ganz 
weg, wenn die Inanspruchnahme des Verpflichteten grob unbillig 


wäre. 


...Sittliches Verschulden bedürftig geworden... / ...Berechtigte 
seine Bedürftigkeit mutwillig herbeigeführt hat... (analog grober 
Unbilligkeit gem. $ 1579 Nr. 4 BGB): 


(Nachweis über sittliches Verschulden vorlegen, wie zum Beispiel 
eigene oder verschuldete Kündigung oder Nachweis aus 
Tatbeständen, die der Akteneinsicht gem. $25 SGB X des 


Jobcenters entnommen werden können) 


... vorsätzlich einer schweren Verfehlung gegen den 
Unterhaltspflichtigen oder einen nahen Angehörigen... / ...der 
Berechtigte sich eines Verbrechens oder eines schweren 


vorsätzlichen Vergehens gegen den Verpflichteten oder einen 
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nahen Angehörigen des Verpflichteten schuldig gemacht hat... 
(analog grober Unbilligkeit gem. $ 1579 Nr. 3 BGB): 


(Nachweis über einen Straftatbestand zum Beispiel Verleumdung 


gem. $ 187 StGB durch den anderen Elternteil) 


...dem Berechtigten ein offensichtlich schwerwiegendes, 
eindeutig bei ihm liegendes Fehlverhalten gegen den 
Verpflichteten zur Last fällt... (analog grober Unbilligkeit gem. $ 
1579 Nr. 7 BGB): 


(Nachweis — erfüllter Tatbestand kann hier auch außerhalb des 


StGB liegen, zum Beispiel Denunziation beim Arbeitsgeber) 


...ein anderer Grund vorliegt, der ebenso schwer wiegt wie die in 
den Nummern 1 bis 7 aufgeführten Gründe... (analog grober 


Unbilligkeit gem. $ 1579 Nr. 4 BGB) 


(Nachweis kann hier zum Beispiel die faktische Behinderung des 
Umganges bzw. die Einschränkung des Betreuungsanteiles sein, 
wenn zum Beispiel die Erziehung paritätisch ausgeübt wurde und 
der Berechtigte diesen Tatbestand zu dessen Gunsten verrückt 


hat.) 


Kindeswohlgefährdung durch Vorrang des Barunterhaltes in Form 


einer Geldrente gegenüber einer Betreuungsleistung. 


Ich bin bereit und in der Lage, die Kinderbetreuung gleichermaßen 


zu übernehmen. Gemäß der biologischen Erklärung und 


Zusammenfassung des Buches ‚„Kindeswohlgefährdung per 
Gesetz“ bedingt die Dualität des Kindes die gleichrangige 
Betreuungsleistung durch mich als nicht ersetzbaren anderen 
leiblichen Elternteil. $ 1585 BGB verstößt im Wesensgehalt gegen 
das Naturrecht gem. Art. 6 (2) GG, mit der Folge, dass eine 
Geldrente gegenüber dem Naturalunterhalt nicht vorrangig sein 
kann. Naturrecht steht im Rahmen der rechtlichen 
Auslegungsmethoden mindestens gleichrangig zur Verfassung und 
wurde durch die Verfassungsbegründer mit dieser Intention 
gewählt. In der Folge entfällt der Betreuungsunterhalt aufgrund 
eines gemeinsamen Kindes gemäß $ 1615 LBGB. 


Mit den besten Grüßen 


Unterschrift 
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Antragserläuterung: 


Gelegentlich sind es nicht die Eltern, die den Betreuungs- und 
Kindesunterhalt begehren, sondern vielmehr die Beistandschaft, 


die Notare, Anwälte oder das Jobcenter. 


Ein Verzicht auf Barunterhalt, selbst notariell beurkundet, wird 
häufig für ungültig erklärt. Allerdings kann statt eines Verzichts 
die Betreuungsleistung so aufgeteilt werden, dass Betreuungs- und 
Kindesunterhalt nicht gezahlt werden müssen, sodass finanzielle 
Leistungen durch z. Bsp. das Jobcenter nicht reduziert oder gar 
ausgeschlossen werden können. Auch Kosten für Notare und 
Anwälte gegebenenfalls sogar Gerichtsverfahren lassen sich 
hierdurch einsparen. Sollte die Gier nach Unterhalt oder Rache am 
Ex-Partner in Form einer Geldrente den Blick für das gemeinsame 
Kind und das finanzielle Budget der Familie verblassen lassen, 


kann dieses Schreiben helfen. 


Zunächst sollten der Wegfall des Betreuungsunterhaltes gem. $ 
1611 BGB geprüft oder dafür entsprechende Optionen bewiesen 
werden. Da hier jedoch der Verpflichtete die Nachweispflicht zu 
führen hat, wird zusätzlich die Jokeroption 
„Kindeswohlgefährdung durch Vorrang des Barunterhaltes in 
Form einer Geldrente gegenüber einer Betreuungs- 


leistung“ erläutert. Die Argumentation ist bei korrekter 


Rechtsanwendung durch den entfremdenden Elternteil zu 


widerlegen. Wie? 


(Wir sind gespannt, bitte melden Sie uns die Ausflüchte hierzu, 


damit wir gegensteuern können.) 


Sollte der Fall letztlich beim Familiengericht landen, sind wir 
ebenfalls gespannt, ob und inwieweit ein Präzedenzfall geschaffen 


werden kann. 


Ihre Aktivität können wir hier, auch gerne mit uns, nur empfehlen, 
damit etwaigen Rechtsbeugungen oder unbegründeten 
Geldforderungen systematisch entgegengewirkt werden kann und 


wir, als Gleichgesinnte, gemeinsam Strategien entwickeln können. 
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Kapitel 9 


„Kindeswohl“ - ein untauglicher Begriff für das 
Kindschaftsrecht 

Wenn ein Begriff aus dem Kindschaftsrecht so gut gemeint ist und 
so viel Leid und Tränen, entfremdete Kinder, das Zerstören von 
Familien und Existenzgrundlagen gefordert hat, so ist zu 
untersuchen und zu prüfen, ob dieser Begriff Bestand für alle 
kindesrechtlichen Entscheidungen haben kann und darf, wie es in 
$ 1697a BGB gefordert wird. 

Der Begriff „Kindeswohl“ ist ein einziges Mal im BGB legal 
definiert worden: „ ...in der Regel der Umgang mit beiden 
Elternteilen.“ In $$ 1666, 1666a BGB wird eine körperliche, 
geistige und seelische Kindeswohlgefährdung benannt, die 
schwerwiegende Folgen für das Familiensystem bedeuten kann. In 
weiteren Paragrafen wird zwar das Kindeswohl benannt, nicht 
aber, was es inhaltlich bedeutet. So und auch deshalb wird auch 
kolportiert, dass der Ehrenpräsident des Deutschen 
Familiengerichtstages, Prof. Siegfried Willutzki, denjenigen, der 
diesen Begriff definieren kann, für den Nobelpreis vorschlagen 
wird. 


Weshalb? 


Der Begriff ist ein unbestimmter Rechtsbegriff, der mit 
rechtlichen Kategorien allein nicht zu füllen ist. So haben 
zahlreiche Wissenschaftler aus unterschiedlichen Disziplinen sich 
darum bemüht, Kriterien aufzustellen, die diesen Begriff zu füllen 
vermögen. Dabei sind zwar einige Grundlagen erarbeitet worden, 
was Kinder benötigen und ihnen nützt und vielfach in 
Pyramidendarstellungen zu erklären und festzulegen versucht 
wird, jedoch in der Familienrechtspraxis nie oder nur 
ausnahmsweise geprüft und auf den vorliegenden Fall angewendet 
wird. 

Hinzu kommt, dass diese Modelle voneinander abweichen und 
auch daraus bereits Stoff für Streit gegeben ist — Streit (der 
vermieden werden soll), der nach einer Trennung der Eltern dazu 
führt, dass die einzige Legaldefinition ausgehebelt wird und der 
Umgang des Kindes mit beiden Elternteilen sowie die elterliche 
Sorge einem Elternteil entzogen wird. 

Dass hierbei vergessen wird, dass das natürliche Pflichtrecht der 
Eltern grundlos von Familiengerichten ausgesetzt wird, was nur 
bei schwerwiegenden Erziehungsunfähigkeiten (ein ebenso nicht 
definierbarer Begriff) der Eltern(teile) zu einer Trennung vom 
Kind führen darf. Da die Pflege und Erziehung der Eltern deren 
Pflichtrecht und für die Kinder hieraus abgeleitet das natürliche 


Recht ist, was nur nach Art. 18 GG allein vom 
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Bundesverfassungsgerichtt bei Verwirken ausgesetzt oder 
eingeschränkt werden darf (Art. 18 GG), macht den Begriff des 
Kindeswohls noch problematischer, denn ein Kind kann sein 
natürliches Recht nicht verwirken und die Familienrichter bis 
hinaus zum Bundesgerichtshof dürfen keine Entscheidung zum 
Entziehen oder Einschränken der elterlichen natürlichen 
Pflichtrechte auf Pflege und Erziehung treffen; soweit die 
Ableitungen aus dem Grundgesetz. 

Die tägliche Praxis sieht anders aus: Täglich werden ca. 400 
Kinder von einem Elternteil durch gerichtliche Entscheidungen zu 
Scheidungshalbwaisen gemacht, verstärkt durch eine starre 
Regelung des Umgangs auf bestimmte, nicht ausreichende 
Umgangszeiten und den Ausschluss vom täglichen Geschehen in 
den Familien(teilen). Das soll dem Wohl des jeweiligen Kindes 
dienen. Die durch Scheidungen oder auch Trennung „zum 
Kindeswohl“ verurteilten Halbwaisen übersteigen in Deutschland 
die Anzahl der Kinder, die ihre Väter im 2. Weltkrieg verloren 
haben. 

Auch dass darüber hinaus von den Jugendämtern in den letzten 
Jahren mit steigender Tendenz zuletzt mehr als 36.000 Kinder aus 
den Familien genommen wurden, weil das Kindeswohl gefährdet 


sein soll, ist ebenso kaum mit dem Begriff „Kindeswohl“ zu 


begründen. In Einzelfällen wird auf die Verhältnismäßigkeit 
geachtet, aber nur in Ausnahmefällen. 

Das Herausnehmen, teilweise Herausreißen aus intakten Familien, 
geht schnell und vielfach nicht ohne Gewalt durch die 
Mitarbeiter/innen der Jugendämter und der Helfer. Eine 
Rückführung dieser Kinder in die Familien beim Feststellen, dass 
keine Kindeswohlgefährdung vorliegt, dauert im besten Fall 
einige Monate, im schlimmsten Fall nach der Volljährigkeit, wobei 
de Kinder dann vielfach in Psychiatrien oder 
Strafvollzugseinrichtungen enden. In jedem Fall haben Kinder aus 
öffentlicher Erziehung, wie die Heimerziehung genannt wird, nur 
geringe Chancen für eine spätere angemessene Berufsausbildung. 
Viele von ihnen sind dauerhaft krank. Die meisten leiden unter 
einer Borderlinestörung. 

Diese Folgen sind den Familienrichtern bekannt, dennoch greifen 
sie häufig auf die einseitigen und zielgerichtet geschriebenen 
Berichte der Mitarbeiter/innen der Jugendämter zurück und 
entziehen den Kinder die Sorge durch ihre Eltern, obwohl Kinder 
sie nicht verwirken können. In den Begründungen der Beschlüsse 
ist dazu lediglich die Begründung zu finden: „Zum Wohl des 
Kindes ist den Eltern die elterliche Sorge zu entziehen und auf das 


Jugendamt zu übertragen.“ 
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Was das ist, konnte jedoch nicht definiert werden. So werden die 
unterschiedlichsten Begründungen und Situationen zum Anlass 
genommen, Kindeswohlgefährdungen zu begründen, ohne dass 
jedoch eine Definition für den Begriff „Kindeswohl“ möglich ist. 
Es muss in diesem Zusammenhang immer wieder festgestellt 
werden, dass der Begriff beliebig gefüllt wird und damit vielfach 
zum Streitobjekt wird, was dazu führt, dass Rechtsanwälte, 
Gutachter, Beratungsstellenmitarbeiter, Verfahrenspfleger, 
Umgansgspfleger, Heimpersonal, Pflegeeltern, 
Jugendamtsmitarbeiter, Familienrichter, Psychotherapeuten, 
Kinderärzte, Mitarbeiter in Psychiatrien und Gefängnissen, 
Berufsbetreuer davon auf Kosten der Familien oder der 
Allgemeinheit leben — wovon? Natürlich vom unbestimmten 
Rechtsbegriff „Kindeswohl“, denn alles beruht ja darauf, dass 
dieser Begriff verwendet wurde, um eine Situation zu schaffen, die 
den Einsatz dieser Berufsgruppen zur Folge hat. Hier kann nur die 
Assoziation zur Band „Geier Sturzflug‘“ mit ihrem Lied greifen: 
„Nun wird wieder in die Hände gespuckt. Wir sichern das 
Bruttosozialprodukt.“ 

Sicher ist es notwendig, dass Kinder geschützt werden, was auch 
bedeuten kann, dass Kinder von den Eltern zu trennen sind. Nur 
ist dann der Kindeswohlbegriff nicht geeignet, einzugreifen. Wenn 


Eingriffe erfolgen müssen, wäre dafür ein Katalog aufzustellen, 


wann das der Fall ist, auch, welche Angebote und Hilfen den 
Familien zur Verfügung gestellt werden müssen, um in weniger 
dramatischen Fällen etwas anzubieten, was der Familie hilft, statt 
sie zu zerstören, wobei der Katalog aus SGB VIH $$ 27 bis 35a 
nicht ausreicht und zu starr verwendet wird. Vergessen wird dabei, 
dass die Prävention immer weiter eingeschränkt wurde, weil die 
dafür benötigten Mittel in die teuren Einrichtungen fließen, die 
nur wenige Kinder erfassen können. 

Der Begriff „Kindeswohl“ ist deshalb aus dem Kindschaftsrecht 
zu verbannen und durch ‚die besten Interessen des Kindes, wie in 
der UN-KRK international anerkannt, zur Richtschnur werden. 
Der Begriff „Kindeswohl“ taugt nicht für das Ziel, das erreicht 
werden soll. 

Keine Kritik ohne Ausblick und Vorschläge für eine Lösung! 

Auf dem 11. Familiengerichtstag 1999 hatte Prof. Dr. Fegert sich 
dem Spannungsfeld der Definition des Begriffs 
„Kindeswohl“ gestellt und den Vorschlag gemacht, die UN-KRK 
als Katalog für weltweit geltende Grundsätze für die besten 
Interessen der Kinder als Grundsätze für gerichtliche 
Entscheidungen festzulegen. Als Begründung gab er an, dass 
hieran nahezu alle Regierungen dieser Welt bei allen 
Weltanschauungen und Religionen sich auf den Katalog dieser 


Kinderrechte geeinigt haben. Hieran kann angeknüpft werden. So 
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ist es denkbar und sinnvoll, dass bei Trennungen und Scheidungen 
bzw. bei Entscheidungen zum elterlichen Pflege- und 
Erziehungsrecht ihrer Kinder die Kompetenzen, Kapazitäten und 
Ressourcen, die Fähigkeiten, Fertigkeiten und Kenntnisse der 
Eltern festgestellt werden, um danach Lösungswege zu finden, die 
diese Qualitäten in der jeweils geeigneten Form zu Gute kommen 
lassen. Das Sorgerecht der Eltern darf dabei nur zum Ruhen 
gebracht werden. 

Damit wird viel Streit aus den Scheidungsverfahren genommen, 
was „dem Kindeswohl dient‘, und vor allem die besten Interessen 
der Kinder geregelt. Es ist auch bei den Familiengerichten dann 
das vom ehemaligen Familienrichter Hans-Christian Prestien 
geforderte familienrechtliiche ABC (Angst vermeiden, 


Beziehungen wahren, Chancen eröffnen) eingelöst. 


Gesellschaftsfähiger Lösungsvorschlag 


Win(Kind)-Win(Eltern)-Win(Staat)-Situation 


$ 1612 1IBGB 


Der Unterhalt ist durch eine Entrichtung einer Geldrente zu 
gewähren. Der Verpflichtete kann verlangen, dass ihm die 
Gewährung des Unterhalts in anderer Art gestattet wird, wenn 


besondere Gründe es rechtfertigen. 


Neue Sollformulierung: 


Pflege und Erziehung üben die Eltern in gemeinsamer Sorge 
gleichwertig aus. Ist ein Elternteil nicht bereit seiner Verpflichtung 
zur Pflege und Erziehung nachzukommen, ist eine Geldleistung zu 
entrichten, die den Betrag der tatsächlichen Kosten für das Kind 


übersteigt. 


Empfohlen wird, dass hierzu eine staatliche Versicherung nach 
skandinavischem Vorbild der Elternversicherung geschaffen wird 
oder das Grundeinkommen und die finanzielle Leistung in den 


Etat einbezogen wird. 
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Die Folgen: 


Beendigung der Verfassungswidrigkeit 


Naturalunterhalt (Pflege, Erziehung, Sachleistungen etc.) 


fördern die 
Identitäts- und Persönlichkeitsrechte des Kindes 


Dem Kindeswohl (insb. bei Streit der Eltern) ist es zuträglich 


(wissenschaftlich belegt) 
Weniger gerichtliche Auseinandersetzungen 


Unterstützung der Grundsätze der Gleichstellung der 


Geschlechter und der 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
Mehr Steuereinnahmen 


Niedrigere Sozialausgaben und Staatskosten 


Neue Sollformulierung des $ 1626 aBGB: 
Sind die leiblichen Eltern bei der Geburt des Kindes nicht 


miteinander verheiratet, so steht ihnen die elterliche Sorge nach 


Feststellung der Vaterschaft gemeinsam zu. 


Beziehung contra Erziehung 


Im Zusammenhang mit Trennung und Scheidung ist es die Art 
und Weise, wie mit der Situation "getrennt lebender Eltern" 
umgegangen wird, die für die Kinder folgeschädlich ist. Hier 
erfolgen nahezu alle Entscheidungen 
(Sorgerecht/Umgangsrecht u.s.w.) des Wächterstaates unter 
dem Gesichtspunkt des Kindeswohles, obwohl dieser Begriff 
(u.a. auch "Familie) in der Gesetzgebung nur in $ 1626 Abs. 3 
BGB als „in der Regel Umgang mit beiden 
Elternteilen“ definiert ist. Die staatliche Sorgfaltspflicht, die 
stärkend und vor allem ergänzend und fördernd aber nicht 
ersetzend zum natürlichen Erziehungsrecht der Eltern dienen 
soll, wird willkürlich durch die Judikatur weitgehend 
missbraucht; u. a. wegen der fehlenden Definition der 
vorgenannten Begriffe "Kindeswohl" und "Familie" Somit 
lässt sich ein an sich psychologisch bedingter Zustand in 
Rechtszustand mühelos umwandeln. Bedingt durch die 
strittige Trennung der Eltern und die ausschließliche 
gerichtliche Verteilung des Umganges in minimaler (oder gar 
keiner) Dosierung, (meistens 14 tägige Regelung) wird von 
den Kindern etwas erwartet, was die meisten Erwachsenen 


nicht schaffen; nämlich dass die Kinder unter der 
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vorgenannten erzwungenen Umgangsregelung eine 
vertrauensvolle, von emotionaler Nähe geprägte Beziehung und 


folglich eine gediegene und gediehene Erziehung erleben. 


Aus den folgenden Forschungsgebieten ist aber bekannt, 


{Entwicklungpsychologie (Petzold/Busch/Schon; 92, 94, 95)}, dass 
der Vater eine ebenso zentrale Rolle für die 
Persönlichkeitsentwicklung des Kindes hat, wie die Mutter und 
dass das Kind das Urvertrauen in beide Elternbeziehungen 
braucht, um die entwicklungsbedingt notwendigen 


Ablösungschritte vollziehen zu können, 


{Bindungssforschung (Bauers; 93; Ainsworth; Fthenakis 91)}, dass 
Kinder in der Regel während der Lebensgemeinschaft, 
Bindungen zu beiden Eltern entwickeln, auch dann wenn die 
Betreuung und Versorgung überwiegend durch ein Elternteil 


gewährleistet wurde, 


{Familienforschung (Schon/Denther; 95/97)}, dass sich Kinder 


(insbesondere Jungen) starke Eltern ( bzw. Väter) wünschen, 


{Stieffamilienforschung (Krähenbühl/Friedl/Maier-Aichen/Napp- 
Peters; 91/"/93/88-95)}, dass das Kind in der Lage ist, mehrere 
gute Beziehungen nebeneinander zu haben und wenn der zweite 
Elternteil ausreichen in die Entwicklung eingeschlossen ist, eine 


funktionelle Familieneinheit bilden können, 


{Trennungs. u. Scheidungsforschung 
(Wallerstein/Warshak/Gardner-Kodjoe; 89/92/94)}, dass auf 


Abbruch bzw. erhebliche Minderung einer auf Lebenszeit 
angelegten Eltern-Kind-Liebesbeziehung, negative 
Konsequenzen für das Selbstwertgefühl und das Selbstvertrauen 
des Kindes folgen und dass die Alleinerziehung das Risiko der 
emotionalen Kindesmisshandlung durch das Eltern-Kind- 
Entfremdungs-Syndrom (PAS; Parental Alienation Syndrom) mit 


hoher Wahrscheinlichkeit hervorruft, 


{ Umganssregelungsforschung (Piet H. de 
Man/Abarbanel/Waston/Steinmann/Schiller/Johnston/Irwing/ 


Rothberg.; 79/80/83/81/86/88/89 )}, dass die gleichmäßige 
abwechselnde Beherbergung des Kindes bei beiden Eltern, nicht 
schlechter sondern sogar mehrfach und öfter besser auf diesen 


wirken als die einzelne Beherbergung, 
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{ Verhaltensforschung (Prinz/Thembock/Elpfandt)}, dass Menschen 
abstammungsbedingte Eigenarten und Verhalten ihrer beiden 
Eltern von Geburt an erhalten, deren Förderung erst den 
Menschen zur gemeinschaftsfähigen Persönlichkeiten 


(Kindeswohl-Definition der Rechtssprechung) machen. 


Folglich bewirkt eine unzureichende oder fehlende 
ELTERNBEZIEHUNG eine Einschränkung in der Identitäts- und 
Selbstwertentwicklung sowie in der Bindungs- Beziehungs- und 


Leistungsfähigkeit des Kindes. 


Nach unserer Auffassung bedeutet KINDESWORHL prinzipiell einen 
"Zustand der positiven Entwicklung seiner abstammungsbedingten 
Eigenarten (u.a. innere Stärke) bzw. Eigenschaften"; die sog. 
SENSORISCHE INTEGRATION des KINDES für die Bildung 
einer gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit. Die Verwirklichung bzw. 
Förderung dieser/s inneren Stärke/Urvertrauens bzw. Eigenschaften 
können am geeigneten beide Eltern, die in erster Linie jeweiligen 
Verursacher der Kindeseigenarten sind, vorausgesetzt, dass keine 
missbräuchliche Sittenwidrigkeiten oder besondere krasse 
Erziehungsinkapazitäten bei einem der Elternteile vorliegt, sind 
beide Eltern in Bezug auf ihre Eigenschaften nicht gegeneinander 


austauschbar. Zwangsläufig erzwingen all die vorbenannten 


Notwendigkeiten und wissenschaftliche Erkenntnisse den Erhalt 


oder Förderung der Beziehung zur beiden Eltern. 


- 1) Im Falle der Trennung müssen sich die Eltern über den 
Umgang mit den Kindern einigen. Finden die Eltern eine Lösung 
für ihre Kinder, ist eine Einmischung der Staatsgewalt nur im Falle 
einer Sittenwidrigkeit (konkret bewiesene 
kindeswohlmisshandelnde Lösung) oder besonderen krassen 


Erziehungsunfähigkeit eines Elternteils zulässig. (Art. 6 Abs. 3 GG) 


- 2) Im Falle einer strittigen Trennung ohne Einigungsmöglichkeit 
der Eltern ist grundsätzlich (vom konkret bewiesener 
kindeswohlmisshandelnder Fall abgesehen) "eine gleichmäßige 
Beherbergung der Kindern bei beiden Eltern zwingend und 
automatisch gesetzlich vorzunehmen. Der ausziehende 
Elternteil muss in Kauf nehmen, dass er eine Wohnung in der 
Nähe des ursprünglichen Lebensmittelpunktes der Familie 
sucht, um die Regelmäßigkeit seines Umganges mit dem/n 
Kind/ern zu ermöglichen. Priorität ist hier den Erhalt der 
jeweiligen Bindung und Erziehungskonstanten zum/des 


Kind(es) zu geben (Kontinuitätsprinzip). 
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Der Umgang ist um so öfter 
(Stundenweise/tageweise/wöchentlich) zu gestalten, je jünger 


das/ie Kind/er ist/sind. 


Während dieser Zeit der strittigen Trennung muss den Eltern 
unter Androhung bestimmte Sanktionen auferlegt werden, sich 
einer therapeutischen Mediation zu unterziehen, bis eine für alle 
beteiligten akzeptableren Umgangslösung gefunden wird, die 
mit den veränderten Bedürfnisse der Doppel-Familie bestens 


kompatibel ist. (Cochemer Praxis) 


Barunterhaltszahlungen müssen ausnahmslos ausgeschlossen 
werden, insofern Naturalunterhalt/Betreuung vorrangig geleistet 


werden kann. 


Die steuerlichen Vorteile, die sich aus dem Betreuungsaufwand 
ergeben, sind jährlich alternierend auf jedes Elternteil zu 
verteilen, solange der Gesetzgeber den Paradigmenwechsel 
"Mutter/Eltern" steuerrechtlich (Haushaltsfreibetrag) nicht 


entspricht. (um den Steuerzahler zu entlasten) 


Urlaubsregelungen sind jeweils entsprechend der 


Umgangsregelung (je kleiner desto kürzer wegen der 


Zeitempfindung der Kinder) gleichmäßig zu unternehmen. 
Feiertagen, „Besinnlichkeits-Feiertage“ und Geburtstage sind 
aus dem Urlaubszeit auszunehmen und jährlich abwechselnd bei 
einem und dann beim anderen Elternteil zu verbringen. Zeitnah 
wird als Ausgleich ein Tag beim anderen Elternteil verbracht 
damit die Möglichkeit des Nachfeiern bzw. Beschenken 


gegeben ist. 


Bei Zuwiderhandlung der vorbenannten Regelung sind 
Bußgelder in Form von Unterhaltssätzen an den anderen 
Elternteil zu zahlen. Im Wiederholungsfall ist ein Ruhen der 


elterlichen Sorge als Druckmittel zu erwägen. 


- 3) Eine richterliche Umgangsregelung ist nur vorzunehmen, wenn 
die Abwendung eines Erziehungs-Missbrauchs notwendig ist. 
Als Erziehungsmissbrauch gilt die Behinderung des Umganges, 
den Wegzug aus dem bisherigen Lebensmittelpunkt des Kindes 
ohne Einwilligung des anderen Elternteils, um die 
Umgangsregelung zu beschränken. Härtefälle sind nur 
einvernehmlich zu regeln, ggf. unter Zuhilfenahme von 


mediativen Verfahren. 
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- 4) Im Falle eines Kindesentzuges sind empfindliche 
Ordnungsgelder ähnlich wie oben (- 3) vorzunehmen und zwar 
so lange das/ie Kind/er vorenthalten wird/werden. Im 
Wiederholungsfall ist das Ruhen der elterlichen Sorge in 


Erwägung zu ziehen. 


VORTEILE 


- Erhalt beider elterlichen Bindungen für die Kinder, 
erhebliche Minderung des Loylitätskonfliktes des Kindes 
sowie Erhalt der wichtigsten Quelle von "Streicheleinheiten“ 

- Vermeidung von Vorteilannahme durch einen Elternteil und 
Abwendung von Eltern-Kind-Entfremdung -Syndrom (PAS) 

- Förderung der Verhandlungsbereitschaft für mediative 
Lösungsansätze der Trennungskonflikte. 

- Förderung des elterlichen 
Beschäftigungsbedarfs .[Kompatibilität des "Karriere-Kind- 
Prinzips] 

- Abwendung eines finanziellen Konfliktes in Bezug auf 
Unterhalt. 

- Entlastung der öffentlichen Kasse (Unterhaltsvorschuss- 
Gesetz; Verfahrenskostenhilfe, usw....) mit Ersparnissen für 
tatsächliche Kindesunterhalts-Notfälle. (Schicksalsschlag- 
Fälle z.B.) 

- Vermeidung von krimineller Entwicklung der Kinder durch 
starke elterlicke Präsenz und damit verbundener 
Vorbildfunktion. 

- Viel geringere Frustrierung der Eltern, dadurch bessere 


Anpassung der Kinder an die Trennungsproblematik. 
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- Größere Bereitschaft des Besserverdienenden notfalls 
Unterhalt für seine Kinder zu zahlen. 

- Entlastung des Gerichtes, da die Eltern eine viel geringere 
Motivation haben, den gerichtlichen Weg einzuschlagen. 

- Entlastung der Eltern für Freizeitvorhaben, da bei Bedarf das 
Kind nicht fremd untergebracht werden müsste. 

- Unterbindung der "Geschlechterkampf-Mentalität" und 
Förderung der Gleichberechtigung in der Gesellschaftspolitik 
(Artikel 3, 6a. usw. ... der europäische Konvention im 


sozialen Bereich) 


Kapitel 10 
Vaterliebe vs. Mutterliebe 


Eltern sind auch nur Menschen. Das nutzt das System aus. Eltern 
neigen dazu, Lösungswege für ein Problem zu suchen und diese 
dann strikt und zielstrebig umzusetzen, was sie für richtig und 
notwendig halten. Diese evolutionäre Stärke wird ihnen aber in 
Familiensachen zum Vorwurf gemacht. Gerichte, Anwälte und 
Behörden argumentieren wenig lösungsorientiert. Sie behaupten, 
dass emotional betroffene und auch entfremdete Eltern aggressiv 
und unberechenbar seien. Sie hätten angeblich das Kindeswohl 
aus den Augen verloren und versagt. Des Weiteren würden 
entfremdete Eltern angeblich den Willen des Kindes brechen bzw. 
ihm ihren Willen aufzwingen, wenn sie ihren Kindern die Welt 
auch im Zusammenhang des Faktes zweier Lebensmittelpunkte 


erklären. Das ist alles Unfug. Lassen Sie sich nicht verunsichern! 


Väter lieben ihre Kinder ebenso sehr wie Mütter es tun, so dass sie 
alles für sie tun würden. Der Rückschluss, dass Vaterliebe zu ihren 
Kindern anormal oder gefährlich sei, ist menschenverachtend und 
stempelt sie zu Elternteilen zweiter Klasse ab. Der Rückschluss ist 
unzulässig, weil er Sippenhaft und Generalverdacht gegenüber 
dem Vater impliziert. Es wird eine gesellschaftliche Künstlichkeit 
in die Vater-Kind-Beziehung gebracht. Wieso sollte eine Mutter 


295 


ihr Kind mehr oder besser lieben können als ein Vater? Warum ist 
Mutterliebe gesellschaftlich akzeptierter als Vaterliebe? Warum 


wird das Muttersein mehr geschützt als das Vatersein? 


Und dennoch wird den Vätern zugemutet, dass sie ihre Kinder 
nicht sehen und hören können oder nur sporadisch Kontakt zu 
ihnen halten dürfen. Das wird begründet mit Unlogik, 
Widernatürlichkeit und falschen Gesetzen. Das ist grausam und 
vor allem willkürlich und wird in der EMRK als Folter (Art. 3 
EMRK) für Kind und getrenntem Elternteil, also auch bei 
Inobhutnahmen durch das Jugendamt bezeichnet. Unter dem 
Druck der Trennung von ihren Kindern werden Eltern oft krank 
und verzweifelt. Hilfe ist weit und breit nicht zu finden. Wenn 
doch, dann ist es Hilfe, die für andere konzipiert wurde, nämlich 
für Mütter und diese Hilfe wird nun für Männer adaptiert. Vor 
allem muss sich der Betroffene selbst um diese Hilfe kümmern, 
was schon im Ansatz verkehrt ist. Faktisch ist man als Vater, aber 
auch als betroffene Mutter, haltlos. Dies soll sich mit der 
Hilfestellung durch das Buch ändern. Männer können ihren 
Kindern zuliebe nicht nichts tun, weil unsere Natur es so 
vorgesehen hat. Genau dies aber wird dann von 
Entscheidungsträgern als Akt der Gewalt gegen die Mutter 
ausgelegt und im Nachgang als Begründung vorgebracht, warum 


eine gemeinsame Sorge nicht möglich erscheint oder das Kind auf 


einen Teil seines Besitztums verzichten muss. In Wahrheit haben 
die Gewalten, durch deren fremd bestimmende Einflussnahme auf 
die Väter, ihnen und ihren Kindern, dieses Schicksal aufgebürdet. 
Aber es gibt Hoffnung, aus diesem Kreislauf auszubrechen. 
Verzweifeln Sie nicht, denn die Hegemonie der Ungerechtigkeit 
wird sich zerschlagen. Die Natur, die europäische 
Rechtsprechung, die Wissenschaft, die Vernunft, das Kindeswohl 
und das Streben nach Gleichheit im Elternstatut sind auf der Seite 


der Väter bzw. der entfremdeten Eltern. 


Der Staat wird anerkennen müssen, dass Heerscharen von 
alleinerziehenden, meist Müttern, keine gangbare 


Zukunftsperspektive für eine Gesellschaft sind. 
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Gebärfähigkeit (un)gleich Betreuungsfähigkeit 


An dieser Stelle soll einmal auf eine weit verbreitete Annahme 


aufmerksam gemacht werden. 


Elternteil zu sein ist ein Lern- und Übungsprozess. Es gibt keinen 
Garant dafür, dass eine Mutter aufgrund der Gebärfähigkeit auch 
automatisch eine gute Betreuungs- und Erziehungspersönlichkeit 
ist. Umgekehrt ist nicht jeder Vater aufgrund seiner 
Nichtgebärfähigkeit ungeeignet ein guter Betreuer oder Erzieher 
zu sein. Hier also die Betreuungsfähigkeit als Synonym zur 
Gebärfähigkeit zu setzen ist mehr als falsch, es ist abwegig. 
Zudem ist es Ausdruck der Diskriminierung, weil somit der Frau 
unzulässig die gesamte Erziehungsverantwortung aufgedrückt 
wird. Analog gesehen macht die Zeugungsfähigkeit des Mannes 
ihn nicht zum Supervater. Und es berechtigt daher den Vater auf 
keinen Fall sich aus der Rolle als Erzieher zu nehmen, weil er 


angeblich nicht gelassen wird oder dies reine Frauensache sei. 


Hier wird oft in Diskursen der Punkt des Stillens angebracht. Dies 
kann offenkundig nicht vom Mann getan werden und stellt für 
viele die Ausgangslage für die angebliche Hauptbindung zwischen 
Kind und Mutter dar. Dieses Argument hinkt immer dann, wenn 
man darauf verweist, dass in Vorzeiten die Kinder durch eine 


Amme gestillt wurden und seltener durch die biologische Mutter 


und dieses Phänomen wieder stark im Kommen ist - so zum 
Beispiel in China. Wir müssen hier aber differenzieren. Gemeint 
ist von den Vertretern der Hauptbindungstherorie die Stillsituation 
durch das Säugen und die Nähe zur Mutter etc. Dem 
widersprechen die Möglichkeit des Abpumpens der Muttermilch 
und der unproblematischen Versorgung des Kindes auch gänzlich 
ohne Muttermilch. Dabei geht es nicht um eine Debatte um die 
Wichtigkeit von Muttermilch, sondern um die Tatsache, dass 
darauf verzichtet werden kann. Letztlich wird ja auch in Bezug auf 
das Kindeswohl nicht vom Optimum ausgegangen. Wer 
entscheidet, ob der Kontakt zum leiblichen Vater oder das Stillen 
wichtiger für ein Kind ist? Der Vater kann selbst im übertragenen 
Sinn stillen und zwar immer und überall. Er kann selbst permanent 
Kontakt zum Kind haben. Das wiederum bedeutet, das Kind wird 
erst durch die lange Nähe beim Stillen an die Mutter gebunden. 
Biologisch gesehen, bedarf es die Mutter nach der Geburt nicht 
mehr als den Vater zum Überleben. Die nun eröffnete Haltung, 
dass in der Natur aber nur die Mutter das Überleben des Kindes 
sichern könnte ist als Totschlagargument oft benutzt. Dazu ist zu 
bemerken, dass viele Mütter nicht stillen können und wollen. 
Weiterhin wirkt dieses Argument im Zeitalter von Medien und 
Technik äußerst schwach aufgestellt. Nicht das Stillen stellt die 


Bindung her, sondern die Empathie desjenigen, der dem Kind die 
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notwendige Nahrungsaufnahme und den Zuspruch sichert. Das 
Experiment aus dem Mittelalter mit Kaspar Hauser zeigt deutlich, 
dass neben der Nahrungsaufnahme die Ansprache und das 
Erkennen von Bedürfnissen, sowie deren sofortige Befriedigung 
für die Entwicklung des Gehirns von außerordentlicher Bedeutung 
ist, weil hierbei die einzelnen Synapsen miteinander so verbunden 
werden, dass sie tragend für die weitere Entwicklung des 
kindlichen Gehirns sind. Je öfter die Nervenbahnen angesprochen 


werden, desto intensiver sind die Lernmöglichkeiten des Kindes. 


Erwiesenermaßen muss eine Erstgebärende auch erst lernen, wie 
man mit dem Kind umgeht. Dies wird ihr beigebracht in Kursen 
und durch die Begleitung von Geburtshelfern und dem Aufenthalt 
im Wochenbett etc. Setzt man eine ähnliche Qualifizierung für den 
Vater an, so sollte sich hier kein signifikanter Unterschied 
zwischen den Geschlechtern in der Kinderbetreuung ergeben. 
Hinzu kommt, dass Eltern die Formen, die sie aus der Kindheit 
gelernt und verinnerlicht haben, an die eigenen Kinder 
weitergeben. Diese sind wiederum abhängig vom genetischen 


Erbe und der eigenen Gestaltung im Kindesalter. 


Da diese Kurse aber ausschließlich auf Frauen als Zielgruppe 
abstellen, ist schon das allein problematisch. Männer gehen mit 
Nachwuchs anders um, was grundsätzlich weder besser noch 


schlechter ist, eben nur anders. Es erfordert nur eben ein anderes 


Vermittlungskonzept. Und selbst ein anderes Vermittlungskonzept 
bzw. vermittelte Hilfen sind nicht gesichert besser als das intuitive 
Pflege und Erziehung der Eltern. Dies aber bedeutet eben nicht, 
dass Frauen Männern erklären, wie sie mit ihren Kindern 
umgehen sollen. Es bedeutet, dass Männer sich selbst finden im 
Versorgen mit dem Nachwuchs und keine Mutter kopieren 
müssen, da sie aus eigener Kindheit ihre Erfahrungen weitergeben. 
Das setzt naturgemäß eine Akzeptanz der Mütter und Frauen 
voraus, die die Art der Männer mit Kindern umzugehen als 
gleichwertig und gleichberechtigt ansieht. Die Behauptung, dass 
Männer nichts von Kleinkindern verstünden ist so nachhaltig und 
richtig, wie die Erklärung, dass Frauen keinen Technikverstand 
haben. Vor diesem Hintergrund darf sich mal überlegt werden, 
warum Väter als quasi Rückfallebene angesehen werden in 
Betreuungsangelegenheiten und nur vollwertig und 
gleichberechtigt in Erscheinung treten dürfen bzw. gefördert 
werden, wenn die Mutter als Erzieher ausfällt - aus welchen 
Gründen auch immer oder in einer Partnerschaft in der sich die 


Eltern einigen, dass der Vater hauptsächlich pflegt und erzieht. 


Letztlich sollten wir mit dem Mythos aufräumen, dass das Stillen 
die Mutter zur Hauptbindungsperson macht, weil so die Nähe und 
Vertrautheit zum Kind gefestigt wird. Gerne wird hierbei auf die 
Ausschüttung von Hormonen abgestellt, wie dem Oxytocin. Dazu 
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sei angeführt, dass das Hormon generell auch oder vor allem in 
der Paarbindung ausgeschüttet wird. Das heißt also auch zwischen 
Erwachsenen. Das Hormon verstärkt prinzipiell die Verbundenheit 
von Menschen zueinander. Das heißt, wenn ein Vater das Kind 
füttert, wird ebenso eine enge Bindung zum Kind entstehen, wie 


sie die Mutter beim Stillen des Kindes aufbauen kann. 


Wir sollten also endlich Abstand nehmen von solchen ideologisch 


geprägten Vorurteilen. 


An dieser Stelle darf überlegt werden, warum sich Frauen in ihrem 
Streben nach Emanzipation selbst den Stiefel anziehen nur dann 
als Frau vollwertig zu sein, wenn sie gebärend sind und sich damit 
selbst geißeln, wenn sie einem selbst geschaffenen Wertebild nicht 
entsprechen. Frau sein heißt als falsches Synonym (allein) 
betreuende Mutter. Das kann und darf so nicht mehr gelten. Daher 
ist es nachvollziehbar, wenn heutige Frauen, mit diesem 
herkömmlichen Leitbild, sozialisiertt vehement um ihre Kinder 


einen Pseudokampf führen, der gar nicht notwendig ist. 


Was Sie dem Kind sagen können 


Vielleicht stellen Sie sich die Frage, wie Sie in dem ganzen 
Prozess mit Ihrem Kind umgehen sollen bzw. was Sie ihm sagen 


werden. Falls Ihr Kind noch sehr jung ist, ist es etwas leichter. 


Komplexer wird es, wenn das Kind sich und seine Wünsche selbst 


artikulieren kann. 


Die Gerichte greifen gern auf eine Befragung des Kindes zurück, 
um den Kindeswillen zu erfahren und zu berücksichtigen, auch 


wenn dieser auf das Kindeswohl bezogen nicht aussagekräftig ist. 


Die Thematik wer und wie qualifiziert ist/wird, um ein Kind zu 
anzuhören bzw. zu befragen bleibt hier außen vor. Die Art der 
Kinderbefragung und die Zielsetzung ebenso. Der Leser kann sich 
aber selbst einmal fragen, wie Gutachter, Sachbearbeiter und 
Richter ein Kind befragen können, wenn sie keine bis lediglich 
rudimentäre Kenntnisse und praktische Erfahrungen in diesem 


Bereich aufzeigen. 


Eltern setzen Vieles daran, das Kind nach ihren eigenen 
Vorstellungen zu prägen und zu beeinflussen. Suggestion ist dabei 
noch ein harmloses und durchgängig angewandtes Mittel, wenn 
man an Neuro-Linguistisches Programmieren denkt. Das Kind 
wird direkt und indirekt gesteuert. Der Drang des Kindes nach 
sozialer Anerkennung ist stark ausgeprägt. Das Kind entwickelt 
den Wunsch des Elternteils mit dem höheren Betreuungsanteil 
möglicherweise zu seinen eigenem und gibt diesen Wunsch 
wieder. Kinder vermeiden den Streit und fürchten Sanktionen. Sie 


wünschen sich oft, dass es gar keinen Streit gibt. Das ist aber nicht 
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Ausdruck davon, dass das Kind den ausgegrenzten Elternteil nicht 
sehen will. Vielmehr ist es eine Interpretation der Zuhörer. Zudem 
kommt genau hier meist die (ungelöste) Paarebene zum Tragen. 
Oft wird auch fehl interpretiert, wenn das Kind im Konflikt 
Informationen und Kommunikation mit dem einen oder beiden 
Elternteilen anders wahrnimmt bzw. wiedergibt. Die Folge ist 
meist eine katastrophale Fehlentscheidung der Gerichte - quasi 
immer dann, wenn eine Entscheidung gegen ein 50/50 
Betreuungsmodell ausfällt. Hinzu kommt die widersinnige 
Auflage, alles zu unterlassen, was dem anderen Elternteil schadet 
und damit auch den besten Interessen des Kindes. Diese 
unterstellt, dass nur „Ein-Elternteil-Kind-Konstellationen“ 
kindeswohldienlich sind. Gemeint ist, Sie dürfen dem Kind nichts 
sagen, was den Streit beinhaltet. Es wird Ihnen aber dennoch 
immer wieder unterstellt werden genau das zu tun, womit der 
andere Elternteil und auch die Behörden dann den Fortgang des 
Streites der Eltern immer wieder am Leben erhalten. Der Streit ist 
aktenkundig und damit immer präsent. Dieses 
Alleinerziehungsmodell beschwört nur noch mehr Konflikte 
herauf. Genau an dieser Stelle ist das Gegenteil zu tun, um das 
Kind aus der Lage der einseitigen Beeinflussung zu nehmen und 
ins Gleichgewicht zu bringen. Es braucht die gleiche Zeit mit dem 


Vater sowie mit der Mutter. Dann findet das Kind ganz natürlich 


sein inneres „Gleichgewicht“ wieder. Wenn Sie in der Lage sind, 
Ihr Kind zu sprechen, dann dürfen Sie ihm sagen, dass Sie es 
lieben - tausendmal und mehr. Es darf wissen, da ist ein Teil von 
mir. Und dieser Teil braucht mich genauso wie ich ihn brauche. 
Sagen Sie ihm, dass Sie sich wünschen, dass ihr Kind genauso 
lange bei Ihnen ist wie bei dem anderen Elternteil. Sie können ihm 
sagen, dass es zwei Zuhause hat und dass dieses in Ordnung ist. 
Sagen Sie ihm ruhig, dass es Ihnen vertrauen kann und dass dem 
anderen Elternteil nichts passiert. Sagen Sie ihm, dass es nur einen 
Papa gibt und nur eine Mama und dass es sich keine Gedanken 
machen muss, weil Sie immer da sein werden. Aber sagen Sie ihm 
auch, dass es ungerecht ist, dass Sie es nicht genauso oft sehen 
können. Kinder wollen Feedback. Kinder brauchen und wollen 
Klarheit und Sicherheit. Sie dürfen wissen, was die Eltern wollen. 
Sıe können erfahren, was die Eltern denken. Wenn Sie hier dem 
Nonsens der Jugendämter und Co glauben und dem Kind nichts 
sagen, weil Sie es dann angeblich im Konflikt halten, dann hört 
das Kind niemals Ihre Meinung. Es sieht und fühlt Ihre Liebe 


sonst nicht. 


Wir gehen hier davon aus, dass Sie dies kindgerecht und 


entsprechend sachlich machen. 


Ihr Kind ist ein Teil von Ihnen und es gehört ganz einfach zu 


Ihnen. Das versteht jedes Kind. Sie sind nicht mehr mit dem 
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anderen Elternteil zusammen, aber Sie trennen sich doch nicht 
vom Kind — das muss das Kind von Ihnen wissen und hören. Auch 
wenn der andere Elternteil einen neuen Partner hat, ein 
biologischer Vater oder eine biologische Mutter ist unersetzlich. 
Die Entwicklung des Kindes nach seiner biologischen 
Grundstruktur können nur Sie zur Geltung bringen und in seiner 
Persönlichkeit entwickeln. Auch in der Konstellation mit einem 
neuen Partner ist es möglich, dass das Wechselmodell funktioniert. 
Der neue Partner oder die neue Partnerin wird begeistert sein, dass 
er oder sie den anderen Elternteil eine Woche lang ohne Kind für 
sich hat. Denken Sie daran, die Rechtspraxis und Auslegung ist Ihr 
Feind und die Uneinsichtigkeit des anderen Elternteils, nicht der 
andere Elternteil selbst. Voraussetzung ist, dass Sie es für sich 
akzeptiert haben, dass Sie vom anderen Elternteil als Mann oder 
Frau nichts mehr wissen wollen und nur noch Eltern sind. Ihre 
Pflicht ist das Recht des Kindes an Ihnen beiden. Und vertrauen 
Sie sich selbst, hören Sie auf Ihren „Bauch“. Sie machen nichts 
falsch. Sie sind ein Teil der Eltern. Denken Sie daran, Sie sind 
nicht allein. Bedenken Sie auch, dass das Kind nur bedingt seine 
eigenen Entscheidungen trifft und dabei nicht frei von jeglicher 
Beeinflussung ist. Sie werden immer im Wirken und Wesen ein 


Vorbild für das Kind sein, eine enorme Verantwortung haben und 


damit Beeinflussungsquelle Nr. 1 für das Kind und seine innere 


Entscheidungsfindung sein, bewusst und unbewusst. 


Vorbild für ein Kind zu sein heißt ihm die Welt zu erklären. Damit 
prägt man ein Kind. Im Elternstreit soll dies nun aufgehalten bzw. 
gestoppt werden, weil es angeblich negative Suggestion für das 
Kind sei. Dem Bedarf des Kindes soll nun nicht mehr 
nachgegangen werden, weil darin eine angebliche Gefahr für das 
Kind liegt bzw. ein Verstoß gegen die Wohlverhaltenspflicht. Im 
Grunde zieht die Forderung nach „Stillhalten“ nur verstärkt die 
Folge der Entfremdung eines Elternteiles nach sich. Der 
vorgeschobene Grund, dass Kind so aus dem Streit der Eltern 
herauszuhalten widerspricht jedoch stark dem oben erwähnten 
Gedanken zur Resilienzkapazität des Kindes. Jeder beeinflusst 
sein Kind. Es ist die Aufgabe der Eltern mit responsiven Verhalten 
und Erklärungen das Kind zu formen. Es ist ein Automatismus, 


den das Kind braucht. 
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Gesellschaftliche Gleichstellung von Mann und Frau 


Wir verstehen uns als Aktivisten für Gleichberechtigung von 
Mann und Frau. Auch sind viele unter uns Leistungsträger der 
Gesellschaft. Mit großer Freude würden wir die Erziehung und 
Pflege unserer Kinder übernehmen, damit an unserer Stelle die 
Mütter unserer Kinder sich beruflichen verwirklichen können. 
Noch lieber würden wir die Erziehung und Pflege teilen, so dass 
unsere Kinder Mutter und Vater gleichermaßen besitzen und deren 
genotypischen und phenotypischen Eigenschaften und damit ihre 
identitäre Persönlichkeit bestmöglich entwickeln Können. Die 
Politik, das Jugendamt und die Richter drängen uns jedoch ins 
Abseits. Nicht weil wir schlechtere Eltern wären, nein, weil wir 
formal Väter sind und keine Mütter. Mütter dürfen legal Kinder 
entziehen und erhalten als Dank Macht und Barunterhalt. Väter 
ohne Sorgerecht kämen für die gleiche Tat ins Gefängnis. Nicht 
nur wir wissen aber bereits jetzt und heute, Kinder brauchen nicht 


nur einen Elternteil! 


Wir sind Verfechter der Emanzipation. Doch dieses Ziel können 
weder Frau noch Mann im Alleingang erreichen. Wir Können es 
nur gemeinsam schaffen, wenn wir an einem Strang ziehen. Daher 
fordern wir eindringlich: Wenn wir Chancengleichheit möchten, 
dann sollten wir nicht den Status des „Alleinerziehenden“ fördern, 


sondern aktiv, auch durch staatliche Institutionen wie dem 


Jugendamt, konsequent die paritätische Elternschaft - auch und 
vor allem bei einer Trennung der Eltern. Die wörtliche Aufnahme 
der Betreuung 50/50 in das Gesetzbuch muss eingefordert werden. 
Barunterhalt darf nicht länger Vorrang gegenüber Naturalunterhalt 
haben. Erziehung und Pflege des Kindes muss der Wunsch und 
Motivation zur Betreuung sein, keinesfalls Geld. Denn Geld 
ersetzt den anderen Elternteil nicht. Mit der zunehmenden 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf können wir die 
Gleichstellung von Frau und Mann am Arbeitsmarkt effektiver 
fördern als mit jeder Quote oder Maßnahme. Es lebe die 


Gleichberechtigung, aber bitte die echte! 


Die Arbeitgeber werden anstatt der Krankenkasse oder des 
Staates, wie es sonst bei Erwerbsunfähigkeit üblich ist, 
verpflichtet, für die Ausfallzeit von Müttern im Rahmen von 
Mutterschaftsgeld Leistungen zu zahlen. Elterngeld wegen 
Elternzeit oder Krankengeld wegen Arbeitsunfähigkeit hat der 
Arbeitgeber nicht zu zahlen. Der Staat versucht auch hier, die Last 
auf Eltern, hier auf die Mutter bzw. deren Arbeitgeber abzuwälzen 
und forciert so eine Ungleichbehandlung von Frauen und Männern 
am Arbeitsmarkt. Eine Frau muss sich zwischen Job und Kind 
entscheiden, beides geht im 21. Jahrhundert in Deutschland noch 


immer nicht. 
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Nach den Auffassungen des Europäischen Gerichtshofs ist Art. 3 
GG, also der Gleichheitsgrundsatz, unabhängig des Elternstatuts 
vorrangig gegenüber dem Schutz der Mutter nach Art. 6 GG zu 


sehen. 


Wir können das Übel also nur an der Wurzel bekämpfen und nicht 
beispielsweise Mutterschaftsgeld dem Arbeitgeber aufbürden. Es 
müssen gleiche Voraussetzungen geschaffen werden. Insofern wir 
Mutterschaftsgeld durch den Staat finanzieren und nicht 
diskriminierend Vätern gleiche Ausfallzeiten wegen 
Kindererziehung ermöglichen wie Müttern, werden wir nicht nur 
den Kindern unseres Landes gerecht werden, sondern auch das 
Gefühl von Vätern etablieren, dieselbe Anerkennung zu erhalten, 
wie sie Mütter mit Erziehungszeiten bekommen. Im Ergebnis 
werden Arbeitgeber automatisch Frauen und Männer zunehmend 
nach Leistung einstellen und bezahlen und nicht nach Geschlecht 


bzw. potentiellen Schwangerschaften. 


Statistiken 


Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 


(allein der Name ist Diskriminierung) 


hat im Heft 28 aus dem Jahre 2012 eine Statistik zu den Belangen 


der Alleinerziehung herausgegeben. 


Hier wird nicht nur in einer erschreckenden Deutlichkeit klar, 
welche Frauen, in welchem Alter und mit welchem 
Bildungshintergrund alleinerziehend sind, sondern auch in welche 
Erziehungsraster (Mentalitätsraster) sie damit fallen. Nimmt man 
sich die Arbeitslosenzahlen und rechnet die Zahlen der 
Alleinerziehenden dagegen, so kann niemand mehr davon reden, 


dass es sich um ein Randphänomen handelt. 


Es gibt natürlich keine statistischen Erhebungen dazu, welche 
Frauen und mit welchen Bildungshintergrund bevorzugt Kinder 
entfremden und warum gerade 90% aller Gerichtsbeschlüsse für 
die Alleinerziehung auf die einkommens- und bildungsschwachen 


Mütter fallen. 


Bemerkenswert aber ist, dass die Lebenszufriedenheit der 
Alleinerziehenden zu den nicht Alleinerziehenden deutlich 
geringer ist. 
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Interessant ist auch, dass Alleinerziehende, nach dieser Statistik, 
eine schlechtere Chance auf den Wiedereinstieg in das 
Berufsleben haben bzw. dem sehr hohen und bekannten Risiko der 
Altersarmut unterliegen. Da die alleinerziehenden Mütter nach der 
Statistik bildungsfern sind, liegt die Begründung des Nachteils 
bei längeren Erziehungszeiten daran, dass sie für die Wirtschaft 
unwichtiger sind als gut ausgebildete Frauen. Dieses Manko wird 
jedoch bei der Begründung durch das Frauenministerium nicht 


benannt. 


An dieser Stelle wirkt es geradezu bezeichnend, dass Mütter sich 
selbst die Bürde und die Diskriminierung der Alleinerziehung 
auferlegen bzw. ohne Widerstand auferlegen lassen und die 
Entfremdung forcieren, sich dann aber über Überforderung 


beschweren. 


Wie destruktiv Alleinerziehung für Kinder ist, macht sich in der 
Statistik dadurch bemerkbar, dass Kinder zur Relevanz ihrer 
entfremdeten Väter befragt wurden. Das Ergebnis ist alarmierend, 
mit zunehmendem Alter und Entfremdung erachten Kinder ihren 
Vater als unwichtig für sich. Das Ergebnis verschlimmert sich, 
wenn das Kind gänzlich ohne Bezug zu einem männlichen Vorbild 
aufwächst. Die psychologischen und sozialen Folgeschäden sind 


unabsehbar. 


Hier einmal eine nicht abgeschlossene Liste der Hilfen, die für 
Alleinerziehende staatlich bereitgestellt werden und die eigentlich 
nicht sein müsste, wenn Eltern gleichberechtigt wären. Die Last 
für den Steuerzahler ist enorm und nun kann man sich vielleicht 
auch vorstellen, warum der Staat interessiert ist, diese Kosten über 


den Barunterhalt zurückzuerhalten. 


- Kinderbetreuung, 
- steuerliche Absetzbarkeit von Kinderbetreuungskosten, 


- Betreuungskostenzuschuss für Alleinerziehende beim 


BaföG, 


- bevorzugte Vermittlung von DBetreuungsplätzen für 


Alleinerziehende, 
- Betreuungskostenzuschuss für Auszubildende, 
- Steuerentlastungsbeitrag für Alleinerziehende, 
- Kinderfreibetrag, 
- Elterngeld, 
- Kindergeld, 
- Unterhaltsvorschuss, 
- Durchsetzen von Unterhaltsansprüchen, 
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- Grundsicherung, 

- Mehrbedarfszuschläge, 

- Kinderzuschlag, 

- Wohngeld, 

- Einkommensfreibetrag für Alleinerziehende, 

- Bildungs- und Teilhabepaket, 

-  Kostenfreiheit für Gerichts- und Mahnverfahren, 
- Betreuungsgeld, 


- etc. etc. etc. 


Es ist also nicht von ungefähr, dass Alleinerziehung eine 
Gesellschaft nicht nur wirtschaftlich, sondern vor allem sozial 
gesehen destabilisiert. Demographisch gesehen ist Alleinerziehung 
der GAU. Bedenkt man, dass es in einem rohstoffarmen Land wie 
der BRD auf ein Maximum an Bildung ankommt, dann wirkt 
diese Familienpolitik geradezu grob fahrlässig unverantwortlich, 
insbesondere, da die Mehrzahl der Alleinerziehenden als 
bildungsfern eingestuft wird und diese Bildungsferne an die 
Kinder weitergibt. Die staatlich verordnete 
Gemeinschaftserziehung in Einrichtungen kann die Erziehung und 


(Herzens-)Bildung nicht ausgleichen. Dabei sei angemerkt, dass es 


in dem Sinne kein Missstand gibt, sondern dass es Profiteure einer 
solchen Gesellschaftssituation gibt, sowohl wirtschaftlich, also 


auch politisch. 
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Starres Familienbild und die Unterbewertung der Vaterrolle 


Die Beziehungen der Erwachsenen werden zunehmend anonymer 
und lockerer. Dies erfordert ein Gegengewicht, welches nur in der 
biologischen Elternschaft zu sehen ist. Diese Elternschaft bedarf 
daher unabhängig von gesellschaftlichem Wandel einer stabilen 
und ausgewogenen finanziellen und emotionalen Basis. Alles 
ausgerichtet nach dem Blickwinkel „Bedarf des Kindes in der 
Familie“ und dann erst nach den individuellen Wünschen der 


Eltern. 


Die traditionelle Rollenverteilung zwischen den Mitgliedern der 
Familie ist einer starken Wandlung unterworfen. Im Zuge der 
letzten Jahrzehnte ist auch durch die wachsende Mobilität eine 
neue Dynamik in den Begriff der Familie eingeflossen. Zwar 
werden traditionelle Systeme des familiären Zusammenlebens 
heute noch gelebt, aber als Leitbild wird ihnen zunehmend 
gesellschaftliche Bedeutung entzogen. Gerade im Streben des 
Staates nach Zwangsvergemeinschaftung haben sich eheähnliche 
Lebensgemeinschaften und Patchworksysteme jedweder Art als 
„Lebensabschnittsgefährten“ etabliert. Dabei spielt die klassische 
Gruppierung auf Dauer - Mutter-Vater-Kind - keine verbindliche 
Rolle mehr. Viele Menschen sind in den letzten Jahren dazu 
aufgefordert worden, sich neu zu definieren, egal ob als Mann 


oder als Frau. Rollenverteilung wird als Diskriminierung 


aufgezwungen und als unmodern proklamiert (Gender 
Mainstreaming). Der Platz in der Gesellschaft und in der Familie 
wird neu bestimmt. Werteordnung und Gesellschaftssysteme 
werden - politisch aufgezwungen - verändert. Dieses wird bisher 
rechtlich nicht gewürdigt, wobei die Neu(er)findung der Rolle als 
Vater wird es schwer gemacht, die mit der Veränderung 
eingehenden neuen Zuständigkeiten gesellschaftlich anerkannt zu 
erleben. Der Verdrängung des (,neuen“) Vaters entgegenzuwirken 
ist schwerer denn je. Neue Erkenntnisse, Entwicklungen und 
Einflüsse werden zu langsam und zu klein gesellschaftlich und 
gesetzlich umgesetzt bzw. erkannt. Bis heute kann der Mann als 
Vater nicht sein volles Potential ausschöpfen und erfährt keine 
flächendeckende Unterstützung durch die Gesellschaft und den 
Staat. So hat er bei Trennung und Scheidung weiterhin das volle 
finanzielle Risiko für die zwei Familienteile zu tragen, jedoch 
werden die Mütter in allen beruflichen Angelegenheiten finanziell 
und durch Unterstützungsangebote privilegiert. Die Mütter werden 
aber oftmals dennoch mit ihren Sorgen und Problemen allein 
gelassen, während sich die Väter noch nicht ausreichend in ihre 
neue Rolle einfügen können und dürfen. Der Zerfall der 
traditionellen Familie, was sich auch an den Trennungszahlen 
zeigt, die zu ca. 70 % von den Müttern aufgrund Versprechen der 


Politik ausgeht, gibt der Mutter eben nicht die Chancen, die sie als 
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Frau eigentlich verdient. Viele Männer fühlen sich aufgrund 
finanzieller Ängste als Sklave ihrer Partnerin, wenn sie mit dieser 
ein Kind haben, wohingegen die Frau sich mit einem Kind 
abgesichert fühlen kann. Folglich ist es nahe liegend, dass Mütter 
Väter häufiger verlassen als umgekehrt. Für einen der finanzielle 
und seelische Gau, für die andere Freiheit mit allen Privilegien. Es 
liest im Grunde an den systemisch bedingten 
Rücksichtslosigkeiten in der Gesellschaft. Auch die Mütter 
werden in den wirtschaftlichen, seelischen und körperlichen Ruin 
getrieben, indem sie den Interessen der Wirtschaft untergeordnet 


werden wie die Väter. 


Das Thema Altersarmut von Alleinerziehenden und arbeitslos 
gewordenen Vätern wird hier nicht erörtert. Der Leser darf sich 


aber auch hierzu seine Meinung bilden, was genau dazu führt. 


Die Väter werden in der Hinsicht ihrer Bedeutung für das 
gemeinsame Kind zu sorgen nicht ernsthaft gefördert und oft 
außen vor gelassen. So wachsen also unsere Kinder heute 
weitgehend elternlos auf. Schon seit Jahren wird mit der 
Abwesenheit der Väter in der Erziehung, trotz anderer 
Möglichkeiten, eine Generation von unselbständigen Kindern, bei 
denen Spaß und Ansprüche statt Verantwortung und Leistung im 


Vordergrund stehen, produziert - nicht nur nach Volksempfinden. 


Väter werden aber, entgegen der langläufigen Meinung, nicht erst 
dann zur Erziehung benötigt, wenn das Kind sprechen bzw. 
interagieren kann. Die Vorstellung, dass die Mütter die sorgenden 
und beziehungsmäßigen Aspekte der Erziehung übernehmen und 
die Väter dann einschreiten, wenn das Kind seinen sozialen Raum 
erweitert, ist vollkommen überworfen und veraltet. Aber diese 
Vorstellung behindert nach wie vor die Sicht auf die Bedeutung 
des Vaters und der Mutter in der heutigen Zeit. Es verhindert die 
Sicht auf die Bedürfnisse des Kindes. Wenn ein Vater Elternzeit 
beantragen kann, um für sein Kind zu sorgen, gleich nach der 
Geburt, dann nennt man das Gleichberechtigung und 
Chancengleichheit. Auf der anderen Seite stellt man dem 
Wechselmodell bzw. dem Umgang eines Kleinkindes entgegen, 
der Vater könne sich nicht dementsprechend um ein Kind in 
diesem Alter kümmern. Das nennen wir mal scheinheilig und 


diskriminierend. 


Ein Aspekt, der hinzutritt, ist die zunehmende hedonistisch 
ausgerichtete Paarebene vieler Eltern. Sie sind nicht bereit, sich 
auf ein Leben zu dritt in gegenseitiger Verantwortung 
einzurichten. Dies führt zum Zerplatzen der Familie, und damit 
zur Trennung und zur Abwesenheit eines Elternteils. Die Gründe 
wie die Natur des Mannes und der Alltag des Mannes, Aufgaben 
des Mannes etc, warum Väter sich aus der Erziehung 
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heraushalten, sind oftmals unsachlich und vorgeschoben. Mütter 
sind weder besser geeignet, Kinder zu erziehen, noch ist eine 
gewisse persönliche Gebundenheit für den Mann durch das 
Vatersein unzumutbar. Die Pseudofreiheit als höchste Form des 
Konsums und der Spaßgesellschaft (Hedonismus) dient daher 
oftmals als Grund für die wenig ausgeprägte Bindung und Haltung 
zum Kind. Da die Frauen heute weniger finanziell vom Mann 
abhängig sind, hat der Vater sich weitgehend neu definiert und 
steuert seinen Erziehungsbeitrag bei - wenn er denn darf und 
gefördert wird. Das schließt ein, dass Männer ihre Rechte „wie 
Männer“ einfordern. Dazu müssen sie aber wissen, was sie 
wollen, können, sollen, dürfen etc. Bei nicht verheirateten Eltern, 
ist es dem Mann nicht möglich die gleichberechtigte Elternzeit zu 
nehmen, wenn die Mutter es nicht will, denn selbst wenn 
theoretisch diese Möglichkeit gegeben ist, ist faktisch der 
Beschluss des Gerichtes regelmäßig erst dann geschrieben, wenn 


das Kind bereits die Kita besucht. 


Es ist ein Trugschluss zu glauben, dass Kind würde gedeihen, 
wenn es nur bei der Mutter ist und es dieser allein „gut“ geht. Der 
Vater, der nicht das fünfte Rad am Wagen ist, ist mehr als Entlaster 
der Mutter und wichtige Bindungsperson zum Kind. Kinder 
entwickeln sich nach der Art, wie die Eltern zusammenleben - 


oder dies eben nicht tun. So erhalten sie eine auf Erfahrung und 


Vorbild beruhende Vorstellung, wie Mann oder Frau sein soll und 
welcher gesellschaftliche Erwartungshorizont an das Kind selbst 
gestellt wird. Für ein Mädchen könnte es daher unattraktiv sein, 
Mutter zu werden, wenn es kennengelernt hat, dass seine Mutter 
selbst nur arbeiten musste und wenig Wertschätzung aufgrund 
deren Abwesenheit und Anforderungen erlebt hat. Dies kann zu 
Identitätsstörungen führen. Das Kind sieht bei den Eltern, wie eine 
Beziehungsstruktur aussieht und funktioniert. Je nachdem, wie 
sich die Eltern gegenüberstehen, kann das Kind erfahren, dass 
Erwachsene zärtlich seien können, sich distanziert miteinander 
verhalten, Körperlichkeit leben oder nicht leben. Die Beziehung 
zeigt dem Kind, dass Menschen auch lieben können, ohne 
Abhängigkeiten zu entwickeln. Es lernt, dass man eine eigene 


Person bleibt, auch wenn man jemanden liebt. 


Der Vater kann für den Sohn der Wertmaßstab was das 
„Mannsein“ angeht sein, für die Tochter ist er womöglich der erste 
„Bewunderer“. Der Vater als anwesender Mann hat also vielfältige 
Funktionen in der Erziehung. Die seelisch wirksame Anwesenheit 
des Vaters hilft also bei der Identitätsbildung beim Kind, das 


diesem wiederum bei der eigenen Lebensbewältigung hilft. 


Der Vater begründet ein Dreieck mit (Vater + Kind + Mutter). In 
diesem Dreieck wird naturgemäß und wechselweise immer eine 


Person ausgeschlossen, wenn sich zwei zusammentun. Im besten 
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Fall kann das Kind dabei lernen, dass das zeitweise 
„Ausgeschlossensein“ ertragbar ist. Es bietet auch jedem die 
Gelegenheit, einmal für sich allein zu sein, ohne dass die 
Beziehungen zum anderen Familienmitglied dadurch Schaden 
nimmt. Erst dadurch, dass das Kind sozusagen zu dritt, bei 
mehreren Kindern in weiteren Lebensformen denken lernt, wird es 
in die Lage versetzt, unabhängig zu lernen, selbständig zu denken, 
zu verhandeln, ohne die Vorstellung zu entwickeln, jemanden bei 
diesem Tun zu verraten. Die Fähigkeit, zu dritt oder mehr zu 
denken und zu fühlen, hilft bei der Verselbständigung der 
einstmals abhängigen Kinder und ermöglicht diese Entwicklung. 
Bei diesem Tun spielt der real anwesende biologische Vater eine 
unersetzliche Rolle. Er prägt im Alltag das soziale Handeln mit 
und hilft, dass das Kind auch in der Phantasie das Denken zu dritt 
üben kann. Im Wechselmodell wird diese Art des Vorlebens und 


Denkens praktiziert. 


Gedankliches Umstellen 


Wenn wir davon ausgehen, dass das Recht der Kinder an ihren 
Vätern kein Angriff auf die Frau per se ist und nur ein 
Gleichgewicht und eine Gleichberechtigung der Eltern 
herbeiführen soll, so ist ein Schulterschluss zwischen dem Vater 
und der Mutter immer möglich. Es geht nicht um den 
Geschlechterkampf. Es geht nicht um eine irgendwie geartete 
Abkehr von der weiblichen! Emanzipation. Es geht um die 
Abschaffung von Diskriminierung. Diese Form der 
Diskriminierung ist Alltag und besteht darin, den Vater als 
Unterhaltspflichtigen zu sehen, der seine Kinder - wenn - marginal 
sieht und sie besteht darin, dass die Mutter eine determinierte 
Alleinlast der Erziehung absolvieren soll. Das System dieser 
Einstellung der Alleinerziehung ist ein System der Verlierer! 
Getrennterziehung statt Alleinerziehung ist ein Slogan, der präzise 


ausdrückt was gemeint ist. 
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Perspektive 


Am 02.10.2015 hat der Europarat die Resolution 2079, 
einstimmig, beschlossen. In dieser werden die europäischen 
Mitgliedsstaaten unter anderem dazu aufgefordert ein 
gemeinsames Sorgerecht ab der Geburt zu etablieren, unabhängig 


von Familienstand. 


Viel wichtiger ist allerdings der Abschnitt 5.5, in dem es heißt: 


"in ihre Gesetze den Grundsatz der Doppelresidenz 
(Wechselmodell) nach einer Trennung einzuführen, und 
Ausnahmen ausschließlich auf Fälle von Kindesmisshandlung, 
Vernachlässigung, oder häuslicher Gewalt einzuschränken, mit 
jener Zeitaufteilung, in der das Kind mit jedem Elternteil lebt, die 
entsprechend den Bedürfnissen und Interessen des Kindes 


angepasst sind." 


Ein Paukenschlag für die Gleichberechtigung von Mann und Frau, 
sowie ein Schritt zur tatsächlichen Wahrung des Kindeswohls. Es 
hat sich bereits in mehreren EU-Staaten gezeigt, dass Kinder, die 


in diesem Umgangsmodell aufwachsen, weniger 


Verhaltensanomalien zeigen und rund um als glücklicher 


angesehen werden. 


Auch die Streitigkeiten zwischen den getrennten Eltern haben 
abgenommen, um bis zu 80%. Denn die Eltern begegnen sich auf 
Augenhöhe, keiner ist Bittsteller, keiner hat mehr "Macht" über 
die Kinder. Viele Gegner der Doppelresidenz behaupten, dass 
dieses Abnehmen von Streitigkeiten damit zu tun hat, das sich 
Elternteile ja gar nicht mehr gegen den anderen Elternteil wehren 


könnten, denn die DR nimmt ihnen diese Möglichkeit. 


Vergessen wird hier leider, dass die DR zwar staatliches 
Ausgangsmodel ist, aber nicht das einzig mögliche Model ist. 
Natürlich werden dem Elternteil, der die DR nicht will, 
Möglichkeiten genommen dagegen vorzugehen, aber das ist auch 
richtig so. Denn nur eine echte Kindeswohlgefährdung darf dazu 
führen, dass ein Elternteil aus dem Leben des Kindes 
verschwindet. Persönliche Abneigungen, persönliche Meinungen 
und alles Weitere, das aus eigenen Befindlichkeiten entsteht, darf 
dort keine Rolle spielen. Denn es geht um die Kinder, nicht um die 


Eltern. 


Durch das Abnehmen der Streitigkeiten werden auch Kapazitäten 
an den Familiengerichten und den Jugendämtern frei, welche so 


ECHTE Einzelfallprüfungen erlauben. So wird auch in den fällen, 
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wo eine echte Kindeswohlgefährdung vorliegt, gerechter 


entschieden werden. 


Es ist nın an uns Eltern dafür zu sorgen, dass die 
Rechtsfortbildung die aus dieser Resolution entstehen muss, 
schnellsten vonstattengeht. Hierzu ist es unerlässlich das wir uns 
auf diese Resolution berufen, und deren Umsetzung fordern. 
Neben einem bald beginnenden Crowdfunding Projekt, um Eltern 
bei dem Gang an den EGMR zu unterstützen, habe ich ein 
Musterschreiben verfasst, welches als Hilfestellung dienen soll. 
Dieses Schreiben wurde mit Unterstützung von Rechtsexperten 
erstellt und Mediator Mag. Hans-Jürgen Gaugl half bei einigen 


Formulierungen aus. 


"Sehr geehrte Damen und Herren, 


Es wird unter Zugrundelegung der Erfahrungen, des Willens und 
der Bedürfnisse der Kinder, der Beobachtungen zu deren 
Entwicklung und deren zu beachtenden Rechte des gleichwertigen 
Umganges mit beiden Elternteilen, wobei dies im Interesse einer 
bestmöglichen Entwicklungsförderung geboten ist, eine dem 
Kindeswohl entsprechende großzügige Umgangsregelung 


hinsichtlich der Kinder beantragt 


In rechtlicher Hinsicht wird dazu vor allem ausgeführt, dass auch 
der Europarat zu den wortgleich in Deutschland ins BGB 
aufgenommenen Klarstellungen zum Kindeswohl seine 
Intentionen näher ausgeführt hat. Mit dem Ersuchen, dies zum Akt 
zu nehmen und in die Entscheidungsfindung mit einzubeziehen, 
wird dazu die Resolution 2079 des Europa Rates vom 02.10.2015 
als Anlage zum Antrag angeschlossen. Die zentrale Aussage dieser 
authentischen Interpretation des Europarates ‚zu den auch in 
Deutschland umgesetzten Bestimmungen zum Kindeswohl, 
entspricht dabei fast vollumfänglich unserem Vorschlag für eine 
Umgangsvereinbarung mit der Kindsmutter, weshalb ich diesen 
Vorschlag, erneut, zum Gegenstand meines Antrages auf 


gerichtliche Anordnung desselben mache. 


Die Resolution des Europäischen Rates basiert weitestgehend auf 
den Forschungsergebnissen und Studien namhafter Fachleute zum 
Umgang mit Kindern in Trennungs- und Scheidungssituationen 


und deren unmittelbaren Bedürfnissen. 


Da der Gesetzgeber „nicht zwischen dem betreuenden und dem 
nicht betreuenden Elternteil‘ unterscheidet, $ 1626 Abs. 3 Satz 1 
BGB „eine der wenigen Vorschriften die den Begriff des 


Kindeswohls ausfüllt“, beide Elternteile gleichberechtigt nennt, 
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und $ 1684 Abs. 1 BGB keine Unterscheidung zwischen 
Residenzmodell und Doppelresidenzmodell macht, sondern 
ebenfalls beide Elternteile gleichberechtigt „zum Umgang mit 
dem Kind verpflichtet und berechtigt“, ist nach der 
Rechtsmeinung des Antragstellers, wie bereits angedeutet, eine 
direkte Heranziehung der angenommenen Resolution zur 
authentischen Interpretation der Legaldefinition des Kindeswohls 


zulässig, wenn nicht sogar geboten. 


In diesem Zusammenhang wird auch auf den in Deutschland 
anstehenden Wechsel in der Judikatur verwiesen in der Hoffnung, 
dass der dabei zum Ausdruck gebrachten Interpretation des 
Kindeswohls auch von diesem Gericht gefolgt werden kann und 
meinem Antrag damit stattgegeben wird: in der 
höchstrichterlichen Entscheidung (BVerfG, 24.06.2015 - 1 BvR 
486/14) bleiben im Falle einer nicht-absoluten Parität sämtliche 
Regelungsbedürfnisse bzgl. Sorgerecht und Unterhaltsrecht 
vollkommen unberührt. Eine Ausweitung des Umganges zur 
Beinahe-Parität ist daher uneingeschränkt möglich. Weicht eine 
Umgangsregelung im Nachkomma-Bereich von der absoluten 
Parität 50:50 ab, besteht kein Regelungsbedarf im Sorgerechts- 


Teilbereich Aufenthaltsbestimmungsrecht. Es besteht ferner kein 


Regelbedarf im Bereich Unterhaltspflicht, da diese erst bei 


absoluter Parität erlischt. 


Es wird im Interesse unserer Kinder abschließend nochmals 
darum ersucht, dem Antrag stattzugeben, wobei ich mich 
unverändert einer vergleichsweisen Erzielung des gewünschten 


und für die Kinder erforderlichen Zielzustandes nicht verschließe.' 





' https://www.fischundfleisch.com/blogs/politik/europarat-beschliesst-die- 
doppelresidenz.html 
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Humoristische Einlage - Buchquizfrage: 


Ein Scharlatan ist eine Person, die vortäuscht, ein bestimmtes 
Wissen oder bestimmte Fähigkeiten zu besitzen, um sich einen 
Vorteil, meist materiell, zu verschaffen. [vgl. Wikipedia] (Dieses 
Verhalten ist in unseren Breitengraden strafwürdig) 


Frage: 


Ist ein gerichtlich bestellter Sachverständigengutachter, meist 
Psychologe, ein Scharlatan? (Die Frage der Akkreditierung bleibt 
unerheblich.) 


Ja 
Nein 
Ich weiß nicht 


Ich trau mich nicht 


Revolution 


Schreien wir oder heilen wir? Wir beeinflussen das Leben unserer 
Kinder, doch jeder Mensch bestimmt sein eigenes Leben selbst. 
Wir können uns arrangieren mit all dem, was wir sind oder sein 
wollen. Entscheiden Sie selbst, ob Sie in der Opferrolle verharren 
wollen oder etwas zu tun gedenken, was in Ihrer Macht liegt. 
Zusammen können wir die identitäre Persönlichkeitsentwicklung 
unserer Kinder durch beide Eltern fördern und damit die Zukunft 
wesentlich mitgestalten. Denn kein Elternteil ist ersetzbar. Wir 
leben in Zeiten von Meinungsfreiheit und dem Internet. Lassen 
Sie uns das nutzen. Wir haben uns daher verschiedene Strategien 
erarbeitet, wie wir die Welt, hier die der Kinder und deren Eltern 
im deutschsprachigen Raum etwas besser gestalten können. Neben 
den üblichen Optionen haben wir uns noch etwas Spezielles 
überlegt: Wir alle haben soziale Netzwerke. Teilen Sie das Buch 
und unsere Seite www.kgpg.de über ihre sozialen Netzwerke wie 
Facebook, Xing, Twitter, Youtube, Online-Petitionen, auf Arbeit, 
bei Freunden, per Mail etc. Verlinken Sie uns auf jedweder 
Homepage zu der Sie oder Ihre Bekannten Zugriff haben. 
Sprechen Sie über unsere Inhalte und schreiben Sie uns, was in 
der Praxis erfolgreich war, was nicht funktioniert hat oder was 
weiterhin offen geblieben ist, damit wir die Möglichkeit haben, in 


einer neuen Auflage, wie dieser 2. Auflage, alle weiteren 
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Probleme anzugehen. Treten Sie in Vereine ein und engagieren 
Sie sich allein oder mit uns. Teilen Sie auf unserer Homepage Ihre 
Erfolgserlebnisse, damit andere sie nachahmen können. Schreiben 
Sie, damit andere Hoffnung und Mut schöpfen. Schicken Sie mit 
jeder Ihrer Emails auch Ihre Signatur und einen Verweis auf 
dieses Buch mit. Lassen Sie uns zusammen Gerichte, Jugendämter 
und Beratungsstellen zum Umdenken und Einlenken bringen. 
Denn unsere Kinder sind unsere Zukunft. Erzählen Sie auch 
kinderlosen Paaren von dem Buch, die auf staatliche Hilfe 
angewiesen sind, weil auch diese von den Inhalten profitieren. 
Auch Eltern mit einer soliden Beziehung sowie Großeltern sind 
sicherlich daran interessiert, wie wichtig ihr Einfluss auf ihre 
Kinder ist. Verschenken Sie das Buch an Ihre Freunde oder Ihren 
zuständigen Jugendamtsmitarbeiter. Machen Sie das Buch zum 
Teil der Gerichtsakte und zwingen sie so die 
Verfahrensbeteiligten, das Buch zu lesen. Geben Sie es auf 
Elternabenden weiter und lassen Sie auch die Pädagogen, Erzieher 


und Ärzte davon profitieren. 


Insofern wir genügend sind, die die breiten modernen Medien und 
Möglichkeiten nutzen, werden wir einen Sieg erzielen - für unsere 


Kinder! 


Seien Sie dabei und ein Teil dieser Revolution. 


Kontakt & weitere Informationen: 


Yves-Jacques Yapi, Matthias Bräuer und Bobby Vander Pan 


info@kgpg.de 
info@menhelp.de 
www.kepg.de 
www.geld-für-kinder.de 
www.menhelp.de 


www.bobby-vander-pan.de 


KGPG Kindeswohlgefährdung per Gesetz @ Facebook & Youtube 
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Haftungsausschluss 


Wir beabsichtigen mit unserem Werk eine Ermessens- und 
Auslegungsreduzierung der staatlichen Gewalten gegen null - zum 
Wohle der Kinder und deren Eltern. Wir können jedoch weder 
Gewähr dafür bieten, noch Irrtümer ausschließen. Wir haben 
unsere Standpunkte juristischer Fachkunde unterzogen und uns 
belesen. Die konsultierten Juristen gehen zwar mit unseren 
Inhalten und Standpunkten konform, weisen aber ausdrücklich 
darauf hin, dass Rechtsbeugung und Rechtsbruch einer Gewalt 
schwer nachzuweisen sind. Zudem ist Recht eine Auslegungs- und 
Interpretationssache und kann daher unterschiedlich betrachtet 
werden. Wir greifen genau diese derzeitig vorherrschende und aus 
unserer Sicht falsche Rechtsauslegung an. Wir können aber nicht 
garantieren, dass, trotz unserer besten Absichten, unsere 
Empfehlungen auch immer zum Erfolg führen. Die Muster und 
Hilfestellungen haben wir so verfasst, wie wir sie als juristische 
Laien und nach aktuellem Kenntnisstand in der freien 
Gerichtsbarkeit anwenden würden und ähnlich angewandt haben. 
Unsere Inhalte ersetzen allerdings keine anwaltliche 
Rechtsberatung. Eine Einzelfallberatung kann das Buch nicht 
leisten. Die im Buch gestellte Quizfrage soll lediglich 


provozieren, humoristisch anregen und zu Debatten aufrufen. 
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